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lust durch Rechtsrisiken, EüZW 2017, 489; Schotten, Der Schutz des Rechtsverkelrs irn Internationalen Privatrecht, 
DNoZ 1994, 670; Schtitze, Klagen vor US-amerikanischen Gerichten - Probleme und Abwehrstrategien, NW 2005, 
579; Schütze, Übersetzungen im Europäischen und Internationalen Zivilprozessrecht - Probleme der Zustellung, RIW
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L Einführung

Das Intemationale Privatrecht und das Internationale Zivilprozessrecht stellen klassisches Rechtsanwen'

il;g;;i|[ä;i SeiOe f,aUen die Funktion, die sachgerechte Lösung vorl grenztiberschreitenden Rechtspro-

blemen zu ermöglichen. o.t.i U.tt"illäiä iton. B-edeutung des intemaiionalenJrivatrechts nicht nur in

von Rech-tsstreitigkeiten' Das Internationale Privatrecht

hat im Schuldrecht insbesoriäere Jielunktion, vän Anfang an Rechtssicherheit.äir die an einem solchen

grenzüberschfeitenden SchulJverhältnis beteiligten Parteieizu schaflen'2 Deshalb spielt das Internationale

privatrecht bei Weitem ni"t1inur in der forens-ischen, sondern insbesondere in der rechtsgestaltenden und

immer bedeutsamefe Rolle' Dies hängt vor allem mit der immer enger

ü;;fl;;*"g ;;t Wirtschaftsbeziehungen zusammen-' die sich nicht nur auf den

Raum der Europaischen Union, rono..tiou.tiuer hinaus auch auf das gesante ,,global village" bezieht'

t

Rn. 2; Geimer InZivil- 2v. Bar/Mankowski IPR AT $ I 
ProzR Rtt. i8.

Brand

IPRax 2010, 27Itopholler IPR $ 4lY 30; Magnus 
(27 t.).
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il Rechtsstaatlichkeit im Allgemeinen und die Verlässlichkeit von Vertragsbeziehungen im Besonderen haben 

lebt von der Vorhersehbarkeit derdie Rechtssicherheit zur unabdingbaren Voraussetzung. Rechtssicherheit
Pafteien köunen nur dann die mitRechtsanwendrurg.3 Die über einln Verhagsabschluss verhandelnden 

einschätzen und eingehen, wenn sie sich überdem Vertragsabsihluss verbundenen wirtschaftlichen Risiken
den Inhalt äer über den reinen Vertragstext hinausgehenden Rechtsvorscfuilten ün Klaren sind, werur ih'e

gnd P{lichten, die sich aus dem Gesetz ergeben, feststehen und wenn sie so Vomorge ftir denRechte 
treffen können, nämlich für den Fall von Störungen in der Vertragsabwicklung,,,worst caseo' .Klarheit 

gehört ciesiralb zu den unabdingbaren frber das anwendbare Recht und über den Gerichtsstand zu schaffen,
in der forensischen Tätigkeit eine nichtBestandteilen der anwaltlichen beratenden Tätigkeit. Dass dies 

mindergroße Rol1e spieit, bedarf keiner Erläuterung. 
europäisches Kollisions-Durch die R,om I-VOa und die Rom II-VOs ist ein weitgehend vereinheitlichtes 

geschaffen worden. Schon die Erw"ägungs'recht flir vertragliche und aüßervedragliche Schuldverhältnisse 
europäischen Rechtsakte, einengründe für beide Verordnungen erklären es zum allgemeinen Ziel die_ser 

zu 1eisten.6 Dabei ist die Verschränkung vonäeitrag zur Rechtssicherheiiim europäischen Rechtsraum 
zur Herstellulg von ReohtssicherheitInternätionalem Privatrecht und Intemationalem Zivilprozessrecht 

Internationale Zivilpro'und Vorhersehbarkeit ein entscheidender Faktor.T Während das außereuropäische 
Europäische Internationalezessrecht im Allgemeinen und auch das durch dio Brtissel Ia-VO8 normierte 

ein,,forum shopping" im Interesse desZivilprozessrecht durch die dort vorgesehenen Wahlgerichtsstände 
zu einer deutlichen.lerveiligen Mandanten ermöglichen,g ftihrt die Voreinheitlichung des Koliisionsrechts

-Einschiankrurg
Bereich der Europäiscirgn Unigl' Dryder,,Wettläu&" um den Gerichtsstand, zumindest im 

zwat den Parteien im Falie eines Rechtsstreits erhsbliche Angriffsmöglichkei-,,forum shop[ing,, eröffuet
die Möglictrkeit zum Nachweis ihrerten Lurd schafft insbesonclere filr die anwaitllchen Berater und Vertreter 

ein rechtsstaatliches Argemis. Insofernun*uftii"tt.n Kunst,l0 ist aber - so legitim es istll - durchaus auch
war die Brüssel I-VO nur ein erster Scluitt, der duch die Rom I-VO und die Rom II'VO seine Forlsetzung

sie eröffnen jedoch ohnegefunden hat. Zwu ist es sinnvoll und richtig, Wahigerichtsstände vorzusehen,l2 
des Klägers zu überlassen,äin einheitliches Koilisionsrecht häufig die Möglichkeit, es dem Wahlrecht 

Der anwaltlich beratene K1äger wirdwelches Recht auf eine bestimmte Rechtssheitigkeit angewandt wird. 
stets das ftir ihn günstigere materiel-als Kriterium fiir die Auswahl eines eröffneten Wahlgerichtsstandes 

Gerichtsstaates angewandt werden wtirde,]e Recht berücksichtigen, das nach den Kollisionsregeln des 
der Kollisionsnormen durch diewerur denn keine Recitswahl getroffen wird, Durch die Vereinheitlichung

Rom I-VO und die Rom II-Vb fällt dieses Kriterium zumindest innerhalb der Europäischen Union flir
Dies gilt jedenfalls dann, werut sichergestelltclie i1 den Verordnungel gercgelten Rechtsgebiete weg.13 

Recht auch richtig anwendet, wasist, dass das zuständiÄe Göricirt das ggf. anzuwendende ausländische

3 Kropholler IPR $ 4 lY 30. 

4 Verordnung (EG) Nr 593/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates v. 17.6.2008 über das auf 
vertragliche Schuldverhältnisse anzur,vcndende Reclrt 
(Rom I), A81.2008L177,6; Berichtigung in 
ABl, 2009 L 309/87: in Kraft seit dem 17.12 2009.

5 Verordnung (EG) Nr 864/2007 des Europäischen
Parlaments und des Rates v, 11.7.2007 über das auf 
außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht, ABl. 2007 L 199,40; in Krall seit dem 

11.1,2009.

6 Erwgr. 16 S. 1 zur Rom I-VO bzw. Erwgr. 6 zur 
Rom II-VO; s. hierzu auch Rauscher ETZPfuEUIPR/ 
v. Hein Rom I-VO Einl. Rn, 1.

7 S, hierzu auch Gebauer/Wiedmann Einll Rn. 185

8 Verordnung (EG) Nr 4412001 des Rates v 22.12.2000
tiber die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken- 
nung und Vollstreckttng von Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen, ABl. 2001 L 12, 1, geändert durch 
die Verordnung (EG) Nr 1791/2006, ABl. 2006 L 363, 

l; novellierl durch Verordnttng (EU) Nr 1215/2012 des 
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Europäischen Parlatnents Lrnd des Rates v.12.12.2012 

über die gerichtliclie Zuständigkeit türd die Anerken- 

nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen, A-Bl. 2012 L 351, l, in Kraft seit

dem 10.1.2015; + Rn. 56-60.
9 Mankowski zuW 2003, 2 ff,

i 0 Vgl. Kropholler FS Firsching, 1985, 165; Schack Int-
ZivilVerfR Rn. 271ff.; Geimel IntZivilProzR 
Rn. 1095 t'f.; s. hierzu auch Schritze RIW 2005, 

579 ff.; Paulus zuW 2006, 258 (260); Hess AG 2005, 

897 ft. 
1 I Zrr Bedeutung des fonrtn shopping bei Kartellscha- 

densersatzklagen und den Auswirkungen der Kartell- 
schadensersatzrichtlinie vgl. attch Wurmnest NZI(art 
2011.2tr.

12 Vgt. dazu Brand FormB ZivilVedAuslandsberührr"rng
A I 3ffl 

t3 Vgl. Lagarde RabelsZ 2004, 225 (230); s. attch 
Rauscher EuZPR/EuIPR/v. Hein Rorn I-VO Einl. 
Rn. l.



Fas anirsa0tlisl'le ftilaneiat [r-qx inteä natüona8sn $cä:r.stdrecl.l.9:

immer.vorausgesetzt werden kann.la Dass es deshalb nur in begrtindetenIeide| keineswegs Ausnallnefdllen
sinuvoll vorzusehen,-dass Gerichte r,vo auchist, durch Gerichtsstands' und Rechtswahlvereinbarungen -
hnmer - 

bedeutsamer Vorteil, der durch die Vereinheitlichung der Kollisionsnofinen A,

ilr'en fremdes Recht anwenden müssen, ist eine Erfahrung der praxis.

Ein ia'eiterer-für'die.Praxis
Rechtsraum geschaffen__wit'd, ist der faktische Abschied von Rück- undirn europäischen Weitervelvei- 

+_$bs. 1EGBGB,l5 der die Gesamtverweisung,snngen. Zwar.gilt {rr also den Grundsatz, wonach die Ver-
deutschen Kollisionsnorm auf ausläindischesrveisung der Recht auöit d"ssen Kollisionsnormen umfasst,l6

Bestirnmung wird allerdings ilreweiter. Diese Bedeutung weitgehend verlieren. Dies folgt eilerseits
I-VO ffir das vertragiiche Schuldrechtaus Att.20 Rom und anäererseits aus Art.24 Rom II-VO für

das außeryertragliche Schuldrecht. Aaders als Art.4 Abs. i EGBGB gehen die beiden Verordnungen so
weit, die kollisionsrechtlichen Verweisungen als ausschließliche Sachnoänverweisungen zu betrachte-n, also
vorn Prinzip der Gesamtverweisung Abstand nt nehmet.rl Aufgrund der Tatsache, dass innerhalb der
Europäischen Union flir diese Materien ohnehin die Kollisionsnormen vereinheitlicht sind, könnten auch
ohne diese Bestimmungen Rück- bzw. Weiterverweisungen bei Sachverhalten mit rein inner-europäischen
Rechtsbezug nicht rnehr vorkommen.ls Nachdern allerdings die beiden Verordnungen als Bestandteil der
jeweils_ nationalen hternationalen Privatrechtsordnungen zum unmittelbaren nationalen Kollisionsrecht
geworden.sind, wird das Verbot der Rück- und Weitervenveisung im Wesentlichen Wirkung in soichen Fall-
konstellationen entfalten, in denen Bezilge zu Drittstaaten außärhalb der Europäischen ünion bestehenre,
oder in denen zurn Beispiel in Schiedsvereinbarungen mit der Rechtswahl Ägleich die am Schiedsort 
geltenden Kollisionsnonnen vereinbart werden.2o Durch Art. 11 Rom III-VO2I soriie durch Art. 15 EuUnth-
Vo22 und dulch Art' 34 der EU'Erbrechtsverordnung23 ist das PÄnzip der Gesamtverweisung auch für die
Bereiclre des Scheidungs- und Erbrechts ausgeschlosien worden. Wie'in der Rom I-VO und där Rom II-VO
wurde dort nonniert, dass von_einer international privatrechtlichen Rechtsverweisung nur noch die Sach-
nortnen umfasst sind' Somit wird At.4 Abs. 1 EGBGB zunächst lediglich noch für sacheru.echtliche und
gesellschaftsrechtliche FPgestellungen Bedeutung haben, also für allJanderen Rechtsgebiete weitgeheld
obsolet werden. Auf diese Weise wird ein erheblicher Beitrag zvr Rechtssicherheit und zur Vorsehbarkeit

praxisdes anwendbaren Rechts geleistet, der sich in der segensreich auswirken wird, 
Dabei konnte schon bisher durch die verhagliche Rechtswahl die für die parteien so wichtige Vorherseh- s
barkeit der Rechtsanwendung sichergesteilt werden. Dies erkennt auch beispielsweise Erwälungsgrund 11
del Rom I'Vo an, wonach die freie Rechtswah.l der Parteien einer cler Ecksteine des Systeäs ä.i ro11i-
sionsnormen irn Bereich der vertraglichen Schuldverhältnisse ist. Gerade im internationalen schuldr.echtli-
chen Mandat iiegt dort einer der Schwerpunkte der beratenden Tätigkeit des Rechisanwalts. Das Bedürfnis
nach Beratung zumjeweils flir die Partei günstigsten Recht im VorÄld von Vertragsschlüssen wird mit der
wachsenden Intemationalisierung der Wirtschaftsbeziehungen weiter wachsen. D-ieses Bedürfiris werden
die meist nur mit ihrem nationalen Recht vertrauten Rechtiberaterinnen uad - berater allein kaum erfülien

14 So ist bspw. von englischen

1-5 Kropholler IPR g 24

Untergerichten, die häu- TRAl-Modellgesetz
fig nicht mit Juristen auf der Richterbank besetzt schiedsgerichtsbarkeit
sind, bekannt, dass sie zwar die Verpflichtung, aus- IPRax2021, 544 nAnn Pika IPRax
Itindisches Recht anzuwenden, zur Kenntnis iehmen, IT Verordnung (EU)Nr.1259/2010
dann aber in Ennangelung näherer Kenntnisse des 20.12.2010 zur
ausländischen Rechts nicht etwa den Versuch unter- sammenarbeit im Bereioh
nehmen, den Inhalt des ausländischen Rechts zu er- und Trennung
mitteln, sondern davon ausgehen, dass das ausländi- wendenden
sche Recht dern englischen Recht gleich ist. Aufdie- 343,10. 
se Weise wenden sie dann im Ergebnis englisches 22 Verordnung (EG)
R,ech.t a1 Gegen derartige Unsitten in der Rechtspra_ über die
xis slnd natttrlich keinerlei gesetzgeberischen Kräuter Anerkennung und Vollstreckung
gewachsen; s. zur deutschen Rechtslage der Anwen-
dung der Iex fori bei Nicht Ennittelbarkeit des aus- A3,1.20Og L 7,1 iVm Arr.
ländischen materiellen Rechts + Rn.55

III, 17 B;NK-BGB/Freitag 
EGBGB Art. 4 tur. 2 ff.

t6 Vgl. Gruneberg/Thom EGBGB Arr.4 Rn. 1.

17 S. Gnineberg/Thom Rom I-VO Art.20 Rn. l; Gnine_
berglThorn Rorn tI-VO.A.fi.24 Rn. i.

18 S. hierzu ausf. MüKoBCB/Maitiny Rorn I-VO keit,
Art.20 Rn. 5.

l9 Grrineberg/Thorn Rorn II-VO Art.24 Rn. l.
20 MüKoBGB/Martiny Rom I-VO Art.20 Rn. 5: s. aber

die Auslegungsregel in Art.28 Abs. I S 2 UNCI- Simon/Buschbaum NIW 2012, 2393 e396).

über die Internationale Handels-
von 1985, s. hierzu auch BGH

2021, 508.
des Rates vom

Durchfiihnrng einer verstärktsn Zu-
des aufdie Ehescheidung

ohne Auflösrurg des Ehebandes anzu-
Rechts; seit dem 21.6.2012, ABl.2010 L

Nr 4/2009 des Rates v. 18.12.2009
ZustJindigkeit, das anwendbare Recht, die

von Entscheidungen
und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen.

12 des Haager protlkolls
vom23.11.2007 uber das auf Unterhaltspflichten an-
zuwendende Recht, ABl. 2009 L 331, 19, aufdie 
Art. 15 EuUnthVO verweist und der ebenfalls die
Rtlck- und Weiterverweisrng ausschließt.

23 Verordnung (EU) Nr 650/2012 des Europaischen par-
laments und des Prates v. 4.7 .2012 über die Zuständig-

das anzuwendende Recht, die Anerkennung und
Vollstreckung offentlicher Urkunden in Erbsachen so-
wie zur Ernführung eines europaischen Nachlass-
zeugrrisses, ABL2012L201, I07; s. hierzu ausf.
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a Wie tragfdhig der Baustein des europäischen

können. Aus diesem Grund witd die grenzübersclueitende Kooperation von Anwaltskanzleienweilet

nehmen. Längst befinden sich nicht ni. di. u* Wirtschaftslebeo B"t.iligt.n, sondem auch die Rechtsord'

nungen selbsfim Wettbeweft. Mit d** ,,Bündnis fur das deutsche Recht"24 und der Initiative ,,Larv Made

ir;ä;;;t;";olite ."hon vor 15 Jahren riurch eine konzertierte Aktion sowohl des Bundesjustizministeri'

ums als auch der Anwaltschaft flir die Anwendung deutschen Rechts im intemationalen Wettbewerb der

Rechtsordnungen geworben werden. Viel hat dies bisher nicht bewirken können. In diesem Wettbewerb

wird man nic[t atlein durch Werbr.rng bestehen können, sondem nur dadurch,, dass die Vorschriften des

nationalen Rechts an die Erfordemisse des internationalen Wirtschaftsverkehrd angepasst werden.26 Das

materielle Recht und das reohtsstaatliche Garantien umsetzende Verfalrrensrecht stellen deshalb einen

bedeutenden Standortvofieil dar.27 Das neue europäische Kollisionsrecht bildet einen Baustein flir einen

solchen Standortvorteil fii1. die Mitgliedstaaten dei BU ün internationalen Wettbewerb der Rechtsordnun'

!.rr. orn Standortvodeil ftir den Jeweiligen nationalen Gerichtsstand müssen sich die Naiionalstaaten

äurch ein adäquates, reohtsstaatlichön Anfoiderungen genügendes und zugieich.modernes2s Verfahrensrecht

jeweils selbstiichern. Dem dienen die Bemühungen beispielsweise.der Bundesrepublik Deutsohland um

äi" eir,füh*ng von ,,Commercial Courts", vor däen Rechtsstreite in englischer Sprache geftihrt werden

können.2e Die-emüchternden Erkenntnisse der vom Bundesjustizministerium in Auftrag gegebenen Studie

zu den Ursachen des Rückgangs der Eingangszahlen bei den dentschen Zivilgeriottetfo belegen, dass selbst

i' rein nationalel Rechtsstreitigkeiten hiufig von der Inanspruohnahme der deutschen Zivilgerichte wegen

der langen Verfahrensdauer,,nä d", UnvorGrsehbarkeit der Entscheidungen abgeraten wird. Unter diesen

Vorausätzungen auf intemationaler Ebene ftir den Gerichtsstandort Deutschland zu werben, ist schwierig.
Bund und Ländor'des deutschen Justizsystems durchEs bedarfclesf,alb zusätzlioh einer Erttichtigung 

die EU in der Zukun{tl(ollisionsrechts als Standortvorteil flir

sein wiid, wlrd sich anhand cler'*uit..rn Rechtsentwicklung zu erwelsen habe.n.. Von Heinhat zu Recht

äuÄf liner*iesen,l dass beispielsweise die Rom I-VO zugieich der ,,Materialisierung des deutschen urd

;Gi;;#r pR. 'di.nt.rt
Daäit diene die Harmonisierung des IPR nicht nur den Interessen cles Rechts'

u..kah., und der Vorhersehbarkeit des anwendbaren Rechts, sondern auoh der Durchsetzung von sozialen

Anliegen, was sich schon - in Abkehr vom insorveit wertneutralen IPR klassisoher Prägrrng * beispielswei-

,. g"i"nüb". Verbrauchern und Arbeitnehmern in den Vorschriften der Art' 6 und 8 Rom I-VO zeige. Dies

"Gn"t
auch Erwägringsgrund 23 Rorrr I-VO ausdrücklich an, der die Bevorzugung der schwächeren Partei

zum Schutzarreck der Kollisionsnornen erhebt. In dieser Tendenz liegen Chance und Risiko zugleich. Zwar
Rechtsnormendie Akaeptanz von europäischenmas ein srößerer Verbraucher- und Arbeitnehmerschutz 

gesellschaftspolitischeni;;";;;.;höhen. Die überfi.achtung von Rechtsanwendungsrecht mi1 ssz,jal' und

Ärii.g* f."* aber zugleich als Hemäschuh 

Präsenta-

für die wirtschaftiiche Entwioklung und damit zum Mtihlstein

24 Gegründet am 27.10.2008 mit dem Ziel, die 

tion des deutschen Rechts im Ausland zu verbessern 

und denZugangzu deutschen Rechtstexten zu er- 
<http: Ilwww.bmj v. de/DE/Themeleichtem, vgl. dazu 

n/EuropaUndlntemationaleZusammenarbeit/Buendni 
sDeutschesRecht/B uendnisDeutschesRecht-node. h 

tml>.
25 S. hiezu Gilsberg AnwBl. 2014, 946 ff
26 Vgl. bspw die Initiative des Deutschen Anwaltver-

eins zur VerbesserLng der Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschen Rechts durch Andenrng des AGB-Rechts 

für den untemehmerischen Rechtsverkehr; Stellung- 
<https:l/anwaltvernahme Nr. 2312012, abtufbar unter 

e in. de/de/newsroo rnl id'2012'23? file=fi les/anwal tvere 

in. de/downloads/newsroom/stellttng nahmenl 20t2/D A 
V-SN-23-2012.PdD. 

27 BrandNJW 2012,1116 (1120); Brand Grenzüber- 

schreitendor kollektiver Rechtsschutz, in Singer 

S. 209 tr ; s. hierzu auch ausf. Kieninger Wettbe\ryerb 

der Privatrechtsordnungen; Eidenmüller JZ 2009' 
641 ff.; Rauscher EuZPR/EulPR/v. Hein Rom I-VO 
Einl. Rn.2; eingehend Wagner Dispute Resolution as 

a Product, in Eidenmüller S. 341 ff .; s auch Wemicke 

N.IW 2017, 3038; Wagner NJW-aktuell 7 /2018, 12 

(12t.). 
28 Vgl. Netzer AnrvBl. 2018, 280.

der Justiz29 S. die Eckpunkte des Bundesrninisteriums 
zur Stärkung der Gerichte in Wirtsohaftsstreitigkeiten 

r.rnd zur Einführung von Commercial Courls, abnrfbar 

unter: <https ://www. bmj. de/SharedDocs/Downloads/ 
DE/Fachinformationen/Commercial-CoLrts Eckpun 

kte.html>. Allerdings dürften die nach wie unzurei- 

chende Ausstattung der deutschen Justiz und der 
überStreit zwischen Bundesregierung und Ländern 

derdie FinanzicrLurg der überfälligen Digiralisierung 

Gerichte kaum zur Erhöhung der Attrat<tivität des 

denJrlstizstandorts Deutschland beitragen, vgl, etwa 

emüchtemden Beschluss der Herbstkonferenz der 
zÖ-Länderjustizminister vom 10.11.2022, mit dem die 

gerliche Verstetigung des Paktes ftir den Rechtsstaat 

und Digitalpakt durch das Bundesjustizministerium 
gerügt wird; s. auch Brand DRi22023,176ft. 

30 Abschlirssbericht zum Forschungsvorhaben,,Erfor- 

schung der Ursachen des Rückgangs der Eingangs- 

zahlen bei den Zivilgerichten" v 21 42023,5.343' 
abrufbar unter: <https://lvww. bmj de/SharedDocs/Do 

/Abschlussbericht-Eiwnloads/DE/Fachinformationen 
9 0>ngangszahlenJivil gerichte. html? nn= ti 04

31 Rauscher EuZPR./ELrlPR/v. FIein Rom I-VO Einl

Rn.4 mwN; v. Hein Günstigkeitsprinzip im [ntema- 

tionalen Deliktsrecht S. 73 ff. 
(335): Mankowski in32 So atrclr Schaub J22005,328 

Aufbruch nach Europa S. 595 (598 f )
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de| europäischen Rechtsordnung werden.33 Dies gilt insbesondere dann, werur
",. Hals cter. Attr.alctivität
ilii"lj"frf..it.n zur Rechtswahl eingeschr'ärkt werden.34 Ob die Europäische Korunission ilrem Ziel der

die ständige Ausweitung der Verbraucherrechteii"',iannrirfterung rlurch 
Bemü-

* und sei es über deu Utnweg von

läiirJonrrro"1",i - tuträ.hli"h näherkommt, mag ernsthaft bezweifelt werden.3s Zwar stehen diese

rnit Art, 169 AEUV, der einen hohen Verbraucherschutzstandard fordert; zu fragen istr,,"'."n ir Einklalg
eher durch materielle Rechtsvorschriften, wie beispielsweise die EU-Richtlinie überi"in?f," of, dies nicht 

sollte als über dasVerblaucher36 und deren Umsefzung in nationales Recht, erzielt weldenäi. nr.ft6 der 
Rechtsatrrvendungsrecht' 

Europäischen Inter-Die vor allem von der Europäischen Komrnission vorangetriebetre Fortentwicklung des

nationalen Privatrechts bewirkt in jedem Fall, dass sich die anwaltlichen Beraterinnen und Berater künfiig

rnehr demr je mit den Fragen des Internationalen Privatrechts vertraut machen müssen. Erneut in ihrer Ver*
gemacht. Dort3.8.2015 hat die Europäische Kommission dies unmissverständlich deutlichlautbarulg vom 

dass das Inteniationale Privatrecht zu einer eigenständigen europäischen Rechtsdisziplin,hat sie auigeführt, 
sich keine Juristin und

.ienseits dei nationalen Rechte der Mitgliedstaaten werden solle, was dazu führe, dass
- kein grenzLibersclueitendel RechtsverhälhiisseJurist in diesem durch seine Grenzen und die Vielfalt der 

sich nicht über die neuestegeprägten Europa leisten könne, an dieser Entwicklung vorbeizugehen und 
der Europäischen Union auf demEntrvicklunger.r auf diesem ,Jcompiexen und maßgeblichen Tätigkeitsfeld 

gilt ftir die beratende Tätigkeit in gleichem Maße wie für die forensischeLaufenden zv halten".31 Dies 
praxis, die sichund selbstverständlich nicht nur für die Anwaltschaft, sondem auch ftir die Riclrterschaft, 

Dschun-gleichermaßen im ,,Dschungel" der europäischen Kollisionsregeln zurecht finden muss.38 Diesen 

gel zurnindest flir die Bereiche des vertraglichen und außervertraglichen Schuidrechts übersichtlicher zu 
der Rommacfien, ist das Ziel der Rom I-VO und der Rorn II-VO sowie irn Bereich des Scheidungsrcchts 

III-VO und auf dem Gebiet des Erbreehts der EuErbVO. 

lnterlationale Sachverhalte ff.ihren nicht nw zu erweiterten Pflichten der anwaltlichen Berate4 sondem auch 

zu erhöhten Anforderungen in del notariellen Fraxis. An zwei einfachen Beispielen sei dies verdeutlicht: 

Bestehen beispielsweise bei einer Beurkundung Zvteifel an der Geschäftsfiihigi<eit einer Vertragspariei,
treffen die Notarin oder den Notar zusätzliche Informations- und Belehrungspflichten. $ il Abs. 1 BeurkG 

siehi vor, dass für den Fa1l, dass einem Beteiliglen nach der Überzeugung des Notars die erforderliclie 
Geschäftsftihigkeit fehlt, die Beurkundung abgelehnt werden soll. Gemäß $11 Abs.I S.2 BeurkG soll der 
Notar Zweifel an der erforderlichen Geschäftsftihigkeit eines Beteiligten in der Niederschrift feststellen. 

In der Beurkundungssituation mit ausschließlich inländischen Beteiligten wird der Notar sich also in der 

Regel darauf beschränken, sich durch sein Gespräch mit den Beteiligten von deren Geschäftsfähigkeit 
iSv g 104 Nr.2 BGB zu tiberzeugen und dies ggf. in der Urkunde vemerken. $ 11 BeurkG verpflichtet 
den Notar nicht, die Geschäftsftihigkeil jedes formell Beteiiigten zu übetprüfen, sondem bestimmt nur die 
Amtspflichteir in den Fällen, il denon der Notar Zweifel an der Geschäftsfahigkeit einer der Vertragspartei- 
en hat oder von deren Fehlen überzeugt ist.3e Bestehen keine besonderen Anhaltspunkte, die den Zweifel 
al der Geschäftsfdhigkeit begründen, müssen Notare auch keine Nachforschungeu anstellen.ao Bei reinen 
hlandsverfägen werden die Notarin oder der Notar das deutsche Vo1ljähdgkeitsl'echt im Blick haben und 
evontuell notwendige Genehmigungen im Sinne von g 108 BGB einholen sowie darauf hinweisen, dass 

der Verh'ag bis zur Erteilung der Genehmigung schwebend rurwirlcsam ist.41 Die Geschäftsfldhigkeit riclrtet 
sich aber nach dem jeweiligen Heimatreoht der Parteien, was zu dem Problem führt, dass das ausländische 

Geschäftsftihigkeitsrecht einsctrließlicli des Volljährigkeitsrechts - bei Erschienenen unterschiedlicher Na-

33 Vgl. hierzu grundsätzlich Brand NJW 2017, 3558 ff. ischen Union - Leitfaden für die Praxis", abrufbar
34 Vgl, hierzu allerdings befriLrwortend Eidenmüller JZ unter <h11ps ://op. europa.eu/de/publication-detail/-/pu 

2009,641 (6s1). blication/a9da11b 8-0a6a- 491e-8ae9-a0ff9d7e8535>, 

35 Vgl. hierzu auch Tamm GPR 2010, 281. S. 5; S. a. Schaub JZ 2005, 328 (329); zu den Auswir- 
36 RL201V83/EU, A81.2011 L304,64; s. hierzu auch kungen auf die Juristenausbildung beispielhaft ftir 

Fragen des Ewopäischen Zivilprozessrechts vgl.Sohwab/Giesemann EUZW 2012, 2 53 ff ; s. zur Kl au- 
selrichtlinie Graf v. Westphalen N.IW 2013, 961 ff. Die Schäuble/KaltenbachJuS 2012, 131 ff.
Umsetzung der Verbraucherrechterichtlinie in deut- 38 Schaub lZ 2005, 328 unter Berufung auf Reimann 

Conflict of Laws in Westem Europe.sches Recht durch das VerbrRRL-UG zB in $$ 312,

3l2a-312k BGB und Ar1.246ff. ECBGB ist freilich 39 BeckOK BeurkG/Bremkamp BeurkG $ 11 Rn. 2.

derart unübersichtlich und nahezu unlesbar geraten, 

dass sre nur als rnisslungen bezeichnet werden kann; 
s. zur Umsetzung in deutsches Recht auch Wende- 
horst NJW 2014, 577 ff,; Kramme NM 2015, 279 ff. Auslandsbeziehung eine Prüfungspflicht des Notars 

besteht.37 Vgl. Bekanntmachung der Generaldirektion Justiz
und Imeres v 3.8.2015; s. auch das Dokument,,Justi- 41 MüKoBGB/Spickhoff BGB $ 108 Rn. l-3. 
zielle Zusammenarbeit in Zivilsachen in der Europä-

40 OLG Frankfurt/tr4. DNotZ 1978,506, vgl. auch BGH
DNotZ 1963, 315 (316) wo der BGH betont, dass nur 
bei objektiven AnhaltSpunkten für das Bestehen einer

v
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Notar in a1ler Regel nictit

t] Ahnlich bedeutsam stellt sich

tionalität, insbesondere werur diese zwischen 18 und 21 Jahren a1t sind - dem

bekannt sein wird. In einem solchen Fal1 muss der Notar nach $ 17 Abs. 3 BeurkG die Parteien daraul

hinweisen, dass ausländisches Recht rnöglicherweise zur Anwenclung kommen kann'42 Es ist jedoch nicht

clie Pflicht des Notars, oie pärteien über'den lnhalt des ausländischen Rechts zu belehren' $ 17 Abs' 3 S 3

BeurkG.a3 Auch muss a., xotul: oi"t-rt bestimmen, welches Recht zur An#enclung kommt'aa Notarinnen und

Notare müssen oie verti'agsp;rteien jedoch beispielsweise clarauf hinweisen, dass d'rch die Anu'endung

ausländischen Rechts gegebe'nlnftm äin hOheres^Volljtihrigkeitsalter gelten und deshalb der zu beurkunden-

ä""V"J."J*oglielienieise "".itf."t* nach, so wird sie aufgmnd ihrer
t.i. ktinnte.aiGehi dann die so Sulgeldärte Vertragspartei dennoch

"irgi
f.r'i*g."nach der voirjaruigt"it ihres ausländischen Vertragspafiners

.iÄ".." irfr.Tarsigkeit nichlä.1o"dur"h Art. 13 Rom I-VO geschüta' Nach.dieser. Vorschrift kann sich eine

natürliche Person, die nach cletn geschäfts- Lrnd handlungsftihig wäre'Recht dieses Staates rechts-; {1n a1f

ihre, sich nach dem Recnt eines ancleren Staates ergebende Richts-, Geschäfts- und Handlungsunftihigkeit

berufen, wenn die unA"." V"Jrug.pärt.i t.i V.tttug"tsctrluss diese Rechts-, Geschäfts- und Handiungsunfti-

(+ Rom I-VO Art' 13 Rn' 15 f')'fYuhtla*igk"it nichika'ate1,G[rit i."*t. oder infolge uon 
der Urkunde eine aus-die Situation in einem zr,veiten Beispiel dar: Wemr.an

tänclische juristische Pcrson beteiligt ist, wird der Notar nicht ohne weiteres in der Lage sein festzustellen'

ob der fi.ir diese juristisch. p".ron ürr.hi.n.n. tatsächlich vertretungsbefugl.ist oder ob seine Vollmacht

von einem vertrefungsberertiigten Ces.ttschaftsorgan unterzeichnet wurde. Bei einer detltschen.juristischen

person isr dies druch d.r 11|ä;i;;*irt.tuuu,.'g zirmeist leicht feststellbar' In vielen ausländischen Siaaten'

irurerl.ralb wie außerhalb d;Hö;i;;t.n unlon, gibr es aber kein dem deutschen system vergleichba-

res Registerwesen. Wer b"i;pi;ir;;it. ftit eine- Uiiiiscfre Company with Limited Liabilify berechtigt ist'

Verträge für die Gesellscnaä abzuschließen ocler eire Vollmaiht auszustellen, ergibt sich aufgrund der

unterschiede nvischen ciem deutscnen Geschäftsft.ihungsmodell und dem britischen Board-system aus

den bei dem englischen ,,C;;;"; House" geführte, Ünterlagen nicht ohne Weite'es' Häufig wird ein

erforderlichzur vollmächtserteilungBeschiuss des Bomd of Direötors .sein'
Ein Notar oder auch ein

anwaltlicher Berater, der üUer diese Flagen beispielslveise 6ei dem Abschluss und der Beurkundung eines

intemationalen UntemehmensliarÄertrales ohrä eigene Kenntnisverschaffiing und ohne zumindest eine

Belehrung über die mögliche Unwirksäkeit des Verlrages hinveggehi, ge{iil,'det die Wirksamkeit des

abzuschließenden vertrages.
- wichtig

ist deshalb schon äus Flaftungsgninclen, class der Notat oder die

Notarin in der Niederschrif zumindäst einen Vermerk über diese Belelirung attfirehmen' Allerdings dient

der Belehrungsvermerk l"di;;;-Ä;*"1r^u.rk.nou 
$ 19 BNotO möglich ist'

zur Absichentng der Notare, wenn sie die Notarhaftung

vermeiden lvo1len, die nach

Dabei ist im Einzelnen durchaus umsf itten, inwier,veit eine Notarin oder ein Notar ihr Haftung in Fällen

mit Auslanclsberühr.ung uurr.hli"ß"n ocler einschränken können. Atlch wenn der Notar nicht verpflichtet ist'

tiber ausländisches Recht zu belehren, sollte eine Flaftung jedeflfalls clann mög1ich sein, werLn sich ein r\otar

trotz fehlender Pflicht dazu entscheidet, eine Belehrung äü"l. Ous ausländischÄ Recht vorzunehmen'47 Durch

die Einschränkung, ,u1. e.f"frrr1ng üüer'den Inhalt ausländischer Rechtsordnungen nicht verpflichtet zu sein'

wircl somit lediglich clie Belehnrngspflicht des Notars einerseits begründet und. andererseits begrenzt' nicht

jedoch die Ha{tung des Notars.as öeraten deutsche Nolare über auslänclisches Recht - r'vovon grundsätzlich

abzwaten ist - , haften sie atrch fur fehlerhafte Beratung.ae Anstatt im ausländischen Recht zu beraten'

sollten auch Notare deshaib viel stärker als es in cler PrJxis heute noch der Fall ist bei der Beurkundung

von grenzüberschreitenden schuldrechtlichen Rechtsakten die Zusammenalbeit mit Notarinnen und Notmen

;;;;;;;t;h.rio aufgrunJ J.r notwendigen Beachtung der jeweiligen Sourer'Ziniiätsrechte der Staaten

und der clamit verbunde"* "t."ii".iaen auoh Notare im
Bächränlclrng äer UrkLtnclsgervalt*sl.lst eine Zusatnmenarbeit

zwar rtlr nach jewoiligem Brru.tt.n des Notats mtiglioti Es ist jedoch erforderlich' dass
Mittel und^Wege finden"Europäislemng der RechtsbeziehrurgenZeitallerde.Globalisierung oär.J"O.nfulis

um ihre Au{lraggeber urrrnf.iäräÄuersckeitenden 

(227); s a Frerul

Transaktionei.r untersttitzen zu können 52

42 Amann MittBayNor 1986, 222
62Mienneister/Frenz BeurkG $ 17 Rn 

1993,305 (307)43 S. daar ausf. Bardy IvIittRhNotK
44 S, hierzu auch BeckOI( BeurkG/KÖther BeurkG $ 17

Rn. 104 ff. 
(674).45 Schotten DNoZ 1994, 670

46 BGH DNoZ 1974,296 (301).

47 Bardy MittRhNotl( i993, 305 

stand. 
17 Rn 62

(307) rnwN zrtm Streit-

48 FrenzltMiermeister/Frenz BeurkG $

49 Frenz,Miermeister/Frenz- BeurkG $ 
22Notar-HdB/Zimmermann $ 28 Rn
17 Rn' 62; Beck-

iiber die Verlrettrngsbelttg-s0 Bsorv. bei Unsicherheiten 
Persoll dLlrchms ftir eine ausländischejtrristische 

eines ausländischeneine Vertretungsbescheinigung 
l Nr 1 BNotO für den umge-Notars wie sie $ 21 Abs 

kehrten Fall clei Bestatigung der Vertretungsbelugnis

lür eine deutschejuristische Person vorsieht s zur

Gleichrvertigkeit äuslandischer Vertrehurgsbesche in i-

gungen Schippel/Gork/Sander BNotO $ 

lla Rn 151 Sohippel/Gork/Ptils BNotO $ 
2002, 325 (363)

21 Rn ll tT'

52 Fleischhauer DNo1Z

10 Brartcl
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vor. diesenr Hi'tergr.und. u,urde schon am 4.2.1995 in Neapel del Eul"opäische Kodex des notariellen
den die Möglichkeit für die grenzüberschreitende Zusamrnenalbeitc.^-.r-o.pnhrs)r verabscnredet, durch 

hervor, der bereits 1998.:::,";;;;;;;schafl'en 
Regeiungen ar einer möglichen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit

iverden sollte.5a Aus diesem Kodex ging der $l1a BNotO

].:'j,:';;;,6""ineefüer uurde urd
:::;"";;;;; uo,ii"hi So ra'ird doft bestimmt, dass ein Notar einen im Ausland bestellten Notar auf

,].".",,'i*".fr"1 bei seiuen Arntsgeschäften tnlterstützen kann und sich zu diesern Zrveck ins Ausland
ist es, wenn der deutsche Notar" auf Veranlassuug seines Klienten ilrni].""n.,, f.unu. Nic6r aust'eichend 

Umgekehrt darf ein im Ausland bestellter Notar auf Ersuchen eines inländischenirJarrlr,,A begleitet.ss

närui, ai.r"r" 1 untel Beachtung der für deutsche Notale geltenden Pflichten - kollegiale Hilfe leisten.

i.t""".f, Ansicht des deutschen Notars die Zu?iehung des ausländischen-_Kollegen zweckmäßig, so kann er

äj"r'ä"rf, ohle Zustiurmrmg der Parteien trur.s6 Die oben zitiede PfliclttsT eines jeden Juristen, sich mit der'

iriiemationalisier.ung der Rechtsbeziehungen urd der sich daraus ergebenden Benrfspfliclrten eingehend zu

hier deutlich'befassen, wird auch 

Eeratungspraxisil. Die anwaltliche 

anrvaltliche Tätigkeit irn intemationalen Schuldreclrt gliedet sich auf in diel.,4.llgerneines. Die klassische 
Praxis einerseits und die forensische Tätigkeit andererseits, wobei zu letztercraußerger.ichtliche beratende

alch 
Schuldrecht insbesondere bei6äufig rvertlos ist.s8 Dabei wird die anwaltliche Belatung itn internationalen 

Beratung wäregrenziiberschreitenden Verlragsverhandhurgen und - abschlüssen gesucht. Die anwaltliche 
zu ,,gerichtsfesten" Verträgen

- das
Vollstreckungsverfaluen gehört, ohne das der schönste forensische Erfolg fur den Mandanten

allerdings unvollständig und - schlimmstenfalls - mangelhaft, weun sie nicht
fiillt, also die niögliche gelichtliche Auseinandersetzung in der Beratungsleistung 

gilt insbesoudere deshalb, weiltelcle Proiis ist deshalb ohre forensische Erfall'ung kaum möglich. Dies 
gegen den ,,worst case", niüllich dender.rechtsucheude Mandant sich durch die anrvaltliche Belatung 

Fall von Leisfungsstörungen irn Vertragsverhältnis und anschließenden gerichtlichen Auseinandersetzungen 
absichern möchte. 

Dabei bestehf eine der gefl{lrlichsten Fehlerquellen in der anr,i'altlichen Beratungspraxis im Schuldrecltt 
häufig dalin, dass die grenzübelschreitenden Aspekte der anwaltlichen Beratung übersehen werden. Der 

geht rnögli-

nicht antizipierl. Bela-

Mandant, der seinen Anrvalt darum bittet, Allgemeine Geschäftsbedingungen zu entwerlbn,
chenveise wie selbsfvelständlich davon aus, dass diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowohl liir 
nationale Verlragsabschlüsse a1s auch für'grenzüberschreitende vertragliche Beziehungen eingesetzt werden 
können. Es ist daher die Aufgabe des anlvaltlichen Beraters, zu Beginn einer derartigen Beratung festzu- 

stellen, ob sich nicht möglicherweise grenzüberschreitende Bezüge, insbesondere zu Nicht-EU Staateu,5e 

elgeben können. Bei der Entwicklung von Onlineshops ist diese Notwendigkeit ebenso evident rvie auch 

beispielsweise im Familien- und Erbrecht, weil die Parteien eines Ehevedrages möglicherweise im Veliauf 
ihler Ehe entwedel unterschiedliche Staatsangehörigkeiten besitzen60 oder amefunen oder ins Ausland 
verziehen oder nach der Errichtung eines Testarnentes Vernögensgegenstäinde irn Ausland enverben, die 
rnögliolierweise im Belegenheitsstaät besonderen Vorscfuilten im Sime von Ar1. 30 EuErbVO unterliegen.6l 
Die zunehmende Intemationalisierung der Rechtsbeziehungen zwiugt aus diesem Grund den anwaltlichen
Berater dazn, sich ir .iedem Mandat dar'über bewusst zu seir, dass gegebenenfalls kollisionsrechtliche 
Fragestellungen auftauchen können, die im Ergebnis dann auch zur Befassung mit dem materiellen Recht 

ausländischer Rechtsordnungen zwingen können. 

In der Rom I-VO und der Rorn II-VO finden sich naturgemäß, rveil es sich um Kollisionsrecht handelt-
- keine ltegelungen zum gelichtlichen Velfahren. Lediglich At. I Abs. 3 Rom I-VO bestimmt, dass die

gilt.Rom I-VO unbeschadet der Regelung des Art. 18 Rom I-VO zum Beweislecht nicht fiir das Verfafuen 

53 Neugelasst durch Beschluss der Konlerenz der Nota- Rechts- und Wirlschallsverkehr zwischen EU-Mit- 
gliedstaaten insoweit manche Probletne.

'2'.

'"r:::

DNotZ2003,72. 
54 Deutscliland 7 % aller Ehen genischt-national, dieserDazu ausf. Schippel DNotZ 1995, 334. 

55 Anteil ist bis 2021 etwa gleichgeblieben. Im Jahr 1996Schippel/Görk/Puls BNotO $ lla Rn. 11

s6 .ledoch kann er sie bei feh;lender Zustimrnung nicht waren dies nur 3

riate der Europäischen Union (CNUE) v. 9.11.2002.

vorn deutsclren Notariat ratifiziert am 4.4.2003 60 Im labr 202l lebten in Deutschland ca. i,5 Mio. 
mischt-nationale Paare. Im Jalr 2013 waren iu 

tnit zusatzlichen Kosten belasten, Schippel/Görk/Ptiis 
BNotO $ l1a Rn. 12.

57 61 S. hierzu auch uoch zu dem inzwischen rnit lrrkraft-S. hierzu auclr Schaub .lZ 2005,328 (329). 

58 treten der EuErbVO aufgehobenen Art. 3a EGBGBS. zu aktuellen Ent\4,ickhuigen bspw Gössl NJW 
2014,3479flf ^ sowie BGH NJW 2014,702. 

59 Durch dre Hannonisierung des Verbrauchenechts In 

der EU nivellierer.r sicli beim grenzüberschreitenden

ge-

0Z; vgl. Statistisches Bundesamt: ak-
tuelle Zahlen jeweils abrufbar rmter <https://wwu'.des 

tatis.de>.

Baclnnayer BWN orZ 2009, 28.
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afi Art.ZlIn der RomII-VO findet sich eine Parallelbestirnmung in Art. 1Abs.3 und mit dem Bezug 
die Mit-und 22 Rom II-VO zul Fomr einseitiger Rechtsgeschäfte und zum Beweisrecht. Somit behalten 

gliedstaaten die Freiheit, grundsätzlich ihr eigenes Beweiskollisionsrecht anzuvrenden.62 Auf Beweisfragen

ist inr Allgemeinen die lex fori anzuwenden.
t

15 Art. 21 ltom I-VO und der vom Wortlaut identische Ad. 26 Rom II-VO sehen - wie auch zuvor schou 

Aft. 6 EGBGB nach deutschem nationalen Kollisionsrecht - eine von Amts wegen zu berücksichtigende 
jeweiligen Verordnung bezeichneten Rechts vor, sofern dieAusnahme der Anwendung des nach der 

(,,ordre ptßl.ic") des Staates des angerufenenAnwendung dieses Rechts mit der öff,entlichen Ordnung
Gerichts offensichtlich unvereinbar ist (+ ftsmI-VO Art.21 Rn.2 mwN). Dies ist der kollisionsrechtli- 

gnrndlegende Wertvorsiellungen desche ordre public-Yorbehalt. Deutsche Gerichte dürfen sich also auf 
gegenüber auslän-deutschen Rechts berufen.63 Dahinter verbergen sich einerseits eine Abwehrmögliclikeit 

dischern Recht, zum anderen die Möglichkeit, die eigenen grundlegenden inländischen Wedvorstellungen 
public-Yerstoß in einem,Fall bejaht,durchzusetzen.6a Beispielsweise hat das OLG Frankfurt einen orclre 

kannte.65 Der BGHin dem clas anwendbare ausländische Recht das Verbot des Rechtsmissbrauchs nicht 
hat einen Verstoß ftir den Fall allgenommen, dass ein Bürge durch den Staat auf Zahlung in Anspruch 
genofirmen wird, nachdern der Staat dem Bürgen dessen Anteile am Hauptschuldner entschädigungslos 

kolli-entzogeü hatte,66 Es istjedoch zu beachten, dass im Verhältnis der Mitgliedstaatgtl untereinander die 
Rechtsangleichung immersionsrechtliche ordre public-Kontrolle durch den fortscfueitenden Prozess der 

der ordre public,stiü.ker zurücktritt und die Ausnahme darstellt.67 Insbesondere im Vertragsrecht spielt 
unter-zwnindest bei cler Anwendung von Recht eines anderen EU-Mitgliedstaates,6s deshalb eine nuimehr

(Art.7 Rom I-VO)geordnete Rolle, zumal viele Wertentscheidungen bereits durch Sonderanknüpfungen 
deröder Eingriffsnormen (Aft. 9 Rom I-VO) konigiert werden.6e Anders ist dies im Anr,vendungsbereich 

in den MitgliedstaatenRom II-VO, weil das materielle Recht der außervertraglichen Schuldverhälhrisse 
bislang nicht vereinheitlicht ist.70 

ist, ist1S Wann ein Verstoß gegen inländische Wertvorstellungen vorliegt und r,vas darunter zu subsumieren 
public fallen die Grundprinzipiennicht immer einfach zu bestimmen. [n den Alwendungsbereich des ordre 

den wesent-und Grundwertungen derjeweiligen nationalen Rechtsordnung.Tl Die Grundrechte stellen dabei 
bei derlichen Bestandteil des deutschen ordre public dar.72 Welterhin sind die Schranken des Unionsrechts 
Gnurd-Auslegung und Anwendun g des orclre public zubeachten Europäische Notmen wie die Chata der 

(EMRK)74 sind ebenfallsrechte cleiEiropäischen UnionT3 uncl clie Europäische Menschenrechtskonvention 
die AufgabeBestandteil der innerstaatlichen und europäischen öffentlichen Ordnung.Ts Der EuGH hat dabei 

lvachen, innerhalb deren sich das Gericht eines Vertragsstaates auf diesen Begriff,,über die Grenzen zu
II-VO betonenstützen darf'.76 Erwägungsgrund 37 der Rom II-VO sowie Erwägungsgnrnd 32 der Rom 

gerechtfeltigtzudem, dass die Anwendung der Vorbehaltsldausel nur nnter außergewöhnlichen Umständen 
eioist. Von der Anwaltschaft wird daher ein großer Argumentations-, von der Richterschaft anschließend 

großer Begründungsaufuancl verlangt, so dass die Gerichte oft zurtiokhaltend mit der Annahme eines ordre 

public-Yerstoßes sind und vielmais nur lapidar und ohne weitere Begründung feststellen, dass ein solcher 
gestellten Scheidungsantragnicht vorliegt. So lehnte im Jahr 2012 das OT.G Stuttgart einem vom Ehegatten 

Frauen im Vergleich zuunter Anlvendung tiirkischen Rechts mit der Begründung ab, dass verheiratete 
geschiedenen Frauen ein höheres Ansehen besitzen, und die Ehefrau daher ein schutzwrirdiges Interesse 

Trotz Zentittung derdaran habe, nicht durch eine Scheidung in ifuem Ansehen degradiert zu werden. 
gescheiterten EheEhe r.r,grde die Au*rebung der Ehe daher versagt.TT Dass die Nlöglichkeit, im Fall einel 

geschieden zu lverden, auch Ausfluss des persönlichen Freiheitsrechts aus Art. 2 GG ist und somit der ordre

62 Vgt. BT-Drs. 10/503,68. 
63 MüKoBGB/Martiny Rom [-VO Art.21 Rr.3; NI(- 

BGB/Makowsky/Schulze EGBGB Att. 6 Rn. 25 ff. 
64 MüKoBGB/Martiny Rorrr I-VO Art. 2l Rn. 1f. 
65 OLG Frankfurt/M. IPRax 1981, 165 (176); so auch 

LAG Berlin-Brandenburg, BeckRS 2020, 2247 0. 

66 BGFTNJW 1992,3096 (3103f.).
67 Fenari IntvertrR/Schulze Rom I-VO Art.21Rn.2,

Rauscher EuZPR/EuIPWThom Rom I-VO Art. 2l 
Rn. 1.

68 Die Rorn I-VO beanspntcht aber gert. Art.2 die trni-
versale Anwendung, gilt also auch gegenrilber Dritt- 76 EuGH 28 2.2000 - C-7198, S1g.2000 I-1935 NJW 

2000, 1853 (1854) - I(rornbach.staaten - wie irn Übrigen auch im Bereich der außer-

venraglichen SchLrldverhältnisse Art. 3 Rom II-VOl 77 OLG Stuttgart 3.4.2012 - 17 UF 352/11, FamFR 
259s. hierzu auch MüKoBGB/.hrnker Roln II-VO Art. 26 

Rn. L 
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69 MtiKoBGB,Martiny Rom I-VO Art. 21Pn.2,7; 
Rn.22 f.-70 Mril(oBGBiJunker Rom II-VO Art. 26 Rn. L

71 Fenari IntVertrR/Schulze Rom I-VO Art.21 Rn. t mit 

Verweis auf BVerfG NJW 2004, 3099. 
72 Rauscher ErZPR/EulPR/Thom Rom I-VO Art. 21 

Rn.7. 
73 V. 7.12.2000, ABl. 2000 c 364, 1.

74 V 4.1t.1950, BGBI. 1954 II 14.

l5 Ferrari InlVertrR/Schulze Rom I-VO Art.2l Rn.3; 
Karpenstein/Mayer/Johann EMRK Ar1. I Rn.

:
27.

20i2,



irrterrr*i;äüffi aB** iie!rei!*ir{;c'ri;'illli*$ anwsi![iieFtr,) fr;i;lrt*3;;t ic*'s 

Vielmehr wurde nur ohne
-,.ur;.-\rnrttehalt durchaus einschlägig gewesen rväre,78 wurde nicht diskr"rtiefi'7e

u,li
ltiJ,

""
äLäit"Ju's fe stse s tellt' dass ein verstoß nicht vorlie ge'

2- Eeratende Fraxis im Zusammenhang mit der Rom I-VO' a) Rechtsrvahl' Insbesondere die Beratung im 'A"i

-",.t"aplichen schuldreoirt "r'f*d.,t
die-Berticksichtigung kollisionsrechtlicher Regelungen' Die mangelnde

ffi;3iJ:ää;;;;;";b*" n".r,t srerr ein unkaüuliirbares Risiko bei grenzüberschreitenden vettrags-

abschlüsseü dar'. Solange Oas materielle Schuldrecht weder innerhalb der: Europäischen Urion noch gar

lrarmonrsren'lst,rlarüber hinaus konlmt der Feststellung des anwendbareu Rechts eine BedeutLurg zu' die

;;:ä;;;;;r"ht riberschatzt weräen kunn. Eine jede Vertiagspartei wird darauf bedacht sein dafür zu sorgen'

Sicherzustellen istvärtraglichebeziehung aneelvan$t^w-ird'günstrg"" ri."rtt ."i einefilr siedass das
rties am ehesren durch.*" uurJ.ü.f.fiche Rechts;ahl, die gem. Ärt.: ats']-!.] noml'V. nicht nur

srundsätzlich zulässig i.t, .onJ"tn uo* Verordnungsgei.. in"E*ägungsgund 11.Rorn I-Vo als einer der

imSystems att fiolliti"*normenlE.krt"in. des
gitäich der vertra!üchen Schutdverhältnisse" bezeichnet

#;.äil ry1lrreÄ;cütswatrr .r6i;t; d.r Praxis d'rch Anwendli,e.":l-ry:3'wahlklauseln in Form

von AGB. Dabei wird Ole n"cfitswafrf in de' AGB des Hauptvertrageswie ein eigenständiger Ve'weisungs'

ää;ffi;;it.t' Die frue;^ oi Oi.t. Einbeziehung. aber auch witksam ist, richtet sich nach dem von

den päreien gewählten Recht, beispielsweise bei O"t üufti J.uittfltn Rechts nach den $$ 305.ff' BCB'82

Die Verwendung von Rechtswahlicläuseln in AGB kann stets dawt zu Problemen fühen' wenn die Parleien

sich widersprech"na. aCeäit d;;älug. nit Oi. Rechtswahl stellen' lm Falle einer solchen' in der Praxis

oftmals auftretenden Kollisiln J.t aCg muss geklärt werden, inwieweit dennoch von einer wirksamen

Reclrtswahl ausgegangen *.rO"n t*xl, insbesindere nach welchem Rechtl^statut die Wirksamkeit der

AGB beurteilt wird. Die il;ttpt.;ü; hat sich dazu noch wenig geäußert,83 von der Literatur wird das

problern konfovers beurleilt. Zum einei wird vertreten, dass man'riangels erzielten Konsenses zwischen

den parteien bereits eine wirksame Rechtswahi scheitem lassen müsse und an den Hauptvertrag nach Art"4

Rom I-Vo objelctiv r"k"idä;;i".ü a"att. forderten eine Einzelbetrachtung der Rechtswahlklauseh

nach der jeweils berutbn* ä..lit"tat"tu.ti p, irt deshalb die Aufgabe der anwaitlichen Berater' eine

Kollision der Reohtswahlklauseln - wie d*er AGB insgesamt - schon von Anfang an zu vemreiden und

die Durchsetzu'g der von itr"n tA*Ount.n gewtinschäir*Ti..fttt*"f,f zu emeiche'n' Dies ist naturgemäß

auch eine Frage der verhandlungsstärke der an den-v-ertragsverhandlungen beteiligterr Parteien' Häufig wird

ir.r Verfagsverhandlungen r;"hä F..g. u*-t ottiOi"t"n?en AGB insgesamt keine oder nur eine geringe

Bedeutung beigemesse'. Selbst wem dIe AGB Verhandlungsgegerytand werden, wird den meist am Ende

der Druckwerk" u.rrri.t,r.iJn-n".ttts*ufrffaurseln keine großeie Beachtung 19hr eeschenkt, weil man -
wie an den Gerichtsstandski*r.tnd - O*un den Vertragsab"schluss insgesamtnicht scheitem lassen möclrte'

Dies ist allerdings g.Cifrrficfr unO kano ,u erheblichä Nachteiien 1is zum Rechtsverlust im Streitfall

führen. Es ist deshalb die pflicht des anwaltlichen Beraters, zutnindest auf diese Problematik hinzuweisen

md Lösungsvorschläge ^ geftihrden, diesem Rat gegebenenfalls nichtinre.tu1nt
rnu"it.o, uu.ft wenn am Ende die Veftragsparteien-aus kommerziellen Grtiuden

or*. o.ä v""rugräuu"r,r"rl-nirüt
"ä ^

folgeu'

Trotz des ber.eits beschriebenen hohen stellenwerts, den die Rom I-VO der Möglichkeit zur wahl des an- i&
wendbaren Rechts im nurrÄ"n a.. Privatautonomie beimisst, sind dieser Rechtswahl durch die Rom I'VO

auch Grenzen gesetzls" ri;htdi;t;rdnung zugleich einefNue,Reihe von Einschr'änkungen der Rechts-

wahl vor, die von den beratenden Anwältimei unä Anwaiten-beactrtet werden miissen' Zwat gilt grundsätz-

lich, dass die Freiheif d* P;;il;;t* to *.it geht, dass sie die Ahwendung eines Rechts vereinbaren

können, das in keinerlei Zrtu**.ttftuäg mit dem-Vtrtrag steht' Es können also.die nach den allgemeinen

Kollisionsregeln an sich un*rnJUur.n Sächvorschriften digch die Wahl einer vötlig anderen Rechtsordnung

ilä;;;ffi;;d*:;t ill;;r-u.itpi.rt*"it. häufis bei Gewerbemietvedrägen und Bauverträgen in den

78 ZB in der Entscheidung OLG 
90 trAnm Duden IPRax 2023,49 

Tribune ONLINE,

Hamburg IPRax 2023,

79 Dazu krit. Wagner, in Legal 
<http://www lto de/recht/hin14.5.2012,abr;fbar unter

tergruende/h/scheidung-einer-tuerkischen-ehe/>; s'

Rechtslraditionen in derzuiProbletratik islamischer 
NJW 2012,122; zutdeutsohen Gerjchtspraxis Bbck 

gi]tenecht-grenzüberschreitendin Druchsetzung von 
Recht OLGl-iohen Vereinbarungen nach islamischem 
IPRaxCelle IPRax 2021, 563 mAnm Loschelder 

verlangten2021,527; zur vor deutsohen Gerichten 
nach iranischernMitwirkung an einer Ehescheidung 

IPRax 2021, 565religiösen Recht OLG Hamburg 
527 (5?9)tnAnm Loschelder IPRax 2021, 

2003,2 sowie80 Vgl. hierzu auch Mankowski RIW 
(33)Magnus IPRax 2010,27

8i MüKoBGB/Spellenberg 
(4s3).
Rom I-VO Art 10 Rn' 195 ff'

Thode NZBau 2011' 449

83 Vgl. Dutta ZVglRWiss. (462f104 (200s), 461 ')'
1991, Rn 45.84 v. Bar IPR BT, 1. Aufl. 

(4).85 Mankowski RIW 2003,2
E}GH24.112022 - C-358121,86 vsl. zu Afi. 23LueÜ 

SupplyNiW zoz:, 33 ff. - Tilman SAJUnilever 
Finkelmeier; auch inChain Company AG, mAnm 

des GerichtsstandsGroßbritannie;zB wird die Wahl 
filr zulässig gehalten, vgl'durch AGB grundsätzlich 

129f ;aA Cohn AWD 1972,Craupner AWD 1973,

601f.: s. hietzu aucb Geirner/Schütze 
(64. EL S 14).kehr/Vorpeil S.1156 

(237).

lnt Rechlsver-

87 Stämer GPR 2011,236

Brand 13



SehulelrechiMandat iin internatior:alenIlas anwaätiiehe 

wegen der

-1'3

Nachfolgestaaten der Sowjetunion nach dem Fall des eisernen Vorhangs geschehen' f)ort wurden

unsicherheiten, die das d"fi';;ä;;il;.rri*ii ri.tt brachte, haufig däartige Verlräge dem amerikanischen'

deutschen oder englischen fJt u1t.,-orfen, auch *en t kein" Jt' u* Vttttug beteiligten Parteien einen

Bentgntdiesen Rechtsoti;;;;"il;...Oi..19n' I-Vo setzt allerdings die,ser vö1lig freien Rechtswahl

Grenzen, und zwar
"in.r..itr Arten von Verträgen,

loi.ü. g*naratrri.ir.r Art durch tut' 3 Ab;' : urid abs' 4 Rom I-Vo a1s auch

andererseits in besonderer wbise für" bestimmte nämlic! für Befdrderungsverträge,

Verbraucherverträge, Versicherungs- und IndividualarbeitsverträgJdurch die Art' 5 bis 8 Rom I-VO' So

sieht zB Ad. 3 Abs.3 Rom l-vo vor, dass von den Bestimmunfen des Sta_ates, in dem alle Elemente des

sachverlralts zumzeitpvnl<t0". nichidurch'dien*,rttt*urtl belegen sincl, Yahl des Rechts eines anderen

Staates abgewirt
"n nicht durch die fereinbarung

*.rO.n tä-*, *"* ,"0 des Rechts des,o*Jit .li. Blstimmungen "sachverhaltsnahen

staates,, nicht dispositiv sind, also von ihnen der Parteien abgewichen

kann. Dabei fallen unter *^fd" g;i"tt"ungen im Sinne von Art' 3 Abs' 3 Rom I-VO nicht nur Gesetze'

sondem auch Gewohnh"it .r.tt.tt Für anwa'itliche Berater becle'tet dies eine erhebliche Ausweitung ihrer

Aufldfirungspflichten, weil tl"
"i"fti Rom I-VO kennen müssen'

üur über den Inhalt des durch Rechtswahl bestimmten Rechts beraten'

sondern zudem auch die Bestimmungen im Sinne von Art' 3 Abs.3 die trotz

der Rechtswahl un*.nOlur" Oiäit."läi. pr.r.tlsche Schwierigkeit wirl d?ltl-t-tt \ir'enn man sich vor Augen

hä11, dass in einem V.rt ug*"rilaiftnis mii r"in deutsohem Iniandsbezug die Wahl eines fremden Rechts die

Bestimmungen des deutschen AGB-Rechts nicht ausschiießt.se Art' :-a'Us' S Rom I-VO maoht es deshalb

r:nerläss1ich, bei der Wahl elnes tl"mOen Rechts in faä.n tit reinem Inlandsbezug Rechtsrat zu beiden

Rechtsordnungen einzuholen. bL g;schtankung der freien Rechtswahl in dieser Art - so gute Argumente

man hierftir auch finden ö 
flir die Anwaltschaft'

:;;J* ui* ti"t" e'hetli'h" Ausweitung des Rechtsberatungsbedarß und

damit zugleich des Haftungsrisil<os

Art. 3 Abs.3 Rom I-VO verhindert folglich eine Rechtsflucht durch Wahl eine| anderen Rechisordnung'eo

Zu berücksichtigen ist in ii.r.n Zutä*enhang, dass diese Beschränkung,^die Art'3 Abs 3 RomI-VO

aufstellt, im Rahmen 0.,. S.ill.A.g-"i"fr"barkeü keine Anwendung findJt'et Vor a1lem im Bereich des

internationalen UarrOetsvertJ6t *E a"" Schiedsverfahren sehr häufi-g eingesetzt'e2 Die Privilegierung der

Sclriedsverfahreninsoweit"igiUtti"rt"*$$1025tr ZPo.In$l05iZFofindetsicheineschiedsverfahrens-

rechtliche Rechtswahlkiau;fti. j;;;h käine ginsckankungen wie die des Art' 3 Abs' 3 Rom I-VO vor-

sieht und somit von
"in",. der Rom I-VO a'uf Schiedsverfahren

,*rorr.nden Rechtswahlfreiheit auigeht.e3 von der^wohl henschenden Meinung

in der Literaturea wird daher die Anwendung verneint'es Dies ergibt

sich im übrigen auch bereits aus Art. I Abs. f lit. e Rorn i-VO, der Schiedsvereinbmungen ausdrücklich aus

dem Anwendungsbereioh Oää. f-Vö ausnimmt. Di" Konseque- i:t, du* die Parteien bei rein inländi'

schen Sachverhalten im V.riufrt n vor den ordentlichen Gerichien in iluer Rechtswahlfreilieit durch Art' 3

Abs.3 Rom I-VO beschrankt,lt ,.ti"Ctg"tichtlichen Verfahren jedoch in clieser Hinsicht vollkommen

frei sind. Für die Anwend;;;;; aCe-{"cht bedeutet dies, dassim Rahmen von Schiedsverfaken atich

bei rein deutschem rnr*orrä.rt*trtrit durch die wahl ausländischen Rechts^die Geltung des deutschen

Rechts über Allgemeine Geschäftsbedingungen ausg€schlossen r'verden kann'e6 Dies mag in bestimmten

Fallkonstellationen für den-anwaltlichen-Beiat", Anlass sein, rlie vereinbarung ausländischen Rechts bei

reinen Inlandssachverfratten Jni*-gi"i"L.itig"r Vereinbarung einer Schiedsgerichtsklausel zu empfehlen'

dann, wenn die Nichtanwendungund zwar insbesondere 
sein kann'e7Vertragspartei von Vorteil 

I-VO Art.3 Rtt 8788 MüKoBGB/Martiny Rom 
(453), Kondring RIW 2010'

dis deutschen AGB-Rechts flir die beratene

89 Thode NZBau 20ll',449
184 (186): MtiKoBGB/Martiny Rom I-VO Art 3

NJW-RR 1989, 1018: aARn ä6; öLG FranklLrt/\4. 
Rom I-VOwohl dauscher EuZPR/EuIPR/Thom 

vertritt, dass es au-Art. 9 Rn.49, der die Auffassung 
desßerhalb des sachlichen Anwendungsboreichs

Art. 6 Rom I-VO den Bestimmungen der $$ 305 ff
BGB am intemationalen Geltungswillen iSv Art 9

der EntscheidungAbs. 1 Rom I-VO fehlt Angesichts 
Sle.2009 I-9579des EuGH in der Rs. C-40/08, 

Telecomunicaciones= EIZW 2009,852 - Asturcom
sind Zweifel an die-SL/Cristina Rodriguez Nogueira, 

allerdings angebrachtser abweichenden Au{Iassung  
90 Ostendorf Schied sY Z 2010, 234. 

(186). 9l Kondring RIW 2010,184
Rn t mit Hiwveis auf Berger92 SchwabMatter Kap. 41

SchiedsVZ 2010, 234
RItlV 1990'RIW t994, 12; auch Stumpf-Steinberger

Wirt-174: 80-90 % aller grenzübersclreitenden 
heute eine Schiedsvereinba-schaftsverträge enthalt€n 

rung. 
(260)'McGuire SchiedsVZ 2011, 25'l

94 Kondring RIW 20i0, 184 (187) mwN; Kondring ZIP

2017,'706 (710); Valdini ZIP 2017,'l (8f.), offenlas-
1051 Rn. 3; ablehnendsend'Zollei/Geirner ZPO $ 

ZPO $ 105i Rn 2; McGnireauch HI(-ZPOlSaenger
SchiedsVZ 2011.257 (266); MUKoZPO/Mtinch ZPO

S l05t Rn. 19f.
vieles streitig, vgl MüKo-95 HierzLr ist im Einzelnen 

23 rnwN'ZPOßÄünchZPO S 1051 Rn.

96 Pfeiffer NJW 2012,1169 fl : Ostendorf SchiedsVZ
Deutscher Anwalt-2010,234ff .: krit. Aufdermauer 

(10).spiegel Nr. 1712012,8 
die strenge AGB-Inhaltskon-97 Ostärdod bezeichnet 

für die Weubewerbsfahigkeittrolle als ,,Hemmschuh
cler deutsihen Reclrtsordnung",

93
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1"' i

HT:,1:H:trtnsictierheiten i'r Zusammenhang mit der Einschränkruig der Rechtswahl ergeben sich ii11

Afl.S no,nhinseeen aLls
die.zwingendentotgr iaftit dasiÄUr.Z no,o f-üör-üölido Ä,t.S als

Nonnen des

Ger:lcirtssraates, a.r"n f:int',u[Jng ";;;;*ili'otferie',Staat d;t Ro*
zur"Wahrung sei'es öflerrtlichen I'tet'esses

bleibeu'so entscheidend anwendbar 
get]offetreu Rechts-

angesehen ;;;id;r;, sie ungea"htetääi"M;s;;; I-vo, und damit auch des

nach ei'er Rechtswairl "t#äää;ilt-ä?ilö ä;;;iü"etiffsnormen)'r0rt
solche zwi'gendeu vorscl-ri-Äälr",*i"n I-Vo' dass,o*;t ,nrurr^a"gig'""n einei moglicherweise

gewählrenwahl .nd des ",iläffiil
;;;;ffiiö; fü.rail, i.'ti'nit Art' e Abs' 3 Rom

zusätzhchden EingriftbnoÄ"n ä., Erfüllungsorts - ruä ,*ä"u.h hier wiederum unabhängig von einer

möglicherweise g"t ortenen i"cirtswai1r - c*eltu.g *trlrr.. *"taen kann, soweit diese Ei.grifßnormen

die Erftillurig des verrrags ,r,="r,iä^nrg *.ra"n iurr*.äü.ir.'al"gt diesen^EinEiffsnomlen tatsächlich

wirkurs verliehen *"ro"n1äri]'äiorägt e"*' sowteA't 9 ;bt' ä';' f fr"* r'vo dei Entscheidung des inr

Angelet-r#i; #äää*i"r.it.str.eitfalle mit der oi"t"s hat dabei Art urd Zweck dieser Normen

die Folgen zu berücksichtig"n, schwierigkeitenäi. sich aus der Anrvenf iojt'f Ni"tttun*endun.g dieser Eingrifl'snormett

des Ertiillungsortsraares kamr' diese.rä"J;"',i^,irä.;. "l.lt"blitht
"r";.;;';t";l?ft;i;t. vorschlift

Eingriff;,;;ä*";;;aul, weit sie den j.;.irig.,r g.niir*"ä*nr**t.celhrng-verscha{fen

aber. iederrtalls zu beachten ist' werur dienicht
_ dann,,"ä;;;;;;fijli;*sr"; i* Ä;;r? lie$ - dem anwaltlichen BeraLer zumeist

f]i;r"*.f*r istunbekarint sei' werden.ro3 däauf, d.tt;;;;R;;i-VO 'ur
parteien sich auf ei' "r**ä;; r-Jrrri"nrr".1,t in ,qu*;J.t.it

RJi
".rrianoigt einer Rechtswahl

rruü"u, r""a""r auch dann, wenn nach den allgemeinen

vero.d,run!ä,vorschrifte' de.
bestimmt werden muss'

d", ä#i i;#ää,är.rr".In beiden Fäilen muss rr.jä.iv"tttugr.t.tel1u'g sowohl die Eingriffsnot'men

der mögliche' lex foria, *.ü Jie Eingriffsno,-tn nioht alleinit' E zuflu'lsorts kemren und berücksiclrtigen' Die

u"ri;;;l;iildadurch verursacrrten in-der Rechtsanr"rär"f .r""9 ailerdings nicht neu und

Roml-vä''ä;1ä;ä'y""t:tj"d";;;;ä"ndereein Geschöpf der
der Ümst'*d' dass es auch durch

;r Fo'nulieiung"tfnicht g.l;;;"-;i;die Rom t-VO ""t"i"-äti
Praxis ha'dhabbaren Eingrilfsrechts

zu gelangen.0a r.'*tir,t""ä"n ilh"' ;;;;t; B"iöt;;;:pä'ät"' o":-11t':l:l;:i:::*:[:'Ti, ii:
ä"g"t"iitift"" Grundlagen, äie tu att' 9 Rom i-Vo geliihrt haben' nachzuzetcnn

Komrnentierurig.n "u ier a'waltlichenerlettäi* R.h;;Weise problernatirclr"n
ert.'g*ä#r-vö-".*lo.r. A;;;;;'s;;iiä ]tt o"trtuil' nur auf die in besonderer

Be'atung einzugehen'

622 (625)'98 Pfeiffer EuZW 2005,

sö Siuuaine"tntaagnus EGBGB Art' 27 Rn 115

r äo V-il'l.?it .inäru"ttict'' ff lI(unda cPR 2007 '2t0 Eingrillsrechts 
^

Sörnenberger LiteratLrr Äacht deutlich' initI PRax 2003' 104 ff
, v"r zur Bäqrlffsbesrirnrnungn '

EuGI I 23 ll ls99 -"' Unsictlert'eiten Aieses30stg l999 l-84s3.Rnc7t$lso uiac-ttotgo.
I l.r;i^t zo0o, 1553 - auchArblade/Leloup; vgl

Stümer GPR 20ll ,236 (237) aus-

103 Gnineberg/Thorn iln TntemationalenianJit"tt., EingriflsnonnenRom I-VO Art 9 Rn 5' brman/ Pnvat-

Hohloch Äom I-VO Ail' 9 Rn 13'

'o: un!.ttrt"n"n Reclttsvorschriften '15 

Brand

Vni. üto* zu den in Deutschland als Eingriffsnor-"",;:; Crüneberg/

Thorr Rom I-VO Art g Rn 6 iT; Ennan/Hohloch '
Rorn I-VO Ar1 9 Rn 14 ff sowie insbes + Rom I-

VO Art. 9 Rn 15 ff
104 Aliein die Fülle der zu Fragen des
^ "

u.ioif"ntfi"hten
wie viel

Problem belastet ist' vgL inso-

i""üäi. .i"ot"rtsvollen Schrifttumshinweise bei

ü..iör ecelspickhoff Rom l-vo Art 9 vor Rtt l

I"*i" l*u.t Ausl Benzenberg Dte Behandlung

recht
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Sa.g anwaiii{che ililandat ir* il:tcrt:atloa"laäen 5ci:r:treig'er:ht

?-*TrotzdesVersuchs,denBegriffder,,Eingrifßnorm*inArt.gAbs,lRornI-Vozudefinieren,bestelrengro-
bri ä;"f;;;räiö y;:"g.ße unsicherheit., ei-.il* oir Eingriffsnorm zu klassit'rzieren ist' Nach der

Begrifßdefinition "tiu*i"ä?i;;;iir;d.. ä.;ä;. iH; I-tO b";;;;äin"tt.itJ"intt intemationalen Geltungsanspruchs

.*..und andererseit, Zielrichtung einer Notm, um cie ais Eingrifßnorm bezeichnen

zu können.ro5 So*it,af.,f"r, ni.fti nu, off"ntti.to..ft?fititt Vottchriften' sondem auch Bestirnmungen des

Sonderprivaffechts ordnungs- oderzu den Eilgriffsnormen, *r* äit ihnen nicht nur ein zivilrechtlicher lnteressenaus-

gleich cler am vertrag d;;tiffnp'u,'|;i"' *no.*^r.to"* tibergtotdoete sozialpolitische'

wirtschaftspolitir.rr. de'r lex foriz*."üJ"erfblgt werden rori*.;ä at.r,"wenn rq^pinzelnen hoch umstritten ist'

welche Bestimrnung"iä"Jäu,."rl"än"rrrtu des Außenwirlschaftsrechts'
u.irpiir*.*ä clen Eingrifl'snotmen isv A*'9

*"id"r,'i.r, ett.1oä"kut"tgengehä,-[äon i"rtg"rt..rrrAbs.2 Rom r-vo
des europäisch-. (A,..;bj,'id;ÄoÜVi unq a.r d;;;;;w"ltbewerbsreöhls ($ 130 Abs' 2 GWB)' gewer-

it"n.'t.r"lrärii'.rt"berechttiche vorr"rt vo"tntiätn'i* Bereich der Medizin' das Arzneimiftelpleis|echt'

der Kutturgüterrrh.,tr,"ä;;"ü;;;iir"rr',.trr..r't, i;;";i;- und wähnurgsrächt über Art' 9 Rom I-Vo

Geth.'rg beanspruchen;fi;;'il;ä;üilr
- q{päilil;;;;"; d.' nationalen Rechts gehalten werden in

Deutsctrland B"rri*r;;;;ä nationalenI-Vo dem ieweiligen
r*ing.na* rr"i".?jii., ü.ispielsweise des Rechtsanwaltsvelgütungsgeset-

s.i*pi.iäEr'RVL-zes.r's Dieses ;;;fu o.utrirrr,'ääir'ä;. t.Äil. 2 Rom

Geserzgeber zwingend anzuweudendenE'weiterung äer"in.n erklären. A" ii;;[o;-tithtAbs. t äifiwo;men isd Arr. 9
.rn"üii""t.; i;i"i;?t .rtirnr"ii.rii*-t., N?,t""i. des eigdnen Rechts zu Eingriffsnor-

o"nlälorrr..-c.r""g.b",vorschriften o*.t 
hatnurdieMöglichkeit,denjeweiligennationalenGsl;lzsebeminsoweitGrenzenzusetzen,umetn

d;;;;#;ale Gedcht unmittelbar geb'nden' Der EUGH

der EingrifßnoffnenAusufern des Regimes zu vel'lllnoern .'-

unsicherheiten*a3. Noch größere in der anwaltlichen Beratungspraxis schafft Art' 9 Abs' 3 Rom I-VO' der

,rofdä-uä^u*ienOlr.tdie Möglichkeit *" Bi"gtiffu""t:*ien Gelhurg zu verschaffen' freilich mit den

u#iä,;ä;ffiääin hohem ruua. o'"än;;";;;i,',r.* wo.tiuu, der Bestimmnng vorgegeben

sind, so ist im sneitiäiie^ar, *ir J., nie.i.g"ohäi;i"rrs* öericht nicht gez"\'unsen' die ausländischen

Eingriffsnormen ," #;"k.;h;iäL". erGn"?ir ry"tt.*i
j;i;11ä* insor'väit' a1s diese Eingriffs-un6

cles vertrages ,,uro"ohtmaälgll.i"J.nnormen die Erftilhurg
rutt"n ' zudem sollen Art und Zweck dieser

Foigen berücksichtigtNormen sowie die werden, äi.,ii1, .r, itter Anwendunp oder Nichtanwendung erge-

oüää üä'JäOäO,',l"Otn"t'man sich tiO.. Oi.ben würden.no Selbst-wenn
Päbleme bei cler Bestimmung

der ,,Eingrifibn"r*.":.il;;ö;;1;4; zu berücksichtigen
r* nä'r'äää., a-"*""-i'"! ausländischer Eingrifrsnormen isv

tri-u, ourräää;;iänoln r-vd äu, f.ui"-Art. 9 Abs. : t;*ssverhandlunsen

ist, wo clenn - tr"t, auf welche weise der",tiä.äää*""a"nde"iä, r" ü ü*.ät,t."rt?ä=trti^Ünttat'teit.oarüber'
äoeli.h* air1ig*g. Äqchl - der E|fiillungsorl ist' dessen

Eingriff'snormer 6r;1 lst forittz,";;;;iJ.ri"J.
Erfüllungsorr isd AftJil;.i"no* "rt9r-vo r"u#;fu;ä ; * y.rt i"' tni

'nutnn'nt
ocle' sogar ,r"rorOn*Uru*;;; h Anlehnung ä Ätt'l'f'1,. 1 lit' b Brüssel Ia-VO113 zu bestimmen ist'

äi:::"ä;ffi;;;i;; ;;ih'r*solange der E,GH r'"i, irt Än e Abs.3 Rom l-vo praxisuntauglich und

105 Rauscher ETZPR/EuIPR/Thorn Rom t-VO Art 9
'"-

;ü. ä ;i. auch md,-EuGH 23 l|'1eee - c'36ete6 insbes'
C-tiäisio,{\'i.ßss Rom l-vo Art er-84s3, Rn 30 = Nrw 2000' l5s3

- iä'äö; n"itft*unn/Martiny/ZwickelRom I-Vo Art 9
Arblade/LelouP' IntVertragsR

f oo n"6.f,.ie"zPllEulPR/Thorn' -" nn S.+O ff ; Vgt. hierzu grundlegend
ä".'ii; n"itftmarnMafüny s/ß =Euzw 2016,iä.id2ü;l c:ü(109f); son-IPRax2006, lOiir". i.ääl vr.rtowski

lZwickel IntvertragsR

t04 (107 tT)'nenberser IPRax 2003'
l07 Vsl triärzu ausl Rauscher ELZPR/EulPtu i hom
"' ö:itt;. sls.te76 14e1

nä,"'f -VO An. q RomRn. 35 ff ; MüKoBCB/Martrny
n. 53 fL; Erfl(Schlat"li-üö err.9 Rn 12 lol':

lll Reithrnann/Marliny/ZwlckelVO Art.9 Rn.2l lnl-

ff; Ennan'/Flohlochü#.!.n n" 5.63 Rom I-VO

Aft.9 Rn 14 Rom I-Vo Art g Rn' u7l;
r oa 2,t*"J";iftit das inzwischen eingoschränlde-v-erbot'"" iitiffut erZW 200-8,

"""
gii"fgtr.onorarvereinbarttngen iSv $ 4a RVc

EuZPPJz BRAoI s hieizu Ratrscheriüä S + st Äut
biJiiwrto* no. I-Vo Art g Rn 35 ff 

'
Rn 43' vgl'

*"h n itf'tt"ant ruf artiny/Zwickel IntvertragsR
auch Kilian'/frilheren Rechtstageä". i:ö n;-"gr' zLtr

Muller IPRax 2003. 436 ff
f Os äu;t"lt.i E.,ZPR/EuIPR/Thom Rom I-VO Art 9
''- ärr"iiÄäi"i iu,

;ü.'r0 i; vgl. bspw zr"t franzÖsischen Eingrifl'snor-

trr"n,ti ru". NIÖglichke it, solche E ingrtffsnormen

auch als Handelshetnmnis nt tnissbrauchen Nigge-

mann IPRax 2009, 444 ff'

110 ö. ;;L;;* gesetzgeberischen Missgriff"" ä";;.dily'pnreftpwrno'n
EUGH- 

.

e40 - Griechen-

land/Nikiforidis, tnAnm Dltden'

r 1r ä&h";;t JÄr Gmndsatze des EuGH 610 1e76 -
' " ka e'i2 = NJW1e77' 4e0 -

J. eiooteär',V"t; EIGH 6 10 197 6 - C'12/7 6'

ii" rqzc l47i= NJW 1977' 491 Tesiti

r rz öies'w"'rOe allerdings die genannre ELrCH-Rechtspre-

chung außer Acht lassen

ir: ruruä?eceA'lartinv"- 622(625);v1l zum Ganzen

neithmann/Martiny/Zwickel IntVertragsR

irr.;.L;ä; R"l',rcher EuZPR/EuIPR/rhom Rom I-

vö p'*. d li.-++ ,62ff';s a Brand FonnB ZivjlVerf-

Äi*iu"ätu"tttfn*ngA I 5Anm l mwN' eingehend^

Rspr: Freitag NJW,"iiä.itpi.l"^ aLrs"der
'zqq 3:0

r,132) dcr sich im Rahrnen der Bestirnmtlng des br-

iie ,'vlaßgeutichkeit der tatsächli-,

chen üerhältrrisse (in Ab$enzllng zrlm-vertrxgs- ooer

prozessrechtl tclten Erltilltlilgsonbegrltt )" atlssprlcrrt

Irl Brand



i-':.,r::i;rrrw;a!?$i*ir+ l!'ie4,:.:!:':i i;i't l.+te'rnatiirtilili;.'a: S{-:i![.:iij:t"?!-::ii'ia 

und iltl'e Rechtsberater vor kaum übet'sehbare fusiken stellen. Die...:-A Äip.,"rha'rlellden Vertragsparteien

]:'::;;"';;j;;gr deshalb dazu, schon in Ralulen von Vertt'agsver'handlungen alle Eingriffsnonnen aller

lä7i",r"ä-U.nf,kri"h,ig.n, die irn Verlaufe der Verlr'agserfullung in irgendeinen Zusamrnenhang mit der

rr^,+"oocdrrrchliihr.uilg ger'aten kömren.ll4 Folge davon ist es, dass beinahe zu jeder kollisionsrechtiichen

äl.l,.l!.i..:",r,re iu.r Ainblick auf die Unklarheiten durch Art.9 Rom I-VO urnfangreiche Disclairner'
j..rl"iü]"r, *i,rä. uni das Hafiungsrisiko eiuzugrenzen. Diese sind zwar möglicherweise geeignet, den

ll,ä,r;"rr",, 
Verordnungsgebung verursachten Risiken ausgesetzt. Rechtssicherheit und

g".ut., oot Risiken zu schützen, die rechtsuchende Vertragspartei bleibt allerdings im Ergeb-

"ir'j", des anwendbaren Rechts, wie sie Erwägungsgrund 16 Abs. I der Rom I-VO postuliert,
ä"*fr die rnissglückte

ür.fr*r.frUu4."it
Jrn ,ra.tr aus. Die Lösung kann derurach einstweilen nur darin bestehen, neben einer möglichen Rechts'

,""iri i,n Rahrnen von schuldrechtlichen Verträgen zugleich eine Erfüllungsotfiereinbarung zu tleffen und

dass diese zugleich eine Erfüllungsorfvereinbarung irn Hinblick auf Art' 9 Abs. 3,"rrrlaslich festzulegen, 
Dies scheint folgerichtig, weil beispielsweise nach Art,7 Nr. 1 lit. b Br'üssel Ia-VOnn.n tlVO bedeutet.

eine Erftlllungsvereinbarung 
ist.rls Nur auf diese Weise 1ässt sich die Berücksichtigung der Eingriflsnonnen

ausdrücklich, aber auch im Rahmeri von Ad,7 Nr. 1 Iit. a Brüssel Ia-VO

zustärdigkeitsbegründend
vorhersehbar bestimmen.ausländischen Rechts einigermaßen 

{,1{-Kaufrecht. Niclrt erst seit lnkrafttreten der Ron I-VO ist im Zusammenhafrg mitb) Rechfswahl und
jeden grenzüberschreitenden Kaufrerfrag zu pt'üfen, ob nicht das {JN-Kaufreclitc{er Rechtswahl für einen 

zur Anwendung kornmt. Da in den Vertragsstaaten des UN'{CISG)rl6 nach dern vereinbarten Sachrecht 
.echts-übereinkornmens jeweiligen nationalen Sachnonnen ist, hndet -kau das CISG Bestandteil der 

das l,T]"1-Kaufrecht automatischhäufig von den Parteien und anch den Gerichten unbemerkt und ungewollt - 
gilt folglicir, sofern der Anwendnngsbereich eröffnet ist, immer, es sei denn esAnrvendung.ilT Das CISG 

Art.4 Abs. 1 1it, a Rom I-VOrvurde wirksam abbedungen. Da Deutschland Vertragsstaat des CISG ist und 
Verkäufers für anrvendbar erklärt, würdebei Kaufuefirägen giundsätzlich das Reclrt am Aufenthaltsofi des 

Untemehnlen alsdaher grundsätzlich bei intemationalen Warenkaufuerträgen, bei denen ein deutsches 
RechtsordnungVer.lcäufer auftritt, das CISG anwendbar sein.lr3 Das CISG ist somit Teil der deutschen 

geworden und findet ais deutsches Recht urunittelbare Anwendung.lle Da sich das UN-I(aufrecht nach wie 
jedoch bisher routinemäßig im Rahmen der Rechtswahl abbedun'vor großer Unbeliebtheit erfreut, wird es 

gen.i2O Auch rvenn seit Inkrafttreten del Schuldrechtsreform mihurter empfohlen wird, del Anwendung des 

CISG den Vonang gegenüber dem BGB zu gewähren,rzr empfiehlt es sich, wenn man dieser Empfehlung 

nicht folgen möchte, schon ans Gründen der Sicherheit in der Rechtsanwendung neben einer Rechtswahl 
Anwendungauch ausdrücklich zusätzlich die Anwendung des CISG vertraglich auszuschließen, um die 

der den Palteien und ihren anrvaltlichen Beratem häufig unbekannten nnd von den nationalen Sachnonnen 

abweichenden Vorschriften des CISG und die damit velbundenen Risiken zu vetmeiden. Zumirrdest aber 

scheint eine Rechtswahlklausel bei internationalen WarenkaulVerträgen immer dam unvollständig, wenn 

sich die Vertragsparteien bei der Wahl des anwendbaren Rechts überhaupt keine Gedanken über die rnögli- 
cherweise automatisch erfolgende Anwendbarkeit des CISG gemacht haben. Für den Fal1, dass sich die 

Parteien berusst für die Anwendbarkeit des CISG entscheiden, heißt dies r.richt, dass das nationale Recht 

gänzlich verdrängt wird. Das CISG tritt nur so weit an die Stelle des jer.veiligen nationalen Rechts, wie sein 

Regelungsgehalt reicht. Weiterhin ist zu beachten, dass die Anwendung des CISG auch zu Veränderungen 

bei der Anwendung der Grundwertungen des ieweiligen nationalen Rechts Iiihren kann,122 weil das CSIG 

auch die Gnrnclweitungen des nationälen Rechts durch seine eigenen Grundwertungen ersetzt.t23 Bei der 

Verwendung von AGB ist dies besonders signifikant. Bei einer Anwendbarkeit des CISG komtlt es deshalb 

bei der" Inhaltskontrolle nach $ 307 Abs.2 Nr. 1 BGB nicht auf die gesetzlichen Wertungen des BGB,
jerveils in Rede ste-sondem auf die des CISG an. Diese.jeweils festzustellen und ihre Anwendung auf die 

henden AGB durch die anschließend nöglicherweise mit der Vertragsauslegung befassten Gelichte schon 

bei den Vertragsverhandlungen vorherzusehen, übelfordert in aller Regel nicht nur die Nahu'alpartelen. 

I 1 6 Übereinkorntnen der Vereinten Nationen über Verlrä- 
ge liber den internationalen Waret*auf v. 11.4.1980,

1 14 S. hierzu Mankowski IHR 2008, 133 (149); Reith- 
mann/MafünylZwicl{el lntvertragsR Rn. 5.23 f.; s. a. 

MüKoBGB/Martiny Rom,I-VO Art. 9 Rr. 126. BGB]. 1989 II 588.

I 15 Vgl. Klemm, Erfüllungsoffvereinbalungen im 1 I 7 Schrnidt-KesseliMeyer IHR 2 008, 17 7 ; Kampl RIW 
2009,297 (298). 

118 KampfRM 2009,297 (298). 
119 Schillo IFIR2003,257 (258). 

1 20 Schillo IF{R 2003, 2s7 (258), Koch NJW 2000, 910

Europäischen Zivilverfbhrensrecht, Bd. 2 (2005), 
65 f.; Rauscher EUZPR/EUIPR/Leib1o Bnissel Ia-VO 
Afi.7 Rn. 52; s. auch BrEnd FormB ZivilVedAus- 
landsbenilrung A. I. 3 Anrn. 3; s. hierzu auch Alt- 

(6).hammer IPRax 2011,342 (345). 1 2 1 Schillo IHR 2 003, 257 ; P iltz IFIR 2002, 2 

122 Schillo IHR2003,257 (258). 

i23 Sclrillo IFIR2003,257 (258). 
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Recht iurte|lie-

$a;lrs lid r-ee ltt

i:t: ln Kaufuerträgen nach UN-Kaufrecht können wie in Verträgen, die nationalem materiellen

gen, AGB vereinbart.,".rO"n. Iiu Juu LrN-Kau&echt nach-Art.+ CISG ausdrücklich den,*{bschiuss des

I(aufrertragesi' regeit, Ueurteiit ,i.f. Oi. Einbeziehung von AGB grundsälzlich auch nach den Bestimmun-

gen des tlN-Kaufi.echts. D;;'f;N:k;.frecht verfügiUber keine*besonderen AGB-Bestimmungen' dairer

gelten die allgemeinen Vo.*.ioin.n ftir das äußere Zustandekommen des {.fN'I$ufuertrages nach Art' 14 ff'

CISG auch für die Einbezie;;;;;;;;cB.iil Ü; die AGB wirksam einzubeziehen, muss darauf geachtet

U.i Ve,trugrrchtulswerden, dass die Acg-ffau;;fi _in
das zum Vertragsschluss führende Verlragsangebot

mit aufgenommen werden. Ein Uionrt Hini,eis auf die Geltung der AöB geqügt nicht'lzs Im Unterschied

zr,rm deutschen Recht, das
"on'.in.i-Brf."ndigungsobli^ggenheitl26

der.anderen Vertragspartei ausgeht' sieht

das UN-Kaufrechr eine K.;;;r";i;ät[uiE.pfii"frt''7"des Ve.wenclers vor. Das hat zur Folge, dass der

Verwender der AGB o.* nrt[*ngrg.gr,..äät Text der AGB übersenden oder anderweitig zugänglich

'rachen
muss.r28 Au.h aufjunä Oi.!"iläft"t"" Anfordenrngen an die Einbeziehung von AGB^wird es ftir

r.i", oi. Ä*.ndung desden Verwender oft vorteilhaftlr 
internationalen Vertragsverhandlun-

auszuschließen'tlN--Kaufrechts ilsgesamt

4T im Rahmen vonc) Die tsedeutung von Gerichtsstandsvereinbarungen
gen. Es gab Zeiten,ir 0."* äi. p"riii*rt" mkoition in Europa darum ging, ob man eher den Einigungs-

prozess vertiefen, aiso die il;igtilg der Rechts- und Wirtichaftsbedingu.ngen vorantreiben, ode| aber'

die Europäisohe Union d;hä;il;#" o.o.. Mitglieder erweitem so1ft.12e Diese Diskussiol hat seit

ä.gi* O'rr russischen a"gt:ifßü.g.t auf die U1;1ai*ne im Frühjahr 2022 emeut an Fahrt aufgenommen'

niJ-Brr"pair"fre Uniop nät sicn sihol frtlher entgegen aller - entschlossen'Wamungen dazu beides zn

tun, nämlich nach dem ruir ä.r iir.*.r vorhangi in sohneller Abfoige neue Mitglieder altfzgng]rye1

und gleichzeitig den europäischen rechtlichen Iniegraiionsprozess mit-ulrverminderier Geschwindigkeit

voranzutreiben. so begltickend uu* ui.rrartig"" Grünäen die'Erweitenrng ist, so bedrückend sind zugleich

manche Folgen der unu..rnind.rt"n Ol"rechtlichen ltt"g;;;;. il!"1ten" .Europäische.
Kommissionl3o

und il* folgend ueispierswei.e die Brüssel Ia-VO üie selbstveritändlich davon aus' dass Urteile aus

einem Mitgliedrtaat in attenlnär..n *Äitt;ftut anerkannt
'nd wenn man von dem ordre

vollstreckt werclen müssen, ohne dass der

Vollstreokungsstaat die Mö;lt;;üi-h#e, clas Urtd^aer Sache nachzuprtifen,-

ptülic-yorbehalt des Arl4;Ab;.i lit, a Itrüssei Ia.VO oder der verbraucherschützenden Bestirnmung des

Art.45 Abs. llit. e Brüssel ir-Vö .uri.iri:if Tatsachlich kann aber keinesfalls davon ausgegangen werden,

dass in allen Mitgliedstaatei 0.1. gU it Weise Recht!I"i.h., gesprochen wird'. Wenn bei einer künftigen

Erweiterung der EU nicht ;;;;;-auf;Jtinmtt*g cler Rechisstäatslaiterien durch die aufzunehmenden

niltelä;;-i.ri""O.n rirO, äü.Fr rl.fr Out {olfni noch deutlich verschtirfen und die Schaffiu:rg eines

Raums des Rechts duroh dü;U ;s!ä"*t g*ftihrd.t.t. Nicht ohne Gtund finden sich mitunter in den Allge'

moinen Gesohäftsbeding,t";;;;;f;r;il;itäÄ. Ärorun*n im lnternet Rechtswahlklauseln zugrmsten des

rumtinischen Rechts und Gerichtsstandsklauseln zugunsten der rumänischen Geriohte. In vertragsverhand-

lwgen insbesondere mit v.ilö;;;-uur o.nt d.triorten und südöstlichen Teii der Europäischen union,

ilj?d;;;ll ub.r. uu, Oritirir-ri*,-itt größerescleshalb ein noch {yeennprk.auf die Verhandlung von

Gerichtsstandsklauseln zu f.är" .lt'*tf die Vereinbarung T::lOd"es anwendbu*l Diese möglichenveise

zunächst tibe'raschen<le E d;;i; läa.i 'r't. außereuropäischen staaten -
ursache"clarür, dass die Ausbild'ng der Justizsysteme in

ilü;;;;;;" Eu-Midii.d;;;;m - und erst recht in vieien bei weitem

noch nicht so vorangesohriä;;il, t;l; Ai.t 0"" Anfordenrngen an rechtsstaatliche Verfahren entsprechen

würde. Teilweise gibt es rö'i" ;;;Ä;; eU-Mitgti.Attuäen auch vou der EU-Kommission rurd dem
wie bspw'rechtsstaatliche Emrngenschaftenzu"*oht kritisierte Bemtihungen,Europäischen Parlament

t24 BGILZ 149, 1i3-119 = NJW 

Sclrmidt-Kessel N JW 2002' 3444 

125 Pillz IHR 2004, 133 034), 
126 BGHNJw 1976,1886f.

2002, 370 mAnm

127 Drasch Einbeziehungs- und Inhaltskontrolle vorfor- 'der
S. 5 ff'mulierter Geschäftsbedingungen 
370; so auch (Ös-128 BGHZ 149, 113-119 = NJW 2002, 

MüKoBGB/terr) OGH CISG-Online Nr' 2845; 

Gruber CISG Art 14 Rn 29 
des-lnstituts129 Vgt. dazrr bspw. das Forschttngsprojekt

^
ftii europaische Politik:,'Erweiterung, Nachbarschalt

<http:/iiep-berlin deund Zeniralasien", abrufbar unter 

/lorschung/erweiterung-nachbarschaft-tLnd-zentralas 
Perspektive zu denien,>; allgernein aus historischer 
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Problemen des europäischen Integrationsprozesses 

Thierreyer Europäische Integration 
Justiz und In-I 30 Bekannimachung der Generaldirektion 

5: ,,Die Regeln über dieneres v. 3.8.2015 (Fn.36), S.

justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen bauen auf
der gleichenAnnahme der Gleichberechtigung, 

Ansehens der Rechts-Kompetenz und des gleichen 
Mitgliedstaatenund Gerichtssysteme der einzelnen 

getroffenen Entscheidungen unduncl der von ihnen 
gegenseitigen Vertrau-somit auf dem Grundsatz dos

ens in die.leiveiligen Gerichte und Rechtssysteme

auf." 
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't-t:ti i1t:E'i,ir.;Xttil;[:qi:' lCielrletrat ir."'r ir]E*rilüilioilai*n "$ehuie.ll"e+hi:

.. r,.-^1^Lä,idict eil der Justiz zurückzusctu'auben.l32 
die Sloq'akei auf dern 49., Rumänien auf dem 63., Bulgalien

Auf dern tabellarischen Kom-rptions-Ranking von

1'" Y:::::l::"t,ir",.,*,ionul von2\Z2rangieren 
(von lB0).133 Werrn rnan unterstellt, dass die veröffentlichten Kor-

il?ä"# ä. 'r; ;"ü;;^lr auf dem 7"/.Platz

ruirtionsver.fäl'.en riur jeweils die spitze des Eisberges bezeichnen und sich darüber hinaus vor Augen hält,

r-o ..tpr oetijhrlichste, rverl etwa nenn Mal größere, Teil eines Eisbergs stets unter der Wasselober'fläche

:i:"- ;."";,;.;i"6tbar. ist, ivird cleutlich, dass bei inteurationalen schuldrechtlichen Verträgen größter Wed

lrFä,.'vr",r"'dung von Gerichtsständen gelegt werden muss, die ein rechtsstaatliches verfahten (noch)

wenn der Erfolg solcher Vertragsverirandlungen eine Frage der Stär'kelLr"r kön1en, Auch 
Staaten recht

-"^"r.riere'

;.;j';;h;;Ji"rgsposition ist, wird rnan häufig rnit Verhandlungsfütrern aus den betroffenen

]^i."ir ninint"lt darüber erzielen können, dass die Gerichtsbarkeit bestimlnter Staaten aufjeden Fall zu

;;id." is"r. Ft. den Fall, dass ein kotruptionssicherer Gerichtsstand nicht konsensfiihig ist, bietet sich

äi"^fi*inU*.-*g vgn exklusiven Schiedsklauseür an, die in aller Regel helfen, Korruptionsprobleme zu

i.,-ria.n. Diese Pi'oblematik rvird sich auch niclrt kuz- oder mittelfristig auflösen lassen, u'enn mau

.i.f, ji. ags politischen Gründen forcieften Erweiterungsdebatten innerhalb der EU in Bezug auf weitere

;;;- 6 südost-europäische Staaten vor Augen hält. ln ganz plaktischel Hinsiclrt, ist auch stets - wo dies

,,ä"Li"h ist - an die Absicherung der Handelsrisken durch Hermes-Bürgsch afren zu denken, wem Vetträge

,;r;r?;:;;," aus geschlossen werden sollen.r3ahierfür'in Betracht kotntnenden Dlittstaaten

rt) Schie4svereintrarungen. Die Vereinbarr-rng einer Schieclsklausel ist insbesondere damr zu ernpfehlen,
in Betracht kä-Vereinbarung eines Schiedsgerichts eine fremde ausländische Gerichtsballceit,.Lnn ol*. die 

und kostspielig wäre.r3sDulch{iihlulg eires Prozesses übel Gebühr n.rühsam, zeitaufuändig;;;i; t,.clie 
elwähnte, oftmals zu Recht bestehende Misstrauen gegenüber der ausländischenilinruLonrmt das bereits

Besonderes Augemnerk bei der Verhandlung von Schiedsklauseln ist dabei aufstaatlichel Ger.iclitsbarkeit. 
zu legen. Nach $ 1059 iVrn $ 1062 Abs. 1 Nr. 4 ZPO, det der Bestimmungclie Vereinbarung des Schiedsorts 

entspricht,r36 ist das staatliche Gericht am Scliiedsort ftir möglichedes Art.34 LTNCITRAL-Modeligesetzes
Auflrebungsantr.äge, aber auch für' die Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen zuständig. In jedem

gereclnet welden, dass die Hilfe staatlicher Gerichte in AnspruchSchiedsveifahren muss somit damit 
jedein staatlichen Gericht gelöste ,,freie" Schiedsgerichtsbarkeitgenommen werden muss. Auf eine von 

mit Verh'agspartnemi<ann sich keine Patei verlassen.l37 Gerade in Verhandlungen über Schiedsklauseln 
Crroßzügigkeit ge-1i1it Sitz in korluptionsgel?ihldeten Staaten wird allerdings liäufig eine unarlgemessene 

wenigstens denzeigt, wenn es danur geht, dem Veffragspaftner aus dem konuptionsge{iiludeten Staat 
dasSchieclsort zu belassen. So wird beispielsweise bei del Vereinbarung eines ad hoc Schiedsgerichts, 

als Schiedsortüber einen bestimmten Sachverhalt nach deutschem Recht entscheiden sol1, möglicherweise 
genügt, ohne zLrgleicheir Ort i1 einern Staat vereilbart, dessen Justiz nicht lechtstaatlichen Ansprüchen 

festzulegen, welches das zLrständige Gericht für Auflrebungsanträge im Sinne von 5S 1059 iVm 1062 Abs. I 

Nr.4 ZPO sein soll. Dies kann dann die fatale Folge haben, dass ein noch so richtiger Schiedsspruclr 
ilrmvon dem dann zuständigen Gericht am Schiedsort aus nicht sachgerechten Gründen aufgehoben bzw 

insbe-clie Anerkennung r-rnd Vollstreckbarerkl?irung venveigert wird. Die Gerichtszuständigkeit ist zudem 

gegen EU-132 Mitteilung der Komrnission an das Europäische Par- Kommission, Polen wegen Verstößen 

larrent, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- Lurd Recht vor dern EuGH zu verklagen, abrufbar unter 
<https ://ec.europa. er.r/cornrnissiotVpresscorner/detai l/Sozialausschuss und den Ausschr.rss der Regionen - 

Bericht über die Rech?sstaatlicbl<eil 2022, abrufbar de/ ip_]3 In Bezug auf Ungarn : Durchfült-
unter <https ://eur-lex. europa. eu/resource.lrtml?uri=ce rungsbeschluss @U) 2022/2506 des Rates vom 

I I ar: 2e95c008-037 b- 1l ed- acce-1laa7 5ed7 lal.0002.02 I 15.12.2022 über Maßnahnren zum Schutz des Haus- 

DOC-1&fonnat=PDF>. Arhang abrufuar unter halts der Union vor Verstößen gegen dle Grundsätze 
<h11ps ://enr-lex. europa. eu/resource. html?uri=cellar:2 der Rechtsstaatlichkert in Ungam, abrufbar tulter 

e95c008-037b-11 e d- acce-]l aa7 5ed7 Lal.0002.02 lDOC <htfps ://eur-1ex, eBropa.eM egal-contenI/DE/TXT/PD
2&fonnaFPDF>; sowie die dort beigefügten Lan- 

derbericlrte über z.B. Rr-lmänien, Kroatien, Slowakei; 
Itr Bezr.rg auf Bulgarien: Bericht der Kommission an I 3 3 Vgl. dazu <https://www.transparency. or gl enl cpil 
das Europäische Parlament rurd den Rat (Zwischen- 20221>;',tgl. auch den Bericht des Committee on Le- 

gal Affairs and Hrunan Rights der parlameutarischen 
Versammh"rng des Europarats vom 19.6.2015 zulrr

bericht) vom 25.2.2017 über Bulgariens Fortschritte 
im Rahmen des Kooperations- und Konlrollverfah- 
rens, abmlbar unter <hffps://eur-lex.europa.eMegal-c Thema,,Judicial Conuption" (Doc. 13824). 

ff.;ontenUDE/TXT,?DF/?u ri=CELEX . 52017 D C0 0 43 &-q 134 S. hierzu auch Sellner/Külpmann RiW 2003, 410 

BischoflKlasen RIW 2012, 7 69 ff . 

135 SchrvabMalter Kap. 41 Rn. 1. 

I 36 Prütting/Gehrlein/Raeschke-Kessler ZPO $ 1059 

Rn.1.

id=1617 687 355898&from=DE>; In Bezug auf Polen: 
Einleitung des Vertragsverletzungsverfahrens gegen 

Polen wegen Verstößen gegen EU-Recht durch polni- 
schen Verlassungsgericlrtshof un Jahr 2021, abrufbar 
unter <hftps ://ec.eirropa. eu/commission/presscon.rer/d 137 SchwabMalter Kap. 41 Rn. 21. 

etail l de /IP 21 J 070>, Beschluss der Euopäischen

-842>;

F/?uri{ELEX: 32022D2506&'qtd=167 7 68999337 0 &f 
rom=DE>.
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ll]*s *n';r;ai itleh* ivlandat iffi i rl'cei'l'?aiisfl aien ahq"tAl{xt.)r;tti

!1]

l t8 Daztr Hobeck/Stubbe ää""o",Jirt"*SchiedsVZ 2003' (21)l5 (19)' l Rn s

iiö ilä"u."rvs*rrbe ^ r.rg nutra IPRax 1009.SchiedsVZ .

'ss3'Recht der ungerechtfierugten
1s (lo)

i+ö väil * a,en IPR irn
' '' Sichl: Plaß- ' 'g!r.i.t.r,,ng aus rechtsvergLeichender EcBGB Art 38 Rn 4'

,"#i", Ü ioto. zstLs0 il;;;'Riw"g"i?"rttttrti ''" ettropäischen
gte BereichertLng im IPR

,, voi e*it, 6 Lrnci
' den mitunter kornprizierten wasner^lPRax

7 der Rom I[-VO' verernheitlichten

i;; iäi ;i;;;;;';;" ä:iioiä;'Ab- 2008' I

''" ;;;;;;.i,agen ;;;. ,'iö;, ;. ;i;; BrandNehne IPRar 2012' 136 fL

r+: 3. t" ääi"i"ti*eit entsrehenden Abgrenztrngsfragen ';);;'1il;
'-' ll6ffr Behnen IPRax

. ' zttr Anderung det;,'.h;;;h iPR' lPRax20ll'
täli.öiizztl' i:;ääffiöötNr '

EngervGroh 864/2007 überIPRax 2011' 4ss (468);

201 t'234 t240)Seibel lPRax

r44 ir"J;;;ü'ipnr* öi"ä.t"tfÄgta"t
ri )' zur Anwend- 7 --015212012' der einstitn-ioro.l8e (3es

'-- ;;;k;i,;.t EtrGVVo gergrgel hllfuncl ztr Zuständigkeit ernes Ai slfLir Kar-

i.ijr.r,uo."tt*uttklagen i üinig u*ft die atrßervenraslichenvgl EuCH 21 10 2014 - SchtlldvernarLlrr5-

ä-iääriä, Äer rlvLAL-Lithuanian2ot4ö$e:7 - der Privatsphäre

Airlines AS ä;ilnt.;t,;,.;[n
t45 ;'ü;i;i;.;P i:; ä;ü;;;';'ich200e'6 (r2); Junker RIW 20t0'2s7 Lrng einbezi ehen

(26D das Reclrt des

r+r, ä,.inef:ergfhorn ;:iili.iä;;il'Rom II-VO At1 in dem der schaden

iii u"üi".r',,itre fn tinttttt oder einztttretenRorne Il Regulation: ou"'ut"y-.,^-- '
tjä|.

"ii"i"ry' scopc: rhe basic;;'',1 ;,iutäl;i; 
BrcLnd

closer connccttonhabirtral residence'
principles Yerr-

book Private Interrational Law 9 (2007)'-l (14);

Rom l[-Vo Ad
293 lZ94)

l;; äffi;.;ör.;; ir"' it-vo vo' An rRn r: NK-

üäe/H';.'
alsmwN der dies "höchst är-

;;;i;;;;k.,be" im
bezeichnet hat:

Nlw 2ot2' 121 tr'

[ äencht des Rechtsaussclrusses mit

''' il;;;;iö.t"ä.äi" r"**ission
das aur außer

ffi;ilt? ;;i'ldverhaltnisse anzuwendende Recht'

umetfi A

rnig die Einführuns 1:,r-,-

ä;t""i;t Verletzung oder der Per

einichließl ich der verlet'ndung t n'

der Verordn Lrnd

ää, ä"Jt'i'Litrt Staates für anwenLl-

irn wcsentli-

"ü.n
droht

1,1)



l; t, i ; t r";tt izlntlii-r f 1+ i'1ii * t:{j i-ii i iii; i :"i !:r+l: l*,'.:ion;i i {: l: .j,':: i'l i-; i c-; l+ r:; I'i :,

::n,ij

253 1295)152 Dufla lPRax 2009,
isj vnr. Etwgr' l4 der Rom l[-Vo
is+ Lu"nt<e, nJw zool '367s Vorschriflen'N K - BC B/

ß679)'

i il Läiü*,1.r''"u,, i";;;;;; M;nkowski tPRaxn n-r w 2007' 7i1 (724 );

Art 4.0 Rn 16Wagner EGBGB
156 Vsl, Envägungsgruno lo

I ii :,i"t* N im ti.rt schon arts dern Gebotfio?t, tot s (367 e ); s' zu d en Prakt ischen

Schrvieriqkeiten in diesem Zusammennang ru n
"-ä')öoi

- vr zR 28/08' IPRa'x 2010' 367 nom ll-vo ArtmAnrn 14 Rn 3:

347 ffSeibl lPRax 2010,
/ 11"

rss .räräiäi,"irtlitroBGB/Junker"-ä.i;
iin,- zoio' 330 n; Illmer Rab'J:1399"?'".

zuuö' o/r rr'FS für J Kropholler'269 t1 ;Spickhoff
t sq i. trierzu'erand IPRax 2017' 366 ff'

160 Vgl. zum Refonrbedarf insoweil Mankowski IPRax

2010, 389 ff
1 61 S. hierzu die Komtnenttelung cler entsprechenden

'-
2010' 38e (3qe)

i ^i i^iii"ir ehrnann RIW 2007,'t21 ('126)

iä M;K;;öil:untei nom tt-vo Art 14 Rn 8; dies er-

'"'
"irlt

der einheitlichen An-

i#;,";;;;;il t-vo und Rom 1 r-Vo' Erwgr' 7

I 6s il;;öK" ÄäB/spi'Lhor'"' Rom ll-vo Art 14;;;;.;'G;t""eiglrhorn -R1 '
Rom II-Vo Art 14

Rn. 25 f
21
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Beleich der außeruertraglichenRechtswahl im:2a) Die praktische Relevanz del
Schuldverhältnisse wird na-

rurgemäß nicht an di"'il"^B;;;t.h 'r",ttugti"i;l"ttuiou"'rtartnlsse.ä.. herankommen'r66 Insbesondere

die prakrische e.O.uäng'.". Rechtswahl größere
i-;ttf;;;.1;"güthen Bereich vor Eintritt des schädigenclen

Ereignisses irt im Bereich des klassischen"uf r"arlig;r'Säadensereignissen
b";;iä;iä u"iriä.i"ü"r";."'l;s;;i:in d"n"n sie dann aber freilich umso

Bedeutung erlangen ää.ä"t;;;;ilal3ig
Deliktsrechts rr.rt.r,t .,äJä",',-B,rtrLn.n beiaä a.rptfirr* ä.ir, r.ri" K"ontakt zwischen clen Beteiligten und

somit auch tri", fuftigii"if..i, .i*l n*f]rru"r"iitääng.iä B"r*dot evidSlt ist dies beispielsrveise

einer antizipierr." R":ffi;ä Paneien

"u.ii"i
c"..rr?fts'ft,h*ö ohne Aultrag gemäß Art' 11 Rorn Ii-vo Es ist

u ceschaftsfuhnrngdass in F;i;;hingewiesen worden,zu Rechl darauf
ohne Auftrag die

geeinigr r''uo"n uauf;e";ü,dei;Ä;;tgt:,:**'ot*uereinen vertragsich nichL iiber Einigung ei'e
den Geschäfls-

her.rn noch nicht eimnal kennen. Selbst wenn sie sich kemren' müssten sie hotz fehiender

Rechtsrvahlvereinu.u,ig ;ä:; s, irl on"nri"1,trii"rt, ä"tt^ättrti.5y* je vorkommen dürfte'i68 Es gibt

aber durchaus Sit dut'ch einen"ti;;*J, .ä;i""P*t"i"n'it'äullt*tnraglichenä;
bereich die Möglichkeit zur und

.i";:'il;;ä;ö;-auch Interesse * n""rrt*rrrr'".0 oiesöezüglichen Berahrngsbedarl

werclen. BeispieisrveiseAnwalt haben *.ro"njiät öü*,ä"t" tti"i in d"n"n ein Vertrag durchgeführt

werden soll, bei dem.rk.""t"..L erhebliches.Risir."l.t B"ttt"rtens außervertraglicher Schuldverhältnisse

bestelrt und ai. aus ct'lpa itt conftahendopurt.än'äää, ft*4"f" t"äfit"
""r-"rgfiat di."d;;;;;itö'uo""Ä"tprüchen

odt' tt* vor Entstelen des Schuldverhäitnisses

die oder deliktsrechtlicherparreien ber.eits ä ä;;"k;,"f.r md
möglich erscheint.l6n'Triäää* s.rtaJ.t ."f ä;;-äft"ve'tragsrechtlicher

Regeln einzust"h., ir;'ü;^;iä qt",...ry..1"r cttlpa irti;;;; neben dem vefiragsstat't auch das Deliktsstatut

von vomherein *u^L;;:'ta Gerade in faff"n' in"J"ntn das Entstehen,von Anspriichen aus

contrahenctouon a"nT".."iäa"rio1" oder
p"n"i.; ##gilh ;"ilait*n wi'd, ist eine solche Rechtswahl durch

eine vorverlragliche Vereinbarung, duewie sie häufig ilfö;ä;"ii" votr*ro von Untet'nehmenskäufen

anderen Transalctionen, die den vorvertraglichei anwaltli-
ffiärä; infot*ution"tt orler Daten oder etne

cliligence.rfora"rti"f, ää"t en, abg"s"hlosr."-"';;;,;itk nu' sirutvoll, sondem aus Sicht der

geboten ,"a,*.tt^ii"i"trtgeradezu zrvingenclchen Berater

- t*ttt'U*'
bine solche Rechtswahl ist dann

terricksichtiiän,;;;ä'ffiir+ Rom ti-vo iunicht nur über Art. 
Beachtttng.lTl ,-r

auch ilber Art' 12 Abs' 1 Rom II-vo

^-.^r;1^r.r:^h or. qrrch qrillschwei-

31\ Eine Rechtswahl ist rvie bei verffaglicheu^Schuldverhältnissen eines die
sowohl ausdrücklich als auch stillschwt

gend möglich. verbunden ist' so dassg, irt'llii*t, ä*r"t.i
"rß"-.n]ääii;e,r-icr,urau..rtaltn sseni

die Feststellung

Rechrsrvahl beglii[clenden schltissigen ergibt Wiev"rr1nrttn' Hii-;;;;';Jtt* Schw.ieligkeiten

dass sich die Rechtswahl ,,*f,iätältft."A.ies erforclerlich ist,
Sichernelf' al"s den Umständen

*ttr;;;;;;-i;huldverhältnisseRechtswahl im Rahmenauch schon bei der
taucht die Frage a*f, inrvie"veit

man von einem bestimmten
sollte hier schonziehen kann' Man;,i'Af. ät.ft**"ttlVerhalten Rä.kr.hl;S, ist' dass

deshalb noch zr"rrückhaltender oftmals nichtssein ut, o"i u"äugji;;; il;ü"rrhältnissen, da anzitnehmen

die parreien von einer Reclrtswahlmöglichkeit bi"-f#;;;tiichen sctrutdverhältnissen

o"r^ar*uädeshalb die Aufgabewissen.rT2 Es ist äär a.t.ü*artin,_oieser unwissenheit zu begegnen

und die Mandanten'i;;ä clieseilr stadiwn nochd;tdrt aufaülaä Ättr ai"tt Weise gilt es beispielsweise zu verhindern'

dass schon im Rahmen der Vertragsanbut-,nung Wahl eines
uon t tioftigen vertragsparteien -'in

Verhandtungsparrn*ä - V.rt.,utt.oiou"ir"n g.r"igi;;;ä;;:;" ;ntt'fifiäntna a1s kon]<ludente

ungünstigen Iüchts angesehen werden könnten'

3ä Art. 14 Rom II-VO
schädigendenderr Ei.tritt desvor uncl nacheinet' RechtswahldiifeLenziert zrvischen iveil

a"r-präir^roira1ir,.Ereignisses. rn n".rrtr*ur,iJt'prti^nt, ai" meisten Fälle ausreichend sein'

die rechtlichen Beziehtngen zwlschen d"..PJ;;;-d;fig.r.t Ereignis erstrnalsd.*tt das schädigende

Rechtswahlnrä!;;;;il;?aber. duöh eineenrsrehen.rTr Da
nnle oftmals "twaieJHaftungsrisil<en Durch

besset'

A'ftahme d;3"iil;;#i;ikönnen, isr criekarkulierl werden
;;i; no* u-üo zu begriißen17a

die Möglichkeit,.i""'ä"lftir*r1,l Beachtung finden alsschon "".
Bättruää-"ttaOlgtnO"n Ereignisses zu treffen' wirtl auch

Privatarlto;äitPadeiwille uncl diedeutlich, dass der * ä* n"äu-Vo eine"stllrkere

b"ä;;;;;güc;nweil A-rt.42 EGBGBim deutschen EGBGB, 
zuließ'175liche Rechisrvahl

Schuldverhältnissen nur eine nachträg-

ftiiarldet i;n islterrrati*i-]aäcnOas an'.ruait!ieh+
SehLNldr€*ht

t 66 Müi<oBGB/Junker Rom n-voRom II-VO Art' 14 Rn l' 6'

167 ltohloch NZV 1988 I6l (r6+)

I 68 RugLrLlis tPRax dies als2008. 319 (122)' der "Kurros
(258).bezeichnet hat

Loq ä^"r"ft.ie"ZPRlEtrlPR/Pictrt Rorn ll-VORom II-VO Art. L4

Rr.3. EGBGB Art 42 Rn
161 064)1 70 Flohloch NZV 1988,

t7t Crünebcrg/Thorn Rom ll-VO Art 12 Rn 5

i;; i;;;;h;;?'Zpzurutpvpi"t't Art 14

Rn.31.

173 LeibleRIW2008, 257 (258)'

iz4 So auch Leible RIW 2008'2s7 ..^ . . , ,

ilS nu,u.t't"t EuZPR/EulPM'icht 4r1 14

' '-
ä-. ä' Nr<-eGBiWagner 3'

1a
Brattd



Lla{: *nwatr ?:Eiehs iVian{:l*i ir,* interrlati*naIei'a $cä'!uEdndieä'dt

176 Wagner IPRax 2008, 1 (13); Bamberger/Rotlr/Hau/
tut t4 Rn 5; Crüne-Poöck/Spickhoff Rorn II-VO

berp/rhoin Rorn Il-Vo Art 14 Rn 8'

tzz Leif,le Rlw 2008.257 (260)l Rugultis IPRax 2008,

3r9 (322). 
(14); BeckOK BGB/Spickhoff

r zs Was''"iipn ax 2008, 1 

Rom II-VO Art. 14 Rn 5.

389 (399ff179 Mankowski IPRax2010, '402)'
180 Wagrier IPRax 2008, 1 (14)

i ä i vnf o-, dre Ausführuugen zr'r Art 3 Abs 3 Lrnd 4

Röml-VOunter-Rn lS-20

t sz MißoeCeAunlcer Rom II-Vo Art 16 Rn 15
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a]+ lm:f:::;# rni.dereri il4aße

Rom I-VO heranzuziehen.rs3 berrifft' Eine Sonderali<IüptungZu beachten ist aber, dass Art' 16 Rom II-VO . q*:t',-uit Art' 9 Rom i'vo -

nur Eingriftsnormeil Dies erlolgt schonnach d#ä;];;;; Sraares des *;*i;;;ö";ichts
von ausländisch.* Eineriflfsnorrnen'einerin Li; il;;Ärü.,. 'uiättie'* die nochR"* rl:;ö';i;iÄi daraus"

dass eine enrsprechencle übemom*menn""* ri"vo nichfFassung a*war, ää" ä"ä*"r"*e Dzuüber hi-
u.**fiililb"i ii. e.*.Lrif[,re'i,iä r"rr;lqiscier

im E[twurf vorhanden
wurde Als weite-

;;;;-;,Fii.-voru."nuti'"äRechrswaht ä';;: Anwenclungsbereichere crenze cler
Än. zä Rom ll'vo.,zu beachten'

naus schließen Art. 6 Abs. 4:"ü. äA;r:; unä au. tr lüffi;. ä n"* ii-vo ftlr. ihre

eine Rechrswaht Abs'2 S l Romgr..,ndsaLrtirriär., wll-"*rr i* i"**oiiä"ui.lt'üt't'"gt*tltt,kann die von den Parteien

nachrrägtich aurgehobeneerroffe'e Rechtswahr "d",
gä;;;ä;.ti"n.?t''3 l-vo ivm

l;. o**r""* von verrragrichen sch'rdverhäirrnissen rnir veffiragspnrtne'n in tlen usA

isr eine Rechrs*o' o,ing"jä';tr:äöffi^öi., des Schadens-eir, ;tiniitrt'n "ltn'
fiir vertragliche

Schuldverhältnisse, die Ou,*JJra.t vodeile' wätu"end esti"tr eingegangen #ä: il#;;nJ"re ape'11 Bereich

ersatzrechts bietet das ,*Jilfr;;il;ä";ffi-i'|a"l*,iüv'iä* Die exorLritanten
n" ära'ä"t

"tr*bliche scha-

insbesondere mit dem amerikanischennir uustanoisriäffiIölii-irrrJrirn"""riä.rriäir.,t system des
*rr"ri'o.r ist.186

densersatzsumm.n, Anwalt nurcerichte ,rrpr."r,"n'oi. urnrrit olnircf,e " ttunden"
Erfolgstronorars, das eine äiä;'ä;;;; "int't mnss' wäkend deriliae., ,ir'.oio'i";ffi";;i ;; ini Falle des

prozesssieges, und dann J:[?;r'ä;cn.ul.fi ant"il ääJiiä"*.."-*Jlig,it^::n*"
Beklagre seine ""*prozesskorä,T.ä;;ä;e ngrfqt."*.eung selbst trägt, sircl die hierfrrr markanten

srichwor.re.ls? atts.den USA dringendeu, ai.r"*'ä..ää*iri^!"?r* u"i d.t A;i:;;hd. u?n v.'rt*ir*gen tiber wie auch immer

seartere anschrießende und die Anr'venrluns".;;tT;il i4' Ä;* [-Vo-;?'-'elftir
ä;;;h;;g"" ,"ir viltr.ätgrn',,.t. dazuzunten'

äine Rechtswahru"r"inuu*,1ä'iä;;;.
deul'schen Rechts

sowo'l ftir verrragriche "ü?ä,
hir"",,n.*.*rsri.h;;;;;;;r,ä ^-uereinuaren Rechts nur versagt

'Är't 26 Rom It-Vo'

wonach die Anwendung "rJrr,o' odre ptülic des;i"#ä;;hrä;", v;;ät;;*g anzuwendenden

werden kann, rvenn die eää""iöä"t"u"ria"oi"# atrsdrücklichen
n*rtitäit"ot* Gerichtsstaates

offensichtlich unu.r.inuor'i.i,'äi.a-"u.nro rvie Art.;ö'Ä;;.3
'icsce'

der sogar einen

vorbehalt ilre Ansprüchegegentiber n*pä'.rr"" ärr niäü,-to,np.nrrärit.il* schadensersatz .enthält'
kaum sonderlich

hilfreich sein. Eine ,,".rikJ;;; ää,'Äir.-p*"r *i.a"i"'.riä' ätgtl "tltt9lt"'
bei einettt

amerikanischem c.ri.rrt r1i a,räigl*'äärrl.", Arl'26 RomIi"Vo," dttt'li;';t;ü1en Gerictrte selten in die VerlegetüteLt

kommen, clie Anwendunsfffi;ilil;r'ü;;;i;1ft:" einem deutscheni;ä;k;;i;.r1""-n"9r1t'.über
bzw Arr.40 Abs.3 Ectsbää;;äd;'- cler sich mit AnspfüchenS.lb', ;"ä;il;üer Re.chtsstreit vor

Goricht anhängrg zu' uotf,"tig"n Rechtssituationg"-u.r,t-#t ä,'näi rigr.?1; sfr"ti"r;i;; unter
ä"rÄ.rt." Beklagten'

konfrontierr siehr, LLfO unterliegen,die d"."ä;;; ffiüi;tit
EGBGBA.,.40 Abs.3 ".1.äijrifrilrt. *"* rr-vo i.ä*'rii"titrti,"au'i

Z*u. nnä.t ,i"ft uu"h"in E*ägongsgmnd 32 der Ro*r II'VO eine

gewisse Konkrerisienrng abschrecf,ender;,o"i'A*ä;;;r. Wirku'g odeL
äin unu'tn"messener' iibcr den

.nr.,ono.# werdetr könnte'r88 AuchAusgleich ,i., #''.äär'"nä."relr,."O*' äJiäd*;;;;;;.;
srraßchadenserro,, nr, *ü'al;,'-iä p,,iitir-a., 1r.Y-ä;';;;;älntut onett"t'en

wenn diese Fonouti"r,,ng'iä;r;;ä;;J;-i ur."rit uni*n e punitive c{amaqel und neble clcmctges abzielt'

in o"n'e.*agungsgründenist cliese Aussage
ni"f'ri ulänafät i.iittfttfE l<eineslalls siche.gestellt' dass

Art'40 Abs'3Envägungsgrund i'"'Isonueit an32 der R;;l?"Vö !r"r, uon ,1." Gäl;h"";;iä"i Än*tnaung von Art' 26 Rom ll-Vo

berücksichrigt rtnterfallen'18ewircl. Zu.#;:r;ä;'rirl.' ^*inar"iiäiä#;;;'iäerichte
weiterhin ääiäx;;EGBGB auoh ori.nti"'=n,?i";;;;;;;t-Rom.II-Vo

Nur so

vor d." u";;;;;k.;i"n,i.,wird man sich
u*"rit urü;;;;;;lLn stltod"nt"''satzrechts schtitzen kön-

nerr.r!0 Zusäzli.h ,i"d .rläiäi*r;;; ö*1"r*.r*o*j.;.h"'b;ö;;i;tlti zumindest schiedsve.einbarungen

o.n u'rrttääJitiinanzusheben, oi. cächtsstattcl vermeiden lq r

lviar:eiat{l;:s satlo+rtt{'iliehe
j i j r iit{i:i.' l I it il - )111.ri ;;" 5r;i i'-ii'.i: ;r;ii I

't't)

ill" Forensisehe Praxis

!.,{lleemeines" aLrch tlie anschließendeEine jede Beratung im. [nternationalcr schulclrech! tväre unvollstzinclig' rvenn sie nicht

neben den Fragen des gerichtlicl.ren Auseinan-
"u.rt'ät""iärrisionsrecht .h;üä;t;;ää."

o"*titi#tä''tutt'lttitn-nttr'ts
gerichtliche Auseinanderset#;#;;ft;;;;,1.,

ioil von

I 83 Rauscher ErZPR'rEulPR/Jakob/Picht Rom IL-voRotn II-VO

Art, 16 Rn 4 I iä *" n,"eberg/Thom
2008, 1 (15); aA LeibleL'ehn11n.Rlw

t S+ Wäu"", it*ax
' "' )iöi .' i zt ft26) l'f aLr f atsl ändisclrc-

d ie clen Riickgri
^ atZW ZOtt,489tlno so-Wahnrng widscllalts-f.innnffrnontt"n lür die

;;i;;iul;;h;, I nteressen nal tenltir erlordcrliclr

's:
rviuft"ääe,JLtnker Rom ll-vo Art 14 Rn 24

iü ;il; **'zooo' 2005' 8e7 t'rzss n; Hess AG

I 87 Hess AG 2005. 897 ff
i;ä ;ä&,Dörner Arr' 2b Rn 2

^,"ÄZ ggr atrch Schneider
Rom I t-Vo Art 26 Rn 3

i;ä iÄi';;ä;;;*Lfäut"'"atit'
(490)

'n ' itt-tis.lzq tf ; Bränd NJW 2012' ll16l
o"i l"t ä.tarntpioblernatik aLrch Schtitre Rlw

'
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alc-;*; a!"ttuat'iäi fi h i: ilrd tr i't{i ;? ij i nr i nt'* nl l atl l:'-z t:;!r+ r i !:3 r;|1t' 1t4r cx;i"ä"t

ll#i';, im Falrvon Rechtsrtreitigkeiten Unio'mitaußere119ry1*'1^::??"::1'il"ri";'?.,i"':,ft:ä5'i;',:fi
- t

irnd Vollsrreckung 

#jl:lläyti'räfäJllthYiHfä:lif'ffi'li.t's6m-;:t':i."T:lTiä'$lilr'"ü:"!öi

häutig *Lt;;;;ü' wenn nicht *n'tigLi"1 itt, werden luierhalb der Europäisohen

zugleich' $ 328 ZPoRisiken und ChancenParteien ertteuti"1teftir aie prozeJsnrtätJ"tHierin liegen
normierten en.tr..*"ng.u..rug*g,grtind"und die darin dar' weilausländischer Urteileuot J.t vofrttt."kungni, O.lutsche Eekiagteerhebiichen srtot,srelle' einen

für urteile aus dem außereuropäischen Ausland

sowohl die Zuständigkeit a., *rLinälr"rrt" Gerichä ah auch die ordnungsgemäßheit der Zustellung vom

cleutschen Anerkennungsg.;tthi;ö;ft werde' konnen' It" ialft von Uiteilen aufsrund deliktischer Ar-

deshalb ,1., ;"i,i;;;ä.,:i.tr,sor.iiche mirss in ,pi"g.ruüirt"ü.r-,4nwen.lung der G'indsätze des $ 32 ZPo

.Ja"Oit".rt."ö"titrtoder Zt;ä;ät;H;ltb'ei der überprittung einschließlich der
nachprüfJn'-ob tatsächlich eine unerlaub-

te Haldhurg vorgeiegen rrui"Er-riu$ urso faktisch o.r g.rullri. uoslandische vorprozess

Berveiserhebung in orot .hiuääiätt'it"ri*ät'0.".;' fi* nirttt o azuo dass schon aus praktischen Gründen

das Ver.falyen nach iSv $
gg722, 723 ZPO, das zum Volittttttung'urteii führen soil' scheitert' weil der im

Ausland erfolgreiche ffagrr 1räufig - zumal wenn .t uu"it
" chotftäsländersichedreitspfli tig

110 ZPO

ist*a _ das Aujlollen d", g;;r*i;? vorprä..r., *it ,rni"*irr"m Ausgang in Deutschland scheuen wird'

sich rl"riöä;; si;i;#;;i;umgeketrrr srellt zu o?utsctre r6ge[ die ei' in.Deutschland erstrittenes

Udeil im außereuropäisch"t'ätri*ä Prozess über die""Ustrecken Brasilien einen emeutenin den USA oder inwird u.lrpirfr*.i*lnland erstritten hat,

*ott*'-iet deutJche Kläger' der ein solches Urteil im

Vollsrr.eckbarke'o..*n **"Äjif.""äi.tä-,'a.t "*"ät" kiagen zu können' wirdäititft* Koslen verbundeu ist wie ein sleich int

Auslancl geftihrles eo.eung,|.;iuL;n. oi.'rr.ud. üUei a?e rr4tigri"hkeit' im.lnland

dann häufig der EnttauschuFn;ffi;:i;,ä ;ä dr*;**'t, ö* die vollstreckbarerklärung im Ausland

mit so prohibitiu"o s"rr,ri"r?eil.iä;äil;; "t,
dass das'deutsche Urteil irn Ersebnis nioht viel wed

isr. Insbesondere vor der #fffi;ä*"ffi;.t'i*J"" zi"il.echtsstreiten, in denen die Vollsheckung im

außereuropäisch"n arrr*o""iroäät"6 gilt'on ganz grundsätzlich
i.t, muss oesnalo sorgsam abgewogen werden' ob sich das Führen

t."h,f*i;; tasstlwe'irüberhaupt wirtschafllich .scheines solclren Rechtsstreits muss' so gilt dies
dass der forensisctr.tätig. air*uil iäf,"" bei Beginn a.t rtl*aätt ',vom Ende her" denken

umso melr'im internationalen Verfafuenst'echt 

2. Zuständigkeit.GanZanders-abernichtweniger.risikoreichflirdieParteien-stelltsiclrdieSituaii-|.'?
on dar, we* Ufieiie a's;i*. Mücl*dstaat dä nronai991e1 Union in einem anderen Mitgliedstaai

vollstreckt werden sollen. ll..ft Ätt.?S Abs.3 Brusseliu-VO ttu* die internationale Zuständigkeit

#;L;;;"Jf.k1des Ausgangsgerichts irn l"rrl nachgeprüft wer.del Die Br'üssel Ia'VO nimmt

also die unzutreffende dä;;;';;#; lurt,inaiek"ü-i;"tä euopäisches Gericht hin, so dass die

Anerken_nung einer Ents"t-eiä*g .ine, Gerichts .in..-eü-ft4itgliedstaaies in einenr anderen Mitgliedstaal

li}ä?ffi;;/";.*;ig;auch nichr unrer Berufung *erdln kant''nt Eine Ausnahme hierrron bestehl

I 92 S. zur Anerkennung und Vollstreckung venvaltungs
IPRax 2020'gerichtlicher Entscüeidungen Brand

210 ff. f
124'237; BGH NJW193 BGH NIW t969, 1536;BGHZ

2009, 5171993,1073; OLG DüsseldodIPRax Brand IPRax 2013' 126

t94 Dies grlt säit dem BnEXIT nunmehr auch ftü Kläger-
uutGioßbritannien,BGHGRUR-RS 2021'4858' 030)

mArun Brambrink GRUR-Prax 2021"257 ' OLG'e.""mtttn4.
IPRax2022' 521 mAnm Schütze IPRax

2022,481; Ungerer NJW 2021,1270 (L273)

t ss ihoÄasÄtzo7Hüßtege 'EuGVvo Att' 45 l.n'27

Ol-G -
prantfurt/M, IPRax 2002, 523; Piltz NJW-

üoatgs (tso);vgl. auch
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i?as anbvaltl4ehe iVianda :l itt: l*terna'ti*a-leien Seha"lieii'echt

nur in den Bereichen des Verbraucherreclts,re6 wenn das
des Versichenrugsrechts.und des Albeitnehmerschutzrechts

Abs. t fi."ä;il;;i^iu-vö,eenläß Arr.45 iu"n*r"t';ä;;";Gt"tt"gshindernis clann besteht'

iä ei#r"ü.rüä.r1.rr"d-I.,äntscheiclencle Cericht t;;;i;;;t"otll t"*ittft"" VersicherungsnehmerleT und

oOJ. äil;ä;iG.b..;ri;;il.itnelimerseiner Versiche*ng
seine Zuständigkeit nr Unrecht entgegen

der vorscluiften a.. art. ro-zi gebrochen' nach dem
gÄ**t ru-vo *g.noään nJ t* Der Europäische verordnungsgeber hat

oor,r'ätr".h;;;;ä;;"Jr"t,cleshalb mit o.* a.r int.äu,lonalenzi'tilptozessrechts

kein Beklagter gezlwngen werden kann, .i"h oo'. .'ää,*r"tiäoig"i ausländischen Gericht zu verteidi-

gen. Das Gnrndprinzipl Jus. del. BekJagte "", B.r.]cl' der Errropäischcn unjon
,;ä;;hrfbnigt.n i<tog"'t in möglichenveise exzessiven

ausrändischen Gerichrssiänden geschürzt_wercrr" ;?;';;;;itlim obso-

ler geworden.Le, o., E,rääairJn. zumindcstv..,.oranungrgeb"",:'grhr deshalb davon aus, dass ledem EU-tstirger die

Rechtsverreidigung uorlln!;icericht des unJ"r.n'äd-rtlitgtleistaates zutnrttbar isL' Dies darf -

solange nicht in allen Mit;ü.dr;;;" Prozessgtund-der EU sicherseit.iii-iti. Jttt sich die Gerichte lrei von Kornrptio. an

Gesetz und nert,,t tart.ii'l'i]; eines"t". "ä;;ä"
i"n=r."'äfri,tg"üttti"r*t' w,erden' die clie

r.echre von Beklagten iä.rä;;;; sich trotzE;.otäir"h*.J;i;;'*roäätuot "insgkänkt
Die P|ozessparteieu

innereuropäisch.n stets gege' Klagen  
Drittstaaten

zi"iäi,trrt Ji", *ür..', rt.h äi;ü;hi'auf diese Situation einstellen rmd

aller nach wie vor existierender Sprach-, fco"""--t*i'n"t1'tssiaatticttt<tits-Probleme

EU-Ä;-i;J;;;i,1ig;.vor Ge'ichren i," wz*tr.ni'äiolnt verhäitnis z'r-au,ßereuropäischen

Fäliä;;; Rutdurchaus in vielen .,tät, *"r,t.n'ää,"ril zu
g;g;; eine Klape vor einem trnzuständigert

ausländischen Gerichr wegen des Anerkennt,"*r";J;,';;;;ri,ti;; a;t $ 32I Abs' t Nr' I ZPO nicht

verteidigen
'ncl keinesrvegs erteilt

den grirr", versäumnisurtrir"i.
^.r"., "rärr ztt nehmen, kann ein derattiger Rat bei

innereuropäisch.n ist' Z'ständig-geschaffen wordensich daz'
n"tlt"t"ifigkeiten werden'

,1.g, Freilich ermöglicht das r*Vo, ius anSystem cler Brüssel es

T"nltä.n aber gleichwohlkeitswettlä*r.e zu no"r,vermeiäen, zumindest ä.-.n pözesstaktisches Verhalten' wenn

der.leweitigendarum geht, ein partei .genehm"r,l"äHä;tf* "99i !t
unangeue'mes'

zuständiges lo** r*,uä-indZri ,eit."i1-ig Art 45 Abs' 3"."".ii.n."O".tit
clas Verbot, die Zuständigkeit des entscher-

denden Gerichts Anerkenntrngr-im Rahmen des noch.rJ ü"rlrn..r't"gsverfahrens ar iiberprüfen

Brüssel ta-VO, *trd #ö;;;i"r'i"t "ti.""a$'vr.;"ä;;;;;gt6"t'
tin solcher wetr-lattf ntitrtnter

besiinsrigr. Bekannr. ;r";ä; ;;l;;*r,ic" P,'"'";;iäiil;,ln,L,: "wintlhrrntlprinzip"i"'' stjchworten

unä ,,Torpedo" "'h ä;;;;ttJes ctab"i äu*m:;i"h ;i;;fit*ung cles Att' 29 Brüssel Ia-vo ntnutze

das Ziel hat, 29 Brüssel [a'vo2'lzu .rachen, die ,,i,iclerstrcitenae. gntscnä'är"ättt ttt=trt"aäer Gerichre inner'alb der Mitglied-

sraaten der erropais"ten I".;;;i;?n1rp,.i.tttunion zu vermeid"". liir die pa'allele
die negett*;des $

unct die darin normiede Rechtshängigkeitr*p.**.ä""äötö";;; dass ein deuisches
p i9iäp3 iNr' 1 ZPO

Rechtshängigkeit b"i ä.r;;":ääi"dil r"t-iäi'r.*,'it.iiitr.t *iiot- unterschied'

unzusrändiges cler Brüsse1 ia-voc.rirh;i;;;"Rdtrr't "it ände'e" Staales
*^o*"#ffi;;'jiläcn" ceti"t.'t venveisen kann' während

an ein-Geri;ht";il;;eines Rechtsstreitsdie ver"weisung 'ach
nicht

möelich ist.202 Art.2d d;.";;;üeiil;;;ii;-to schreibt pemacht werden' das spätet'
cerichten verschiedenet'Mitgliedstaaten

Klalgen wegen O*r.iUä.-A"rp*"f,i äa! ztterst attgerulcne Gericht,*ir.f,* i;"r.1il; P;;ien antrangig

aäs"vlrflui,r"nangerulene cerlcnt zu der' Überzetrgung
uon a.t, ru.?Jn"'ä".t"täJtt'rtäi.oii

seine Zusrändigf."i,
;;;;;ft;t Ge.ichtWenn ot"oiäätr|rtg"ii.f fi hat. GeLicht flir

gelangt tst"

dass es zusrändis ir;";;ä';i#;;. sich in derAr"t.Ab'; ffd;;iit-to clas.sDäter angerufene

unzuständig ..p15r"n.io!'äfgrdd:q;; und die umgekellte*.i,." rÄ.trr.r.i.ää"g-.*,ttotueg'iffs des E.GFI' der

,,Kernp'nkttheo.i",. "rro.ri"l!,;;
tuil di". ,lu^;;'ä;"r;;ä?;;t i". Leistr-rngsklage

BeckRS18 11 2020 - C 519/19'196 S. hietzu auch EuGH"" i"-,zi"iw.itw"ceimer.iaä, ztliz - Rvanair- n". 3; anders allerdings nach Art
Äü.

mAnmDAC i DelavFix'

li*iinn", NZi 202r.391 tvlansel/Thorr/wagner "r
16e mAntn(tzsl, ecH NJw 2015'ipi<r- )irä, ros

v*J"t; wiit" niaw Internatro-zots'13; Ganssauge ff'; vg] ztT.ir,0-

"tf" im internet
Z"'r*atgf..it und anwendbares Recht bei Ver-

brattcherverträgen
19? ;.;; Büifiiles
' -' ^ ch; IPRaK 20Is. 314,versichemngsnehmers rnAnm Brand ll'l{a\artch

älöH tlö .202t - c 393t20, lPruax 2023' 6e mAnm

24Danda IPRa,x 2023,

les il;;;;iP;JF{üßtege i"ä't" tt"tzu ceimer/SchiiLze - .
EUGVVo Ad 4s Rl 28 ff ; '"-

Rott ELrZW 2005,167 (168) aF Rrr 30'

l9s Brancl HFR SIg le87 
.

2007, 22q Q38)' 8 12 l9S7 - t44186'

i00 S. hi"ttu atrsl Thode BaLrR 2005' l53J ll ' uelmer/
""' +äoi = Niw'rqes,

ä.itiü. i*zivilVertR/Geitner' 3 Aufl 2010'

EuGVVO Art 27 aF Rn 10
Art 27tibemoumen atls

zo t insJweit unverändert 
F.IGWO aF.

202 lil(Z}OlSaengcr ZPO $ 281 Rn 7; Geimer/Scllltze
""" i Aufl 2010' EuGVVo

jl 15

EuBheV0
,03 ;.ffi;;;s neuerer Zeit E,GH3'4'2014 -c'438t12''"- ;Ä;;;;;meier tPRax 2015' 120

bletnetik von Prozessaulrechntlngell vordeln lttl- ole

Gesenfordenrng ilnzuständ i gen Gericht 0 LU lwtn-
lulv'

29411.
zo,t niai a n.tss4 !:1!2-,rt"-- c- 406tez - slg. 1ee4

ELrtZivrlVerfR'/

ääi'',i* i ä,in-zol0 Errcvvo Arr 27

i" äit*lr, s,'CH
665 - Gubisch/Palumbo' - auch

s

viunt.f nio.a*"i"r FS Athanassios [(aissis' 20 L2'

629 ff.
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i.!*s *rliral?!!r-:i'ri., i'{.;i:ii:i::i?i!; irn ir:i;*;";'l;ii:ir..rnriiv:il {$c;l"cuicärr*eht

negative Feststellungsklage aufNichtbestehen der Leistungspflicht als identisch iSv Art.29 Brüssel Ia-VO
angesehett 

gegen sich beflirchtet, zuvor die ungekehrte negativeLeistungsklage bei einem ausländischen Gericht 
Feststellungsldage2o6 bei seinem Heimatgericht erhebt. Selbst wenn diese negative Feststellungsklage gaftz 

offenkrndig bei einern unzustfurdigen Gericht el'hoben worden ist, weil die Parteien vertraglich eine an- 

derslautende Gerichtsstandsveleinbarung getroffen haben oder aufgrund der Zuständigkeitsrege[mgen der 
Brüssel Ia-VO eiu alderes Gericht zuständig ist, tritt die Rechtsh?ingigkeitsspen'e des Art.29 Brüssel Ia-VO 
gleichwolil eiu.207 Der Gläubiger, der mit seiner positiven Leistungsklage in seinem Heimatstaat vor dem 
an sich zuständigen Gericht ,,zu spät" gekorunen ist, so dass das mit der Leistungsklage befasste Gericht 
das später angentfene Gericht iSv Art.29 Brüssel Ia-VO ist, wird nun zu gewätigen haben, dass er sich 
zunächst im Ausland gegen die negative Feststellungsklage2os verteidigen und die {bhlende Zuständigkeit 
des ausländischen Gerichts rügen muss. Erst werur dieses Verfahren möglicherweise nach mehreren

rverden.20s Der Wettlauf um die Zuständigkeit besteht dann darin, dass derjenige, der eine

-
Instanzen rechtskäftig abgeschlossen ist, was mitunter mehrere Jahre dauern kanl, wird sich das eigent- 
lich zuständige Gericht seines Heimatstaates mit der positiven Leistungsklage befassen dürfen, und auch 
nur daun, wem der Beklagte der negativen Feststellungsklage mit seiner Zustärdigkeitsrüge beim zuerst 
angerufenen Gericht durchgedrungen i.t.20e Zu Recht ist deshalb in der Literatur dieses

*

,,Windhun dpinzip" 
als eine ,,empfirdliche Blockade des Rechtsschutzes" bezeich,net wolden,2l0 die die hiervon belastete Partei 
sowohl kostenmäßig überfordem als auch zum Abschluss ansonsten nicht erforderlicher Vergleiche zwin- 
getr karrn. Zubegegnen wäre dem zumindest teilweise mit der Einfülirung einer Verweisungsnröglichkeit 
älm1ich der des {i 281 ZPO2lt auch im System der Br'üssel Ia-VO. Wirksarn wiL'e dies aber nur darur, wenn 
die Velweisung rnit Bindungswirkung für das aufirehmende Gericht ausgestattet w?ire, also langwierige 

Zustärdigkeitsrechtsstreite tatsächlich vermieden würden.2l2 

Einen ersten gesetzgeberischen Schritt zur Eindämnrung derartiger Torpedo-Klagen hat die Brüssel I- /::-., 

VO-Novelle2l3 in Art. 3l Abs.2 und 3 Brüssel Ia-VO für Fälle unternommen, in denen eine Gerichtsstands- 
vereinbarung besteht. Danach kann eine Gerichtsstar-rdsvereinbarung nicht mehr mit einer Torpedo-Klage 
ausgehebelt werden, selbst wemr das vereinbarte Gericht nioht das zuerst angelufene Gericht iSv Art.29 
Brüssel Ia-VO ist. Vielmehr muss sich nun auch das mit einer Torpedo-Klage zuerst angerufene Gericht 
zugunsten des zuletzt angerufenen Gerichts für unzuständig erklären, wenn das in del Gerichtsstandsverein- 
barung genamte Gericht seine Zustärdigkeit festgestellt hat. Im Ergebnis kommt somit dem prorogierten 
Gericlrt die Entscheidungsprärogative 2.2ra Nach Erwägungsgrund22 der Brüssel Ia-VO ist es das Ziel der 
neuen Bestimmung, nicht nur ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarungen zur Wirksamkeit zu verhelfen, 
sondetn ausdri.icklich auch, ,,missbräuchliche Prozesstaktiicen zu venneiden". Weitele Schr itte des europä- 
ischen Gesetzgebers zur Eindärnmung des,,Windhundprinzips" wäen wünschenswert, beispielsweise durch 
eirre Einschränkung des Prioritätsprinzjps der Alt. 29 und30 Brüssel Ia-VO ff.ir negative Feststellungskla- 
gen oder des Gerichtsstands der Streitgenossenschaft gem. Art. 8 Nr. 1 Brüssel Ja-VO2r5 im Fa11e voll nega- 
tiven Feststellungsklagen gegen A-nsprüche aus unerlaubter Handlung iSv Art.7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO.2l6 So- 
lange derartige Einscluänkungen aufeuropäischer Ebene durch legislative oder Rechtsprechungsakte noch 
nicht erfolgt sind, bleibt für eine Zurückdrängung unerwünschter negativer Feststelft-urgsklagen im Wege 
der Torpedo-Klage nur die restriktive Anwendung des nationalen Rechts, beispielsweise durch Verneiuung

205 EuGH 8.12.1987 gleich schaffen kann; s. knt. auch Sclrlosser,4-{ess/
1989, 665 Schlosser EUGWO Art.29 Rn. 4c; Mankowski RIW 
EuZPR/EuIPRrLeible Br'üssel Ia-VO Ar1. 29 Rn. 17. 2004, 481 (496); dies gilt insbes. auch, wenn rnan 

206 Dies ist der sog. Torpedo; s. hierzu auch Schlosser/ sich vergegenwärtigt, dass selbst selbstständige Be- 
Hess/Schlosser EUGVVO Art. 29 Rn. 4c; vgl. bei- weisverfahren dre Sperru,irkung des Art.27 
spielhaft LG Dässeldorf 26.4.2012 - 2U 18112, EuGVVO aF bzw.4rt.29 EuGVVO entfalten kön- 
BeckRS 2013, 07800. nen, s. hierzu OLG München IPRax 2015, 93 mAnn 

207 Thode BauR 2005, i533 ff. Niggemann IPRax 2015,75 ffl 
208 S. zB die Fallkonstellation in BGH NJW 2002,2795. 211 S. a.

wre l(orruption bei der Urteilsfindung leilen lassen, Geimer EuEheVO Art. 15 Rn. 8 f 
aber noch nicht einmal sicher 213 Brüssel Ia-VO noi.elliert durch Verordnung (EU) 

210 Geirner/Schtitze EurZivilVerfRy'Geirner, 3. Aufl . 2010, Nr. 1215 /2012, l'81. 2072 L 351, 1, in Kraft seit dem 
EuGWO Art. 27 aF F.n. 10, der zu Recht darauf hin- 10.1.2015. 
gewiesen hat, dass die Widerklagemöglichkeit des 214 HK-ZPOIDömer EUGVVO Arf. 3l Rn. 2. 

215 Entspricht Art. 6 Nr, I Brüssel I-VO.

209 Dies ist auigrund der oben (* Rn. 42) bereits be- 212 Attch Art.15 Abs. 5 EuEheVO sieht wohl aufgrturd

- 144/86,51g.1987 4861 = NJW

- GubischiPlllurnbo; s. auch Rauscher

- 
schriebenen Tatsache" dass nicht alle Gerichte aller von Bedenken gegen anderenfalls mögliche Souverä- 
EU-Mitgliedstaaten die EuCWO richtig anwerrden, nitätseinschränkr.ngen
sondem sich rnitunter auch von sachfremden Motiven das anfnehmende Gericht nicht vor" vgl. Zöllerl

Art. 6 Nr. 3 EUGVVO aF ü€tzt Art. 8 Nr.3 EuGVVO) 
hrerfür nicht injedem Falle einen argemessenen Aus- 216 Entspricht Arf. 5 Nr 3 Brüssel I-VO. 
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d;ä*, il';i"tptä"rtr"et-in Bezug attf Beweismittel 

4{.> 3.Zustellung'InderPraxismitnictrtuner.heblichenSchwierigkeiten.'.f.f..'stelltsichdiesituationirl

des Feststellungsinteresses isv $ 256 ZPo.2t7 Zu Recht ist cleshalb gefordert worden' dass in Fällen' wentr

F.rtrt.li;Jrü;s;i"?.rähinter cter negativen vit'rtoJen des
"forum

shopping"' also eine etwa kurz vor

cler Leistungsktug" ertooene"n;;ä"; tn sei'r"rirt.ttungrt.tug",
"tg'tn, Ceneralanwalt - /atirlchten

an das Voiliegen eines Rechtsschutzbe-

därfirisses strengere nnlora"ruö'äi. t""rlä ttä"tn !;i6-zia So har auch

nen schlussanträgen Rechtsmissbrauchsauf die. Gefg]yvom uä:r014 il;;;'ä""ü;r;;. ö - iszttl, einem Vorabentscheidungsersuchen eines

i* n'r-änä".,deutschen Gerichts rärt"u,s.rrua.',r.rrutitaugl, 31nes

durch Torpedo-ictug.n *,ing.JLi;;;d d;..r, g"fo1g."J Jur, ä.n .in., karteltbehördlichen Entscheidung

über das vorliegen "in* Jino oo .utopais'Äe
zur"ää.rrä;äi;öi;.;.guiiuJF;itbl1ung aufgrund der Bindu'gsrvirkung dieser

Entscheidung uorg"r.htorr.n;il;;;;i"-t;'r durch $ 33g
Gesetzgeber oder der EuGH bisher

äo.i.t,'a.t Kartellschadensersatzrechtsrt"t ib.'er3B;*cleutsche är.ä*äu"rnicht gefolgt. Der

Abs.2 S.2 GWB ntgutiu"n Feststeltungsklageiuch im Fall .int't rrg.r.gt,"iäru 220
die l-lerausgabeansprüchc

entgegenzuwirken

Zusammenhang grundlegend verändert' Bisn it 0", z*uärilii;;"dr. ;;tf"trr."r.nilit*"ä." schriftstücke dar' Mit Inlaafttreten der

am 1.3.2002*;;'ä";;"orBrüssel I-VO geltende attäiit'ZettcvÜ2zr
dieser: R;;i;e;üt.2002 wurde nach EnmJheidung "T"t' velrahänseinleitende

C"tittttt eines EUnMirsliedstaates itr audereu

EU-Mirgliedsraaten ""iioi"""liä,nichr ;ääfi,"ilä. und nicht
.'ü'i;'';;;;'s schriff-

d"r.i;ir;i;;,stück clem Beklagten, v"riurrr.n "ird;*;;il;n
hatte, nicht-ordnungsgemäß

*"ä;;r;ä*,so reclrtzeitig zugestellt *. ,i.r, ".il"faL"i die olilnungsEemäßheit
f.""""."2 Der Beklagle war also ffich

^ft'27
Nr..2 EuGVü in Oopp.tter üi*i"rti'ätqiiäpi, cles

e*;'h";;iiigrttit ""a
der Zu-

stellung des verfahlensei"f.it hat d-iesen schutz des BeklagtenJ"t S".ftriftsfücks warelt -
"*äi"

AtO in der LiJeratur2z3 - Kernbestand

europäischen ziuilu.rrurr..nr."i'ir"tr;;'ÄJ. +j al. i rit. t"'eÄt.iIa-VO

und seines Anspnrchs.d z* versagen Ein solchet;;;ii;;., cehor erheblicrr'urtg.Jti"nt Ein versioß gegen die Ztrstell'ngsvor-

ni"r,t *""rJ',äir'är;;schrifren gilt nun oi" an.rr."nni,n! unJvotttt'"trung

Anerkennunssvrrrugung'r'ätl ";;;;;iits;;t; noo!.aann ;;t ;"tfut't*tJit't"itende schriltstück dem

so r..r,,trriiie'.,"äln.i,r.,Bektagten nichr w.ir. ,.,gäri.äirvorden ist,^du.t: tf siclr verteidigen lconnte'

Auch dies gilt nach a,t +s'ilürli'i,. nach r'vie vorü ön"t'.ii'"vö ;;;;;; ;"'rn d'i Beklagte gegen die Entscheidung

im urspr.ungsstaar einen ilil;;h"it.ingelegt rrit;; ;1;'t, stellt sich die Rechtslage

bei cler Anerkennung,"r;;"i1.;;;lanäisclier c.rirttt, ninr*talb der Europäischen union dar' Nach

$ 328 Abs.l Nr.2 ZpO i.t;;;;-;;;or der sich mitdie ordnu,ris;;;ääh;i;;.' Zrrstelluns Voratrssetzung ftir die

Änerkennungsfütrigkeit
ein Beklagter"Während sich alsoin De*tsch"lalncl'ei,rls soichen U1eils

einer. unrer Verstoß gegen i-e;;;i;;.ir" Ai. e.rt1n;uää;; ;;;'H;;st' Zustellurrssüberli<omtnens226 mit

E-Mail"'99"ocler gat perder einrachen Post22i
ili;d;ü;;;;':i;t;;;'f'1'räseinleitenclen schrift-

srücks aus dem auliereur.JpäiJchen nichtAuslancl tonirorul.,i-li.hr, iicht zwilgencl inr Ausland verteidigen

muss, sondem ;;;;;"ir".i*n,den Erlass ;tt"* nicht volistreckbar
t" ;t;;f ;;;;; t u* - i"o"nrulls dann' wenn er

Vr*og"nr'r.ä"'i*tiber. pftinclbare Äärf"ra -;
".rfügt i'*trttatu der Europäischen

;;i tin solches in Deutschland

wäre, gilr dies für d"" ilki;;;;-.1*, v"rrun,.; t;r"ä;;-deiic* Union

8as an'.,'Yaitäiehe ililanelat ia-n inte''3iat!*fi 3133i $6!iuiqlxschi

2 l7 Vp.l. Thornas/Pul-zo/Rcictrholcl ZPO $ 256 Rn l'
'' '

iz"it..iott"rtCreger ZPo $ 256 Rn 7; Brand lPRax

2016,3r4 ff. übcr dic Ztlstclltmg
Z S S"hiätr*/Hess/Schlosser

4c;EuGVVO $ 29 Rn
"'f "

ää,,ttrt"i i,tzPR/EuiPRÄeible Brtissel Ia-Vo

Art.29 Rn 36 Fn i53' FormB

z Scflf ussunttägef q B I 2 Lrnd 5des GA Jäaskinet v' 11 12 2014'

C-352l13 Rn 51.

zzo e..kOK KartellR/Hempel . .
23GWB $ 33g Rn

;;; il;;1,;Ewc-uberelnkommen überdieseiichtn-"' .if"'"gf Sgerichtlicherälääüluiaigkeit und die Vollstreckung

;;;h;i;*s;" in Zivil- und Handelssachen

ie"äwJ ".iz vorn 2e II le96'
s 1968' BGBI It t972"774 in der Fas-

iiL"i.!i e;i,,ittsübereinkommens itt mÖgtich, wettn der Erripltlnger
BGBI. 1998 II 1412 erkllin hct trnd die

zzz Zä iteinition des verlahrenseinleitenden ZtrstelltlngsdatutnSchrit't- be---- ;ilt;;;h IPRax Beklagten-2011, 241(243)' Braun

schlttz S 63 fl
Zzl ä.int.irp-not1985' 6ff',s a Bach IPRax 20ll' 241

(241) Fn 4 577'
zz+ b.ört i z toqo - c-:osl88 SIg le90 t-2725 kt 20

Sickeft KG'LancraY/Peters uncl

225 S. hierzu Et ßH 6 9 2012 - C-619l10' IPRax 2013'
- ""

trzi-ä. 'trude Agency Ltd /Seramico Investm€nts

lPRas 20ll' 40211Lid . meespr Roth ,,

D6 llaapet Üböreirrkommen
gerlGnL

""" i;ü;,'t,l ;"ßergerichtlicher Schri{lstücke irn Aus-

i""Jit Z*if- odär Handelssachen v 15 t1 1965'

ääüi.-rsi7 tt 1453; s hierzu auch Brand

ZruitVerfaustandsbertrhntng -
227 Oeutschland hat der gern Arr' 10 lit a) HZU grttno-
""'

rairilrl i"oglichen Z-ustellung per Post w-iderspro-

;u Ausfc zum lrZÜ vom 2212 1e1'1'

BGB[. 1977 t 3105.

ZZS inier'haf b der EU ist nun aLlfgrund-Art 19 Abs- I lit b
- ""

;;Zl;,vo, $ 1068 zPo die Zustetlung per E-NIIrl

"'"*ätt"f
sich.zu-

i"r'o.,tn
"it".ttionden

Zustel-

r',-o aes S.:hriftstücks ttnd das

;;;;;, ;;;;r'i,Lrch FabigA'Virtdetr Nrw 2022' lc)77

t tqlä1, n.t'tr., l?rax2022' 433 (418)

zzS öLö Fi."kitrrt/M lPRax 2022'624 mAnm Kon-

dring IPRax 2022,

28
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**s ;:ri-!-,riäätäiche [v3a*dat 

gegen die inzwischen neugefasste

is-r't as.lterl:att*naäen'lchuc[dneefil

Zuslellung_u'frauch wenn dienichl mehr." :rlxl|f tr"$undigen verstoß

ärt"päl..ft" Zusrellungsverordnung (EuZustVO;zrtr erlolgl ist'

Dabei enthält die EuZustVo selbst eine Reihe von vorschriften, clie der Sicherung des Anspruchs auf r'is

..^^r"rti.i""o Gehör dienen. ai, W.friigrt" müssen insoweit Art.9 und Art. 12 EuZustVO betrachtet werden'

;::t#::ffi#;; ä;il Ä-uh*r".in"r werden.kann, wennZustellung verweisert "das
zuzuste11ende

ä:"hr,ft.#;;.ilt "nt*.d.rln Sicherstellung dieses Annahmeverweigerungs-
Jt". Sp*"1" abgefasitoder üüersetzt ist, die del Empftinger versteht' oder

die die Arntssprache .lutdes E*pfö;t tüli.Jttuuä. ist.

Ljlrrij-,ri^ä""*: er1 s aur. iiü;;ind der Anhagsteller von der Übennittlungsstelle über dieses Recht,

das sem. Art. 12 Abs.3 EuZustVO innerhalb von Zwef Wochen auszuüben ist,23t ztt belehren'z3z Art'12

Rbs.5 EuZustVO U.rti**fäut, U.i .1n.. Annahmeverweigerung aufqund.fehtelder Übersetzung die

nicht ordnungsgemälle zurtäilr"Ä Ärrr91t *..q9".kann, weni darur das Schriftstück mit den notwendigen

übersetzungen .*.u, ^g.r*itl'*'ia.;A werden so1i, wenn
att' u aut' 5 S.3 EuZustVo bestirnmt nunmehr insoweit' dass

dann bereits die erste zurte"ri*g uir entscheidend.angesehen nach dem Recht eines

Miteliedstaates ein schriftstuck i"nnerhalb einer bestimriten Frist zugestellt werden muss' Damit ist die bis

;üii;k ;ä;* 0". rrrr"rÄ"e ä.; E"z*tvo bestehende verjahrunespryllematik im Zusammenhang

O"s $ ZO+ Abs. 1 Nr. 1 äGBu"O O.r ffä*-ungswirkungmit der Rückwirkung ivnt $ 167 ZPO234 im Fall

t ü..*lttlgt"n
"r

Aniahmeverweigerungän ge1öst worden'235

Tatsächlich wird allerdings in der Praxis gegen die Eelehlungspflich.t.{9s"Art'9 EuZustVO mI'allzu ii'7

frärÄÄ ä.i*"fr verstoßen.*dass ai. uotÄ"t.f',ä'r! Belehrung schlicht unterbleibt.236 Das Recht zur Armahme-

;ffi;;[ne läuft deshalb in der Präis häufig leer, zuinal die EuZustVo keinerlei Rechtsfolgen an die

unterbliebene Belehrung it" Si*. von Art.9 E-uZustVO knüpft. Lediglich Amtshaftungsansprüche, gegen

die Übermittlungsstetie tOnrien-ggfls. geltend machen, wenn einer dir Patteien dulch die unterbliebene

Belehrung des ZustellungsuJ..so:tln Ni.r.tteile entstehen.237 Bereits seit Inkrafttreten der Brüssel I-Vo ist -
wie oben dargestellt - oi. *tt rrrt*.* Aufl<Iärung über das Annahmeverweigerungsrecht auch nicht metu.'

i*r A'erkennungs- ä b.tiltk i.htigen, weilund v"i;;;ä;;;;".i.rt"t .aufes die ordnungsgemäßheit

der Zustellung bei der Feststell'ng des Anerkennungsve'sagungsfrund e2 A*.-!s.Abs' 1 lit' b Brüssel Ia-VO

nicht (mehr) ankommt. A.i-;i;; W.t" *ita irurähalb d-er tuiopakchen Union ein Beklagter' der eine

in einer Fremdsprache geha#ktageschrift nebst ebenfalls nichi äbersetzten gerichtlichen Verfügungen

eines Gericlrtes .in., EU-rrAiiäfi.irirät.t 19tr *j fs^e*te11t tZ aUs' 3 EuZustVO zufüllig
erhalt, gezwungen' Verfahren

-einzrrlassen'

werür er nichr rechtzeitig, dh'iä;thrit der ZiveiwoctrenftltlO.t art' Kenntnis

von seinem Annahmevenv;ü;ö;ht "inatt3'r gernacht^werden karur, dass
Die Anerkennung wäre gem' Ar; 45 Abs' I lit' b

Brüssel la-VO nur dann r"-"'..*.G.*, wenn zugleich geltend sich der

Zustellulgsempftinger nichi
".a"*tärg;*aß und zur Vorlage einer Klageerwidenrng

veteiäigen kännte. Dies dürfte allerdings bei hinreichend

bemessenen Fristen zur A;;;ä"tJ;idigungsbäreitschaft
;;#ä;;;;;,'ro au* .in"v".trauen aufliJNichtanerkennung fiir den Zustellungsempfünger mit

erheblichen Risiken belastet iri:rn bufro besteht das Risiko einerseits darin, dass das Ausgangsgericht oder

auch das Anerkennungsge;;r] ^-J.; 
Parla-230 Verordnung (EU) 202011754 des Europäischen 

Zustel-ments undäes Rates v.25.11 2020 itber die 
Schriftsttr-lung gerichtlicher und außergerichtlicher 

Mitgliedstaa-ct<e in Zivit- oder Handelssachen in den 
(Neufassung)'ten (Zust{lung von Schrift stucken) 
3, 133; s' hierzuABl. 2020 L 405, 40, ber' 2022 L 17 

Brand FormB

Ergebnis gelangen, dass der Zustellungsenrpldnger ausreichende

Richter IPRax 2022,433ff ; sowie
bis 4 und 6'ZivilVerfAuslandsbertihrung B I.2. 

2022'.231 S. hierzu auchüuGH7 7 2022-C-7/21'NIW
Transportorganl-2461ff. -Lkw Walter Intemationale

sation AG/CB, mAnm FabigMindau.
gegenüber232 Diese Atmahmeverweigerung kann auch 

also nicht nurder Übermittlungsstelle erklärt werden, 
a M. NJW-RRder Empfangsstelle, OLG Frankfurt 

Art. 8 tul 120Og,i\; s. a. Zöllgr/Geimer EuZustVO 
Verwendung 

.233 Zur Belehrung des Empfängers unter
EuZustVO sind diedes Formblattes in Anhang Ii zur 

verpflichtet;Empfangsstellen unter allen Umständen 
vgl. EuGHeine Heilung bleibt aber moglich, 

Alpha Bank16.9.2015 2015,832 --C-519ill3,EDZw

Bundesrepublik Deutsch-235 Ruster NIW 2019, 3i86; die 
2 EuZustVO aus-land hat gem. Art. 33 Abs l UAbs. 

isv Art 12 Abs.5 Eu-drücklict $ 167 ZPO als Frjst 
ZPOlRuster/Lahme Eu-ZustVO mitgeteilt, BeckOK 

dtlrfte die zuvor be-ZvslVO Att.12 Rn. 53 f.; damit 
sein. Die Enheick-stehende Unsicherheit beseitigt 

lung der Rspr bleibt freilich abzuwarten 
(123); s a. den Bericht der2)O Staäler IPRäx 200 6,116 

ParlamentKommission an den Rat, das Europäische 
und Sozialaus-und den Europäischen Wirtschafts-

schuss irber die Anwendung der Verordnung (EG)

die Zustelhurg gerichtli'Nr.1348i2000 des Rates über 
in Zivil-cher und außergerichtlicher Schriftstücke

oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten v
SEC(2004) 11451.10.2004, KOM(2004) 603 endg., 
Art. 5 Rn 5;237 MuKoZPO/Rauscher EG-ZustVO 

EuZust-Geimer/Schiltze Int. Rechtsverkehr/Okonska 
VO (2007) Art. 5 Rn.7. 

FormB ZivilVerfAuslands-238 S. hiezu auch Brand 

bertihrungB.L4Arun.2. 
Eu-239 Vgl. aucliRauscher EuZPR/EuIPR/Heiderhoff 

32.ZustVO Art. 8 Rn 11 und 12,
Cyprus/S r Senh u.a., mAnm Mankorvski 

sowie Brand234 S.hierzu ausf. die VorAufl., Rn.46
IPRax 2001,NJW 2004, 1138 ff; Brand/Reichhelm

173ff.
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allerdings dann'

::ilia;i'r'li'i'r<li'li

Sorachkenntnisse iSv fut,12 Abs. I 1it. a EuZustVO besltzt' Viel gr'ößer noch.ist das Risiko

;ä";'ääffiiiöffiiilö'im-'öerichrsstaar_vennösenswerte besitzr. die aufgrund eines unter diesen

Umstä'den efgangenen U,triß*Oer unmittelbaren Zwangs"vollstreckung unterliegeu'240
nicht gekiärt ist,in Art, 12 Abs. 1 EuZustVoauch erwiesen, dasswenig tauglich hat sichin del Praxis als das zuzustellende schriftsti'ickgeprtift werdeo muss, obuu^rtrtt*n ist, wennauf wessen sprachkenntnisrä

in einer Sprache gehalten iri ,Ji. O* Empflanger.versteht"'alDabei dürfte es nicht zwingend auf die per'

sönlichen Sprachkonntnisr.äJiä.t.-ftattäifirä einer jrlristischen Persoru ankommcn' sondern hinreichend

sei', wenn .as Schriftstück;;;iä;;ä;.; in der FremdspracheSchliftstüclc auchist, das zugestelltegelangen kil, ü 6;;rLgeden Angestellten

uno reoiictrer Arbeitsorganisation in die Hä'de eines leite'-

ftlr deren Plozessbevollmächtigtefiir^eine.Pariei nochalterdings wederzu verstehen.242 Es dürfte solchen leitendenin die Hände einesSchriftstück tatsäohlich

im

,.d';"ä;"; dasVorhinein abzuschätzen

Ansesrellren gelangen *iri"uiä ;;^:;;;;;"denf'alts - nachgewiesen wcrden l<ann, dass dies einer

ver'ünftigen
'na

.eatict en ir"Uätu-g*itution wiclersprochen hatfu' Solem also nicht positive Kenntnisse

über die Sprachlcenntnis-.';it;"ä;:;[trnint.r, zttzusteilende Schriftstücke
einer juristischeu Person vorliegen' sollte schon aus

Gründen cler Vorsicht rt.tr iätätr gJ.ht"i**ra.n, oatt naon der EuZustVo

J.ir^i" äi. Sp*che des Empfangsstaates übersetzt sind'
Beg.iffctes-,,zuzustellen6endenn genau.unter dem

'. :.) Zudem ist nach wie uo'.,nk1*,iuu, der E.ZustVO noch die
schriftstücks" im

sinne von Arr. g EuZustVO ; ,;;;h;" ät, Hie.an rroo.n r"Jao die lrieufassung

EuGHEntscheidu'g des ""* Erfordü'liclrk-eü.in.'lftug"tustellurogcler l*ö..
S.i.äö0Fii.t** e.anA;. ti. praktische Schwierigkeit stellt sicli hänfig

bei der Entscheiclung "UG;.r Ailg.n
im errropäischen Atrsland

'ichr cler Sache befassteje,uveils 0.,
nur clie ilageschrif6lirrJ,, r""ar,"'e;; J?;;

'u.rtätt
rverden tnüssen'z44 Der EuGH ltal

entschieden, dass "iii
i*tiä"^ft Gericht zu prüfen hat' ob der Inhalt der

Ktagescruift ausreicht. ",,
ä;;'ä.i.I;e,.n .in" R.^.il;;;;i;ung zu ennögtichen oder ob lrierfiir auch

die überserzune,lrr anlag;'i),*'li'rö.-llltt.rfo,Aeriicititi pTttt Festställurig dürfte ax ante frtr das

die Zustell'ng u.runturr.ndl'b-".i.t.,iuÄ',tigtirt', t.ir. rti, ol. i:oi.ttit.t . Bearbeihing eines i-*tematio.alen

schuldrechtlichen Mandates wäre es deshatb..gefiihru.'rr,-.i.rr o*.uf zu verlassen, dass das zuständige

Gericht. das die Zustellu"g;';;;rrib;trat, der Gerichte
aiä ÜU"tu"ijungt"tfo'J"*ittt bei der Zustellung im Ausland

zutreffend beurteilt. übli.h;;;;-;;;i-t.ü ri.n Oi.-6itäl-U"ttu"t"n Zustellungs-abteilungen

Si. r;iil;;ti.i; Jies"auch keine Gedanken. 

fürZivilsachen(zRl{o)";l;";i;;äi;;verpflichtu]u:nichivorsieht'EsobliegtdeshatbimErgebnis

nicht machen, weil dieCedanken auch "Rechtshilfeordnung

u.*ünn-if.^i.ir.'U?r.ittdem Kläger, entweder Atrsland
un.ittef fra' nrit der Klagescluift beglaubigte Ubersetzun-

gen derselben tLncl iker A"lt;;;;i ötrichl einzrrreichtn ottt.. *lt dcrn Antrag auf Zustellung im

das cericht zu binen, *siä1ä;"d;;;;i;;;;";.; bei cerichtvon deren AnlagenLi"ä uu'i'.t"itg
fiaeeschrifl unrl sämtticher A'lagen anferligen zLt

äi;;J;iA: ;h;ttassen. Nur .in. üt.rr"tr',fiJ'ä:;
einzureichen, *iro 1.d"nruä.?;"ililfr;;;; verleiteri'JL Zustettung lr dieser Weise vorzttnehmen Der

a*t6ttu.*tig*tungRrriü;;i*", *dg-ntn..Kläger trägt clann das
g.-em Art' 12EuZuslYO' Sofem diese

dann vom Gerioht später als berechtigt angesehen titJttnJätt""Kiager hierd-urch Nachtoile entstehen'

ggfL auf Amtshaflungsansprtichewäre er dann iS" $ ä3'9"ääB iv* a?' 34 GG ve'wiesen' wenn er die

A'forclerung uon üU....täng"n u'o. a", Zustellung ä.t Z*ttff'tgsabteilu'g..des angentfenen Gerichts

übertassen har .nd dieses #'ii."rd;;;'oJt*ä"ön:n.Jtrpt..-[''"e"nitrrt,gepiilft hat' ob die Klagesc''ilt

r";^rü;;;;;;t'verständlichauch ohne itue Anlagen iti t"äutt auf"ei'e Übirietzung der Anlagen verzich'

[m EdJ;i;"#;;shatb.derrer werden konnte. E"iiiiliParteien und auch den Ge'iclrten turd ihren

Zusreltungsabtel*g.n stiiä'ri.üä*i eä.u.n' r" ,rt,.'r*ttqiitn' u-tatuttt dies' class - wie oberr bereits

Kläger;;W;h*^gausgeftikt - der öiie, tnt"rrssen stets äafür Sorge zu trage' hat' dass sämtliche

schriftstticke, die zusa*neä niliä., frug.r.r.,rln
"ugrsi"rü clie Sprache des zuständigen

werclen sollen-, ebenfalls übersetzt werden' trntl

zwar aschclann, wenn * "itfti'L"*.it;;?fu,derartige Sptutftktnnäitse
Ont ittZu*ttfiunguet"pflinq"r

Gerichts versteht, selbst wenn er glaubt fur tnclizien ztr besil'zen Aus Griinden

cler äußersten vorsioht ist cleshalE stets davon **röi*t, o.ss unter dem Begriff des ,,zunrstellenden

240 Brand FormB ZivilVerfAustanclsbenihrung B I 4

Amn.2.
ff ; s hierzu auch EUGH241 Hess IPRax2008, 400 400 ff'von Hess tPRax 2008'J,*f. Ji" Änt".rf.rtng2072, 827 - LKW WAt'-7.7.2022 - C-7 lzt, EIZW

TER Internationale Transporto{ganisation AG/CB'

rnAnm Sujecki
242 Schlosser/Hess/Schlosser ErtZustVO Art S Rr' 2a;

l5l ll'Schüt/e RIW 2006.

30

243 EuGH 8,5.2008-C-14i07,Slg 2008 I-3367 :IPRax

2008, 419 - Ingenieurbüro Michael Weiss & Patlner

äbR/lndustrielund Handelskarnmer Berlin; s hierzu

z++ uie eleiche Frage st;llt sich im Übrigen bei dern-
Üb.Ä.,rungser-fbrdernis nach Art 5 Abs J HZU

245 Abnrfuar tiber <wlvw bnndesjustizamt de>'
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*as ar:orsaitü ie6re il'larrelat is"*'l !nte!'natiü'c-a;;!es:'$o0ruleincÜE Bt

&&

l?l.T;u,""* und tseweis ausräntlischen Mit-Rechrs. Ftir die grenzüberschreitende Beweisautuahme im Er-

kenntnisverfahr.n 'rytc'911"^ Schuldrecht spielen.i.'a o,r..näit'il;!q"t;ü J"1 E qüö'fu"Ä' ;! Lösiurgen für die

gliedsraa[en der eU gefundenääräfii" jeweilsA-tr forensiJen iraxis im intemationalen

die Ermittrung und der e.*äir'ä"rü;aischen LageRechrs äö;;li;;;; große Rolle' Nicht nur das

anserufene Gericltt,z5z sondem schon zuvordit Vou
p'o""IJuäiimä"tltigtti der Parteien müssen in der

ggf, onru*.no1"nitttiU., i""^ffiuii desseiln, sich Kerurrnisse
u"treiJit"n*n Rechts zu verschaffen'

Bedeutung innerhalb .t"r, ä..i.ftüi"n.t üä.f*'t .t, "itä";'g;;;;J"*tilig""
nationalen Zivilprozessord-

nunsen, zumindest ff,, d"*ä"Sä;';,il;ä;;i' sowie inffi;*'ä"i.iä' i-ändonJr Europaische Übereinkommen

betreffend Aus&ünfte uU.,
""riat?r"ftes

n""t t fett"pii"iät {t"fti**kunftsübeieinkornmen)2s4

E4

240 AA FabigMindau NIw 2017 ,2502' die. - vII zBeine Zustel-

fiir vorzugswürdlg'lung ohnä Überselzung well ''rlsl-
koläs" (sic) und kostengünstiger halien' der Bundes-

z+l istirU,asZZPInt a BeIgien' Dänemark' Est-- ' - ., ;;lit-d#schtand-u2003, 309 (326); Jasrrow [PRax

r MÖller NJWIPRa,r 2004, 13 ffiöö+, ii n; Schmidt
1öözl,tstür.;Dmemark bietet zum Beispiel - wie

aucttbronU.iia*ien vor und nach dern BRE)OT-
Rückscheinsenvice ar'überhaupt keinetr

248 Weltposwertrag v..15 9 1999'

;;ö ;: ;:";;;;"'r' 22e (233 f{ ) mwNE'Jno F{FR 2007' gesamte Liste der Vertrags-
Harla-des Europälschen250 Verordnung (EU\202011783- " " 3äui"" u.i iäv."rraussmann,

*"ntt *Oäes Rates die Zusatn-v' 25'11 2020 übü 1123 Fn l
Mitgliedstaa-den Gerichten dern't.n*ft.ii rti.tf,en

i"r'*ia"Ä c.uiet der Beweisaufnahme in Zivil-

oJei }IunA"t.tuctten, ABI EU 2020 L 405' 1; umge-

ff ZPO'setzt durch $$ 1072

251 S. lrieran FabigÄVindauNJW 2022"1977 ff'.--
iii äcrinw z'it+, nq+;BGH 30 4 2013

22112.

zsl ö]es stnA gegenwärtig in Europa neben"--
land, Firrn land, Frankreich, Griechetrland'. Urot:ort-

tannien, Irland, Lettlatrd, Liechtenstein' Lrtauen' Lu-

."t"U-i". Malta, Niederlande' Norwegen' Östeneich'

Schweden' S,tl*9t"]Polen, P'orrugal' Rumänien, llo-
wat<ei, Slowönien- Spanien, Tschechien' Ukrarne' un-

gu* una Zyp.-; s die
Internationales Privat-

il;V;;h;*"cht, 20 Aufl 2020' S

254 Yoml.61968. BGBI 1974lT938
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das ÜbereinkommenDeutschlancl das betreffencle deutsche Ausfuhrungsgesetz'zss Duch das Übereinl<om-

men soll der intemationab;"fb;;ti""taustausch Recht von Amts
g.ni"lt wetatn^unä die Rechtsauskunft über den hrhalt

stuut n'äärjä;;;;".des Rechts fremder der"an-lzl1 ZPo ist.das anwendbare
des ausländischerlu'j'h dtn InhaltDer Riclrter *u"'zu t rrri**.n.lt"wegen vom Gerichi

Rechts ermilteln'

wobei er nach Die Parteien habeng293 s.z äöö'ärr"
"*ä.f.'.**ir* o"rränufrt, -Ermessen-zs7Tatrichter die notwe*clige"

äea"q1i.-h"n-Eril.nntnitquellen benutzen kann' wie sich der

fi"gi äuüei U seinem

nu, einen br.ohranttten'-gi;ntßsdaseeerr nach der c..",r.rrlä. aulden Weg cler Ert<ennlnisverschaffung

M.i"T;;'ä;;'ilffiil.hrtauicti aas Cer.ictir.258 ".tti,.f'ttt,
sich dtlrch eigene Recherchen Ke*tnis

des ausländischen Rechts;';;;t;;ff;", irn eigentlichen silrne'insbesondere wenn es-sich um Rechtsnormen des deutschspra-

nicht um ein" BeweiserhebttngEs-rrr"ä.ii JrJ danachieen Auslands handelt.25e
gerichtsintäeiiv;;;;üF.onä*rn urn einen Our, ., fotgii.tt nicht mehr des Berveises im Sinn von $ 293

S. l ZPO bedarf.26o 

ausländischenDa jedoch det T,uganEzu Rechtsquellen recht schwierig sein kann' gerät diese Ennitt'

derlungsmethode in praxis ää-*h";ii an ihr" Grenren' Neben den gtlitht'intt*ttt Nachforschungen

d'rch SiSi'ä.tEiOwird denr Gericht auch die ft,ogii.üf..li
"ttiffiret,

lnne'halb des Verfahrens alle ihm

zugänglichen erk"nntnirque|." L |"Är"r". w"ir. rr"runr,rri.rr.". In diesem Rahmen ka'n das Gericht

uonformlose Auskünlte priuätp"rronen oder in- unääländischen Behörden. einholetr' Dabei ist es

das d"";;ää;ä;auch möglich, dass rd'f".d;;n iu.ruur a' a's1ändische obergerichte wendet'

um von dort beispielsrveiä"äit ".i* ""T ni. oi" äÄütr".g
oo.t u..tinJnJüÄie Rechttptechung. zu streitentscheidenden

d;** i"ri ,{qRechtsfragen ,u ,rbitt.n.rui'In
ausländischen Rechtsdes'Inhalt* des

desdie Grundsätze p.ei*wäisil;ilit;tc';;' Dt* G;;hi'steit weiterhin- auch die Möglichkeit der

Einhotung eines sachverst#öä;;;#;"ry* t*:t* *rlärJitth.n Rechts im wege eines Beweis-

L drr;;;;;';,.dvertahrens offen.263 Rechtsaus-des Europäischen
rneist fiir di. E;ü;; auslztndischen Rechts ein wissenschaftli-

;iä'oä tntt u-.nt,"ti.n",. r.ing"e*neingeholt, är uiriches Gutachten
kunftsübereinkommens ":i 3]]t:.:.t'g"nuiÄ.^i ouUei wird ft,; n..ftttärrr.ftt"l die Forsclrungsarbeiten

des Max-planck-Instituts r'virdEin solcher Gutachtenauftr'agtur'ärrra"-oiorres und intematio-nales Plivatrecht sowie univefsitätsinstitute fiir

l|ä"d.ilr;ö.;;ilrt;*Intemarionales r.iout."cnt ,"älrtg"et'ifftn'
des lnhalts o*clie Enniftlungnicht nur atlein .uu'ra'iJll-r'"?"n""rttt Folglich muss der

zum Inhalt haben' sonclern häufig

auch die konkrete, uuta"n'ä änt.rtteidenden F,ll b"';;;;;'ä"tttituniutnOuugsfraee'260

curachrer durch
i;;;;;;t;tsacr,verhatr ifi;i;M iueilung des gesamten '"ätn,-tii'

clie Bestimm.ng des

AnknüpturigspunkreRechrs erforderiiclre ^t3t.,.,,iten/h;;?ilrtt,g* Ygtgtltl bei der Ermittlrng und

Anwe'dung auslänilischen iläftlr"ir1äutr.tt"n V"'futt'"n ttut das üta'"-p1a"ck-Institut für ausländisehes

und intemario'ales Privatrec-ü-in sowohlHu*U*g ,ti. ,og"nä*t*',,ilu*Uutgo. I-eitlinien zur Ermittlung und

Anwenduns auslänclischen-äärrrr p*ttitn
J"i'"i"rttül"'J"ri*rr.n ve;f;;;;;ä 91: d* dienen sollen'

,il';;;ü Sachverständig.nden deutschen Gerichten 'äJätn
ttnd ihttn Prozessbevollmächtigten

Hancllungsenpfehlungen d;; ö;*"ili""e
"rr1i ä1i..üeni

Rechts im Rahmen von $ 293 ZPo zu geben 26e

su"t u.Ätai,äö;;ähl;im unterschied ,,, di. i" d;; P;;i; meist sehr detailliert und konkret auslallen'

sesraltet das Eu'opäisct*"ä-"ü?r"i.Lunftsübereink"**"- penatten AnfordetuugenDie
rti"g"gen allein das stellen von abstraklen

Äechrsfragen,2io Die Anrvendung desAin iaffU"^ä""nlr-ärir.ttr.t *i'A fofeii;f nichieÄtellt'27'

nu.n,i,?.?"ri,,äärJä'iäan den rnhalr ,in., r. * oi?räu.;t"l*'-;;t e""eäit'

irlla;:ciai*ae *nllraltitche

255 Gesetz zur AustiihnLng des ELlropäischen Übere,in-
""' ü'i iooo -c-7le8, Slg

Äuskunfte über atrsländischeskoÄ"nu betreffend EuGH 4 2 1988 - C-145186"ies3 - l(tolnOottt;vorn 5 7 1974
Recht un<l seines Zusatzprotokolls

i,qurtanAs-R."tttsaLrskunft sgesetz) (BCBl l974 I
und Entwurfder BtLndesregre-i4.}.1;, t. u Denkschrilt

iLrng rum zustirrmungsgesetz mit Begrtindung' BT-

Drs.71992 und993
zso ääri l.r.m 1988, 647; vgl dazu auch Sommerlad/

(403)-- - 264 Jastiow IPRax 2004' 402demzuYerlatuen nacha.h.;y NJW 1991' 1377;

r"#ä"gf. BGHNJW-RR2017' 902 Rn 14;NM-

än-zorz,
"s33 achten in cler Reihe ,,IPG -FamFG $ 26Rn. 24 sowie Stemal

Rn.2'7 f. 
257 BGHNJW 1995,1032.

iss io.to"tha/Schrev ,NJW 1991,1377 (1379)

ill ettittlnglc.hrtein/Laumen ZPO $ 293 Rn 7

260 Mrrsieläk/VoiyHuber .
ZPO $ 293 Rn 4 - abrufbar untÄr rvwwhhleitliniengelels-

26 I Ob soLchen formlosen Bjtlen dann auch Folge
so ange-im Ertnessen destet wird, steht lreilich

schriebenen Gerichts'

irn interrtatii:näi1erl $chiiidre*i^l'i

262 Geimet IntZivilProzR Rn 2585; s dazu auch EuGH
- "-

2000 I-1e35 = NJw 2000'

1989' 189 - HoffmannSls. 1988 645 = IPRax . . ,

ZPO $ 293 Rn 29ZAZ i"ufoZpOtPriitting fl
-:.

Musrelak/--"
voliliufr"rzPOij,93 Rn 6; vgt auchdieZttsam-

menstellttng von geeigneten Sachverständlgen bel

HetgerDNotZ 2003,310'

265 S. hierzu bspw die Veröflentlichttng derarllgerutlr---- Gntaclrten zttm Intematlo-

ioi." unA Äutrattdischen Privatrecht" (Verlag Giese-

king) 
266 Hetsü DNoZ 2003.310

267 Herier DNoZ 2003, 310 (lll)'
268 Oltiziell vorgestellt am 9'10 2023 am OLLj Harntrtrrg:

de'

zos ü" ü;ru lvlichaelsisclr-rnidt, N'tw 2024' 24 ff'

270 Hüßtege IPRax 2002, 752 (293)'

iZt tutl"oi"tut lVoit/FlLrber 

BrcLnd

ZPO $ 293 tu 5
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i')+s arlvaait ii+l-r* ir4&t?ciat iftl ir-tte"rntatl*raaEen $si"c,i-i!{ti'e+3'!t

%,3

!?rI

6 (71272 Gtaber ZRP 1992'
292 (294)'273 Htißteee IPRax 2002,

274 Linkefuau lnZivilVerfR Rn 9 15

ii; äöHiPü 2002,203, leee' 3-87--Bavoblc IPRax (195)

;r; ;äÄr.r.ru zor+' NJw 2003'2685t244 lt24i): BGH

der,,Recolnmendaiions'277 EineAufl istung 293 Rn 10'lein/Laurnen ZPO $rlnter <https:Etroparats abrufuar 25'

resolutlons

ani suiaetines'; des

ü;'ff .;; i;t.;;eb/cdcj/recommenclations-resolr:ri

ons-suidelines>. Zu vorhandenen' das Übereinkom-

äL"ätttm""a* Dokumenten vg1 <hftps://wwl coe

. i nt/delweb/conventions/lul l-list/-/convenuons/trearyi

062>.
278 Manhowski MDR 2001' 194

iiä ürx'rzio;nrutting zRo $ 2e3 Rn sl; PrüLtins/Gehr-

zao MüKoZpolPrütting ZPO $ 293 Rn
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ffiss anYraStl*che 

sichtigenmuss.ZslKostenfiirPrivatgutachtenzuderFrage,welches}.:1..d"*nachdemanwendbaren
inlänclischen foffirionrr.ofriu,ri O.n-f.onf.,"t"n fuii'äi""Jen i't' sittO hingeuen nicht erstattungsftihig'

weil das deutsche g2g3 ZPO falrt'282nicht untert -r.*ääär. p*uir..rrt, ,o *i"'J.;il;; t" ;"r nom t'üö und der Rom II-VO ver-

ankert ist, nicht auslänäil;;;n*hr, wenn diesondern o.rmi"r äärrti irluoJ to-it

Selbstverständlich ist es auch möglich, .in"n urrranäir"h"n Ko.respondenzanwalthinzuzuziehen'

vertretene Kosten sind dann alspartei selbsf iä.n siii i*'auri."d h";. il;;;;;i;ä;" Fall wird cler Korrespondenzanwalt

runr"trüu'tt Jes auslandisoh"rR;";;r"st"iir"Äin der Lage r.in, ^ttg.1t,TJessen nach Nr' 3400 vv
0". i"ärrtrr".r"rg".gnotwendige rort"n 

RVGerstattungsarri,'isäffi'..".i'.ä,"j,r'*t"rrääü-'r'r' .''.4ÄallerdinesnochweitereKostenffir
ßr $ 91;öö ärrä"ri* o.t Verkehrsanwalts

ä
ein privargutachren tür erstattungsftihig gehalter *"ä;;ä;;;, ot"tt"i"t ^*iid"tt

zweifelhaft'z84 bedarf

tü.t f".ilä."t Fall einer Entscheidung im Einzelfall'

5& Auch dann ist man mitunter trotz aller Bemühungen des Gerichts md der Parteien' den Inhalt des ausländi-

üu.,tur"h*gä;;ü;:ermitreLr, nicht vorschen Rechts zu
h J.. ptu*it kommt es dtrchaus vor' dass

es weder a"m cerict i iä"r o"n pu,t.l"n ?"; iääü a1r *re.ri'gt, den.konkreten Fa1l anzuwendenden

ausländischen Rechts zu ermitteln, u"ispietsweis" aber'
..iJä .ine endgtiltig. Kläruns nur mit unverhältnismäßig

hohem Aufivand möglich ist285 oder zreiner erheblichen Verfaf,renJverzöge.i"o ftihren würde' oder

weil das ausländische solche situationRecht zu der entscheidend#;;iil;";;;idon eine
t*gät räifikation und verftigbarer

Rechtsprechung keine Anhaltspunkte zur Losung lt;i;.ffi;;; Bcn^riat. mr eine

pragmatische. *"nn uufr"r".*5iö"r..n.*ü.F.i.'iö.0. Ltistrng gelunden: Fti{ den Fall' dass das vom

uriäiir"rrä"nE"rriGericht ermittert. Ji. k""d;ä;;'h,;t* t'Ät hinreichend beantwortet' darf das

Gericht das deutsche uo*.nä.r,.ü/br"iJhesRecht a1s die lex fori alle
gilt, wenn der Inhalt des ausländischen

"in"*Rechts hotz alier nichr fäeflb;l;;.ilBemühungen überhaupt in 'tnichen Fa1l rvaren dann

;;;füt aufgewendetenPartÄien *d ;;C.r'i.irt. u?J derBemühungen 0.,
Kosten nutzlos' Diese Kosten

g1.i;;ä;il;il..gJrurrwerden allerding, um'ichtiger Sachbeha'd'und sie als Folsen
r"r d.;^;i;;i;g"n"n"Putt"l zu erstatten sein' Die Gerichtskasse

K"rt.; ;;;üt;Äü o"ritig.nund damit o.n st",r.ääiri.'.
lung gem. g 21 Abs. r s]iöräL" t.rruäa.rn, r"h.tJ;;äJ;ätz trer nictrt-sachgerecht' weil auch diese

Kosten ja durch di. E;;;;;;äi"ht d"' giozzvo gedeckt-sind'28e

#6 5. Anerkennung
Beklagten. aus.Deutschland'Die situation einesund vollstreckung. auch

der vor den Gericht

eines anderen EU-Mitgliedstaates verklagt *"tä*'iti, ft"'le"sich schon dr'*ch die BrüsselI-VO

daduroh erheblich das B*-q;;;t'-V.;fatversJhlechtert, dass Der
,en gemaß, A'rt' 41 Bri'issel I-Vo zunächst e'r

parte undohne prütung der Anerkennu"gr".rr;;;;;,j# Art" lo.q9 lJ Brtissel l-VO erfolgte'ze0

schuldner .;o., v".rä,l"rrrilr*.i1r;; gegen das;;;.";;i;ht"?r?t"i"itende schriftstäck nicht nur nicht ordnungsge'

mäß, sondem *ösli;;;;i; iu"it*"pr "i.ht;;;"ii;*"rä*
**, und der sich deshaib auch

Urteil im eurguogrrä k"*..,?;ää;*"ni"frt n.rt"iAig.n mit der
t"it* Uitft", zum elsten Mal von dem Verfah'

ren, wenn ae. Ce.ictttsu-oit i.tt.. uo. i.. ftit
'tuni, wwäe' Hiergegen konnte

Jtif äi" d"ittfttiO"ng-ihm dann erst zusammen

Volsrreckbarerr,rarunä ^tg -i"irtg"*aß Art.42 Abs. 2 Btüäi'r-vö .
er sich dann

nur mit einem R..il?5;;üir"ih" ausgesetzlz:];;; il.4;ä;s;iI:vä.;"ry:f sah sich aber in der Zrvischenzeit

der sicherungsvollstreckungI-VO" ü;;rhmenai^Äur.: e.ürr.lgleichwohl g"-an dt.
wesentlich.vort"iiitäti*"tden BeklagtenAnders, uncl {iir der Voilstreckungsklausel

Oas Verfakeninch nach Art'31ff' EuGVU

;*|-ij;" dasausgestaiter, wonach naiheebildeten L.ganer-Über-O"ä EuGVÜoi.r.äiü tä"it'ä"'partesausgestaltet ** hat sich

il;; *f Ett"ilunnverfahren #äi;il
als Verfahren inter

einkommenzez nur noch im Virhä1tnis Irl*d,"i.r:ä;;ä;äilS;h'"tiz' Düse Entrvicklung

rogunrten-"* r<-rag"*&eilich ub"r ̂zulasten von Beklagten,
mit cler am 10'1'2015 in Kraft gehctenen

flfi andat

281 BGH NJW 1984, 2163;BGH NJW 1992'2026

(2029). 293 Rn l.
2001' 194 (199)282 Mankowski MDR

mwr\91 Rn ll 12283 ZölleilHerget ZPO $ "Ausländer" ä""tt Itiit"fttsvergleichender 
auf die RsPr' Vollstreckung

284 Mankowslii MDR 2o0l' 194(197\

;;; Älä;;üt ist des BGH dernach der Rechtiprectrun-g
oesGutachten ein VteltacnesUmstand, dass ein

ü**"tit ü*t"n kein Grund' da-wird, allein noch die ge-

ioti Ätttuno Ltnd die Anerkennttng rurd
"u

nehmen, BGH NJIV 2014' 1244

(124s)Rt 24.
286 iusf. zu der Problematilt der NichtermittelbarkeiL des
""" delssachen. ÄgtNlw 1991';;äff;h.n n..htt' Sornmerlad/Sckev

te83' 1e43 ff ; NK-BGB/Frei-iäiz rt'üi"i".. nJw 
Rn 50 mwN'tag EGBGB Art 3 

Brand

irn internationaäen Sei:ullelreeht

2S7 BGHNJW 1982,121's. 

288 BGHNJW 1978,496.

iäö vni intot.itzölleilGrcgetzPo $ -
1öo s.'Äi eon überschreitenden Vollslreckung in Europa
-- " Hinsicht Harsägi/

Kengyel, Grenzüberschreitende
zqr s.äß'rr,ietand rormB EurZivilProzR' I Autl 2010'
"-' ö.1.'i; vr.s BeckPFormB/Schütze' t3 Aufl 2016'

Formular I. U. 9.

ZSZ Lusaner-Ubereinkotnmen v 30 10 2007 über""
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Entscheidtrngen- in Zivil- und Han-

zoos L i47, 5; s hierzu attch tJrano
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i.;;.::+ ;,rnL,ja:i-':iir;iiz; it3]i;]v1q.lFjx;. it'ir 

g:,R:i[..,]ä".|o'ffil-':H:lffHT'J,::l

jl-;i:'lrn*tlarnglefi Sc[rl:!ilr+ci-]i

Brüsser 
clas äie bereits durch die Verordnung

r-Vo-Nor:"1::^:,,",i-ff1,*"i":xl ?;l'rl','i.ff;ll
.Exequatr"rr-I::ft:':t:,'il;;il;-vo die Entq'ickrune-{üe""&ü,

ist dulch dle l\ovclls 'uL'

,",s;1n1'1'1e:::x'*äf*1",Y$t*'*:-".x:**;;*ml:F:ii:iträäl:ffi il;:i-
r;ff*[1;:oJ;ä,1"1i i, ;;ld"ckungsstaat vollständig verzichtet worden, so dass die Mitgliedstaaten

de, EJ ,u,.zw:H:';lfli""k'::,gilxll,:,tffi,;:ä1n:t;ä*"i*:'ff*1,'il*3Jfi1#*:Uiil3:
urenn del' aLlslzillulsurru trrv'

.r^- p-;icaor l-vo rratän die EuVTVO insoovei.-t an Bedeutung ver'loren, als der Verzicht auf das
PI us*u " ' " ',;!'UnE oer

Exequatur-Vertun .n u..u,,g.*.inJ *ora.n ist. Die optimistische, äber_ leider wegen der mangelnden

Korruptionssicherheit jetzt eine weiteteder Lu#tytt... itt manchen del neuen EU-Mitgliedstaaten unzutreffende Annahme

des europäisch"n V"roronruffilt.r,^ grt. i''erhalb der Europäischän Union bereits

Intesrationsstufe zu ertc',irien-sei, rtjhrt_sornit zu- weiteren Einschränkungen der verfalrrensreclitlichen

Grui.Jsätzezu'r Schutz .i".täLf.fth.tb rtit Oi" fo'ensische Tatigkeit bedeutet dies' dass eine Partei' die

"ir1s
- \Ä,ie auch irnmer g"urt"i - ;"ttellung eines gerichtlichen SChriftstticks aus einem EU-Mitgliedstaat

erhalten hat, sich i' jedern fatte in - Vollstreck'ngsgegenklage
wer' sie rnöglicherweiseEU-Au-sland uä,teidigen muss, gravie'ende

Nachteile ve'neide' unA ,iJi- ni.ftt auf eine mögliche irn Anschluss an ei'

iää;" ;ltiskräftiges ausländisches UrteiI verlassen möchte'2e8

Ei'e wesentliche Neuerung und vereinfachnng im Rahmen der Anelkennung und vollstreckung gelichtli-

cher Entscheiclungen - clie Ä"ilich erneut mii Rechtsverlusten der Antragsgegnel verbuuden ist - findet

sich in Art. 42 Abs.Z Brtissel Ia'VO. Danach sind nunmel]r' seit dem 10'1 2015 auch Entscheidungen

eles einstrveiligen Rechtsschuizes einscliließlich Sicherungsmaßnahmen,.die von Gerichten eines EU-Mit-

eliedstaates er.lassen *orO.,'' ,inO. in allen andcren Mitgäedstaaten vollstreckbar" selbst wenn sie ohne

ä;ä;l'; ä"Juri.r.,",r Cehörs, aLso ex parte ergangen siid.2eo Nach der bisher bestehenden Rechtslage zu

Art.32 Brüssel r-vo gartel äeiar.t-ige rtitrcfr.iaögä des einstweiligen Reclrtsschutzes nicht als ,Entscliei-

dunaen.. im Siune aieser VoLsctr]if ,nd ***n iränderen EU-Mitgiiedstaaten nicht aterkennungsftihig' so

;;;r";i; wi;ä';;;;;ll"r Regel nur im Ausgangsstaat entfalten konnlen ]00 Der anwaltliche Belater muss-

te deshalb bisher einem Arrtrö;1il;.n,".tttiu"O.t eine Maßnahme cles einstweiligeu Rechtsschutzes'

deren wirksanrkeit iln Eu-Ausiand von entscheidender Bedeutung ftir den.Mandanten waf, rür inter partes

zu beantragen,r,vas wegen ao irig* z,"teilungsdauer und der e-itbedtlrftigkeit solcher Anträge häufig für

alr." *i"t"*ssant urid deshalb
- kontraindiziert war, ocler aber den Antrag gleich im vollstreckuugsstaat

zu stelien. Der Anwalt konnte zLrgleich einen Antragsgegner, der sich rnit einern Vo1lsh'eckungsantrag

'ach
Art. 39 Brüssel I-Vo für eine einshveilig" Arrordtririg konliontiert^sah, beruhigen.30r Dies ist jetzt

gruncllegencl anders gervorden. Auch wenn Ari54 Brüssel Iä-VO es de' Gerichten des Vollstreclc'ngsstaa-

i"r*rärEgli"hi, eineäslanäische Maßnahme ode' Anordnung, die dem.Recht des Voilsfreckungsstaates

unbelannt isr, de'r "ig"n.näir-,i;ü;;;;,,tt;rdrogl"itlt dei des Verfügungsbeklagten^aufgrund
der Reirtsschutz eines verfügungsklägers innerhalb

der EU er.heblich versAfct uiJ der Einschr'änkung des

Rechts'Mußnulttll. des einstweiligenverminderl. Der von eiier iolch"nAnspruchs auf rechtliches Gehor

:i;

(EU)293 Brtissel ]-VO novelliert durch Verordnung 
112N r. 1215 1 2012" ABl. 2012 L 3s1 v. 20 12.2012'

" rrn Übrigen Brand
die ab dem 10.1.2015 gilt; s hierzu Grohmann ZIP

2015, l 6 ff.; Alio NJW 2014, 2395 ff, sorvie deren

das Gesetz zurUmsetzung tn detltsclies Recl.It durch 
(EU) Nr. 121512012 so-DLrrchfuhrung cler Verordnung 

7 '2014,wie zur Anderung sonstiger Vorschrrftenv. 8 
1112-1117BGBI. I 2014, 890 und insbes. die nenen $S 

ZPO, 
294 I<OM(2010) 748 endg. v 14.12.2010; s. auch

Kropholler/v. Hein EurZivilProzR Einl Rl 36
Parlaments295 VoiEG) Nr. 805/2004 des Eruopäischen 

einesund des Rates vom 21 4.2004 znr Einführung 
ftir unbestritteneeuropäischen Vollstreckungstitels 

Forderungen, ABl 2004 L 143,15, berichtigt 
Brand/WildfeuerABl. 2008 L 50,71. s. himzu ausf.

FonnB ZivilVerfAuslandsberühntng, S 573 ff
(6); s. auch Bittmann IPRax296 Stadler IPRax2004,2 

2008,445; s. auch BGH NIW 2014'2363' 
(3040), der,,das ab-29'1 Ygl Wernicke NJW 2017, 3038 

an'ischen den lvlit-so'iut gesetzte Vertrauensgebot 
als ,,kon-glieds-iaaten in Ketrntnis aller Disparitäten" 

bezetchnet' irafaktisches Dogrna der EU"

2007, 381; I{ess298 S. hrerzu auch l{alfmeier IPRax 
iPRax 2005, 401 (402); sIPRax 2004,493; Wagner

zur Ifuitik an dieser Entwicklung
IPRax2013, 126 (130tr)

299 Grol'mannZiP 2015, 16 (17).

9, EuGIIE 1980 I 5, 17 -300 EuGH 21.5.1 980 - C-12s17 

Denilauler. 
dem englischen Boulevard-301 So ist es beispielsweise

Blatt ,,Mail oti Sunday" * vor dem BREXIT - ergan-

Schröderg"n, dtt, der seinerzeitige Brndeskanzler 
einstr'veilige Unterlas-äurih eine ex parte ergangene 

persÖnlichkeits-sungsverltigung des LG Harnburg 
untersagen lassenre"titsverleizenie Behauptungen 

<https://www faz net/aktuell/gesellswollte, vgl. dazu 

chaft/mali-on-sunday-herr-schloeder-sie-beherrschen 
-england-nicht-11 3247 68 hunl>.

302 Wa; bei Ulrterlassutlgs'i'erfttgungen irn Außerungs-

recht, die bspw dem conmon law weitgehend
- unbe-

Problemen fi'ihrenkanni sind, zu nicht unerheblichen 
ZIP 2015'16därfte. S. hierzu krit. auch Grohnanti 

(20).
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starkeingeschränlcten Rechts-

im Zusammenh_anq:3aj über die oben (+ Rn.44tr)

schutzes betroffene ausländische Antragsgegner muss sich deshalb wegender

schutanöglictrkeiten im V"iJ;k";öduig"^..att' 45 Brüssel 1u-y6:or nunmehr im Ausgangsstaat mit

den dort verfilgbaren R."ht;lilh'g?;eneine.einstweilige Maßnahrne wehren. Er rvird also gezwungen'

sich (eilbedürftigl) in das Bü-Ärtfuf;a"t, begeben und vär'clen do|tigen Gerichten sein Recht zu sucheit'

selbst lvenn clas arsländisch."Ü;ö;""gtg"t'itfir n" C91 Erlass der einstrveiligen Verftigung überha*pt nicht

zuständig war. Dies irt i* si":"""ät, ?u?opaitttt"" Verorclnungsgebers zwai konsequent' aber gleichwohl

rechtsstaatiich bedenklich. I

lit kann einem Ufieil aus
Zustellungsfragen.bereits eröftefien Fragen der

Anerkennungsv.rrugungrgri;ä.'ä", att.+S Abs."l lit.b Brüsselia-VÖ hinatts

einem EU-Mitgliedstaat oi.-et.,r*nnung in einem.anderen Mitgliedstaat auch dann venveigerl rverden'

wenn die Anerkennung d";';ä-;;;;ii! ä"r- a"..f."*ungsstaa6s v6llelzen wti'de, Art' 45 Abs' 1 lit' a

Brässel Ia-Vo. Neben dem lotlisicisrechtlich en or1re publ\c-Vorbehalt in der Rom I-Vo und Rorn II'VS

(+ fur. 15 trnd i6), sieht das Europäische Verfahrensl'echt somit durch den anerkennungsrechllichen ordre

nuhlic-yorbeltalt die Möglichkeit vor, die Anerkennung und vollsrreckung einer EntsclreidLürg aulgund

:ä"Jiffi;ffi;iär,',"riäär.lg.nrn on ,,rri"hen orcln"u*g abzulehrre..r04-De'VorhehalL ist ebenlalls be-

sctrränlct arrt,,offensichtti"#: ;är$ßr€;*;;;;; ";;!t rler orctre pttbtic-Klattsel nur dann in
pu\tic trnd wird von den deutschen Gerichten selu

;;:i:k#;ä *;;;r'd,;öiD* i""äs i"?""t, da.s ein.'Änwrndung

Betracht kommt, wenn die Anerkenlrng ocler vollstreckung der * t-in91 anderen vedragsstaat erlassenen

Entscheidung gegen eilren;;;;["ü"R.ctttrgrunarat, veätOßt und deshalb in einem nicht hinnehmbaren

VollstreckurlgsstaatesGegensatz zur Rechtsordnunj,l", steht.306 Der Anwendbngsbereich dieses anerken-

nungsrechtliche n orarn puOäZ äi *eit". gefasrtät 0". ä.t toifirionsrechtlichen itdre public'3ll Durch de'

anerkennungsrechtlichen *t Ge-geprüft'3ffi Dies ist auch deshalbinländischen Grundsatzen
,;;;;;;i;;-*irJltl.l ^voraussegangenedem ausländischen Ulteil Verfahren

*it *uirrl.fttUarenauf seine Vereinbar.keit
genstand der Dislcussion, #i;ä;;f;"rii"tttrit c1", VoÄehulttklausä1im Rahmen der Brüssel Ia-VO im

Gegensatz zum Anwend*ngtU...i.ft der Rotn f-VO unO Jet äom II'VO vielmals vetneint wird' Begründet

wird dies rnit der rutru.r',.,"äätä;ä;u""h ;;. Brüsse1 Ia-Vo anzuelkemende Entscheidurg immer ans

,ä"r-t, a.rr"reinem anderen Mitgliedstaalt der
:rustiz so sieht es auch Et'wägungsgrund- 16 der Verordnung

vor - ein besoirderes titA, unZitt".td imVeftrauen entgegengebracht Rahmen äer RomI-VO 'nd
Rom 1-VO es auch z*r V"*.i.r"g ailäriistaattiches Recht kommen kann und somit größere Differenzen

zwischen den Rechtsorcln"*ilä.ffi;hililt"di'-äJ;t nach
itt nuct.t herrschenclet Ansicht einem Schrrld-

ru-völ *A"ts als beiArt. a! ÄUr. r fit. a Brüsselner die Berufung aur 

$l722,"l23ZPoiYm$j28ZPo-abgcschnitten,}V:nnelsichniclrtimAusgangsprozessitnUrsprungs-isth;L310 Zv berücksichtigennectrLsmitteln gewelutä..h,."b.h.lfrn undsraat mit den dort ue.nigUärJn

cler Vollstreckbarerklärung

jeclenfalls scho' heLrte, d"., l;; unlrk"nnungrr.chtlichi orctre public-4orbeltalt nach der Briissel la-Vo nuL

des Zweitstaatescler Rechtsol'dntrngunve'zichtbarär Wertees um die Wah*rngin krasse' Fällen,'ur denen
äus EU-MitglieclstaatenDies Otirn" Uri Urteileneeht, durchgreiff.,trr mögliche - Bcweis

ntLr. selten dcr Fall sein' zB' wenn

C.ri.t-,t verurleillen S.flufO""Ltäine* uon eirrem ausläncli..fr.n a.t - freilich nttr scltwer

303 Der Rechtsschutz im Vollstreckungsstaat ist gem'

zusätzlich noch da-Art. 45 Abs. 3 EuGVVO sogar = NJwc-7l98, slg. 2000, I-leis:oo Li'dH 28 32000 -die Zuständigkeit des Ur-durch eingescluänlct, dass mAnm Mansel IPRar2000, 1853 (1854) - Krombach.
den Gerichten itn Vollstre-,p.ungrg"1i"htt nicht von

Lunlassend Jayme Natro-2001,49 (5d); s. hierzu auchdarf, mit dem aus-ckungisiaat trberprüfl werden ErLC Heuropziisc he L ntegration;.nut"i orOi" ptrblic und45 Abs 3 S 2 EuGVVO'dniclilichen Hinrveis in Art
lag4 I-2237 - Solo Kletn-2.6.19s4 - C'414193' SlgZuständigkeit nichtdass die Vorschriften über die SIg 1988 645 -

zum ordre public im Sinne von Art 45 Abs l lit a

EuGVVO gehÖren. 3 Aul1 2010'
304 S. hiorzu rÄfassend: Völker Zur Dogrnatik des ordre

oublic: Gleiches gilt gern Aa V Abs' 2 lit b des

tiber die Anerken-ilew Yorker LiN-Übereinkommens Art 34
nung und Vollstreckrrng ausländisoher SchiedssprtJt-

1059BGB| t961ll12l, und $.rr.iuwul v 10,6.1958,
die Aufhebung vonAbs, 2 Nr. 2 ZPO auch für

Schiedssprüchen; s. hierzu 

2023,21.
auch Wächter SchiedsVZ

305 Stauclinger, Der ordre-public-Einwand Aufl 20l0'im Europä-

ischen ävilverfahrensrecht, The Etrropean Legal Fo-

ze EvrZiv ilYerlVrurn 5-2 004, 273 ; Geimer/Schüt

Geimer,3. Autl 2010, 

mwN,

EuGVVO Art 34 aF Rn 15

motoren; EuGH 4 2 1988 -145186,
I-{olfmann.

sOz Geimer/Schütze Er.rZivilVerfR/Geimer,
EuGWO Art, 34 aF Rn 16 ff'

308 Geimer lntZivilProzR Rn 23

:öl riopfloffolv: Hein EurZivilProzR EucVVo
Rn.3.

3 l0 Stauclinger, Der ordre-public-Einlvand irn Europä-

isctren ävitverratlrensiecirt, The European Legal Fo-

tr'* S ZOO+, 273 
Art.45 Rn 24 mwN'

(275); Rauscher EuZPR/ELTIPR/

Leible Brüssel Ia-VO
rt t ClimeriSchütze EurZivilVerfR/Geimer,3

EuGVVO Art 34 aF Rn 14
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lV. Schlussbemerkung find

Das europäische und das intematiouale Privat- und Zivilverfahrensrecht unterlieuen einer erheblichen

öv,'.''.i' Schon durch ,;;;;;l;kr"", o"' :::'Täl*;.'ffi,;-j Xil:#*'l;*':::'rJ.?J";"":
;;;;;;c, sich oder Antrasssegnerals Beklagter tn

li{A

zi:&

ZölletlGeimer ZPO $
ordre pub^lic-328 Rn 217; s zur NJw 2013, 990' '312;;ffi;il Rah'''en"uon An 34 ducVVo !ryu"-"F

,""äl'ä%it.Vstltütze ' ' " d zozzEurZivilVelfR/ceimer' 3 Aufl '

loio, nucvvo Art' 34 aF Rn 19 ff
:r: i. itiää it" Verhaltniizu

"*fassend Nacl,w zu Rspr' ''' "i;hi
ZolleriGeimer ZPo $ 328 DiesbezLrglich-'- :rs äill

ä".ä;-i;t mil umfangreichen das Abkornmen

und Lit. ltne Zustandi

,r+ äöH ulw 1993,3269;oLG itn* unO"volfu"ckrurg
saarbrücken IPRax

' " ö;;. iä; oLC ou""raorf oLG R 2007 ' . ttuthtn161 (t9z-)

IZ2000'373ff ;.s' vgi Erwägungsgrund
, i hlää d"ilirJre 70); dies silt

Mannpuulic-widrigkeit bejahend:-, '" äär. ääöz I
Nmiös+, 1189;aÄHess

hierzu 4l der

uo"tt gtunä Ctunzüberschreitender kollektiver - ^ - -
ffiil;;il; in: singer s 20e ff ; Brand ZIP 20i5' 16NJw 20i2' (17)'

1116 ff. Heln EurZivilProzR
Ire i.'äo umfangreichen Rn 1.

Nachw bei Brockmeier Puliti-
' " ;t;;;"ÄTnultiple sieht hierfurdamages und deutscher ordre

""r.1i",'2?f
r*tctimer zpO $ rze Rn 248a-252; s Vi zur EuGVVo

' ;;;;ffi;;vö
ä,tch Man."l FS Jayme, grundl'egeno2004' 56irff ; ist'
rt f ättä".f-S"fl"f tt U-S-amen-Funktion und Dogmatik lf. ; Mansel/rhom/Wagner

;;;;;;;;; Punitive ipi^"äoz,l. t09 lf. ; Mansel/ThomÄVagner.iP-Raxdamages; mBesPr seitz NJw

2001. 134. ;;;;:;; tr :M^^sei/rhomAvagner ' '

t, 7iuätttl18,3l2; iöiii, wtJt"i l' tw 20t7's hierzu auch die Nachw bei

"' ' Rn 250; Geimer Inzivil-7;i"ttö;;";zPo $32s

ProzR Rn. 2974; s aber auch BVerfG 9 1 2013'

i euR zaosltz,
,'* iä'zi riÄü'iv. Sr+ ^

I T{ZÜlFIBÜ-Auslc in de-r

ft:';;";;u" ".'z.i
(BcBt 2022 t e5e' in K-rart

'"ti'i"i't.i.zozz); Dänemark
Wasner EuZW 2022'733 Q3s.f )'

"rii'."ä
a'.* 1 7 2007 v 19 10 2005

äil;1.;;;h'i gkeit und die Anerken-

von E-ntscheidungen in Zivil-

"ää"räti*f q+,
(eet zoos L299'62'

weiterhin ebenso f ir

die EuGVVO-Novelle'
vo (EU) Nr 121512012

rzO S. ftiltru Ctohmann

l;l "döt.'rlv] EucVo Art 57

322 ;i;;rordnung die Verwendung-des
'"" das in nnhang
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" "

lPRax 2021'

17e6 ff ; stei n/schnichelv

2022' 109 4 trLenzing EIZW 
ör

Brand
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weiter auf dem weg zur schaffung

6E Die Schaffting eines einheitlichen

richtsbarkeit zu ste11en, erhebiioh gewachsen. Dieser Prozess schreitet

eines einheitlichen Rechtsraum, in"f*opu voran. Die Reste des autonomen nationalen intemationalen Pri-

vatrechts behalten inr" C"ftu"g, ai. A"rlirt"*utionalen Zivilverfakensrechts bieiben im Verhäitnis zuDrixl-

.äi* u" g"deutung. oi|ä it"i"Aerscheitenden Schuldverhältnissen beteiligten Pafieien sehen sich

cleshalb unterschiedliohen nfi*SnU.Oi"gungen gegenüber. Gerade für intemational tätige Wirtschaftsunter-

nehmen besteht deshalb ""fg";;;;; andqrerseits ein stetig wachsender
liteäatioäajisiemng cler Wirtschaftsbezielungen einerseits und der

;t;;;;;h* i".t"nt*i"r.rö'?.t anzu*endrnd.n RechtJvorschriften

Beratungsbedarf. oi" g..*üf.r.chreitende Kooperation innerhalb der rechtiberatenden Ben:fe ist deshalb

inr-ir.fr.n tagfiche päis. toteroutionui.r Privai- und Velfahrensreoht sind keine exotischen Rechtsgebiete

mehr, sondem gehören ru--<emO"tta"d der Expertise, die ilternational tätige.Handelsuntemehmen zu

Recht von ihren rechtlich.n ä"tur.*, aber auch von den Gerichten, erwafien' Hier gibt es nicht uner'

heblichen Nachholbedarf .;;;hi i" Jer Juristenausbildung insgesamt als auch in der berufsbegleitenden

i;üküg. ffi schtaglichtartifüÄin diesem Beitlag*einige Hinw_eise zur Bearbeitung von Mandaten

im internationalen SchuldreJhfE.ä.U." *..0.t, die die Clancen und Herausforderungen aufzeigen.sollen,

die die Befassung mit der rri.i"i.ii.t.t. Aufgrund der sich in kwzer Folge ergebenden Weiterentwicklung

des Intemationalen privatrechts und des InteÄationalen Zivlivelfahrensrechts durch den Eu|opäischen und

die nationalen Gesetzgeber ,n d ;i; Rechtsprech'ng insbesondere des EuGH bleiben grenzübe'schreitende

schuldrechtliche Mandate ni.ftt nut intellektuell u-nd ;uristisch spqrureld, sondem auch in hohern Maße

haftungstr.ächtig. UnaUtrangig ä;;;";g; J.t Vti*J""..fti und d.. deutsche sowie der europäische32a

Gesetzgeber den an intematänaien Harideibeziehungen Beteiiigten zunehmend auch Offentlich'reohtliche

pni.frtä
""f, über das anwaltliche Beraterinnen und Berater

Ueispietsweise Jurctr AusfuhrkontrollbJschränkungen oder das am112023 in Kraft getretene

ll.f.rf.tt"n.otgfaitspflichtenles.ä ii[SCl,"t informiert

sein müssen und ihre rtnu"äätr"Lh-^ln'ro*i"t n haben, und zwar über die.kollisionsrechtliche und

schuldrechtliche Beratung fti*ut. Oi. rein schuldrechtliche beratung kommt desh-alb im grenzüberschrei
fremdendem Schuld- und Kollisionsrechtdie Berücksichtigung dieser,tenden Mandat inzwischen otoe 

Materien nicht mehr aus. 
in Europa - oder wie es der ArnsterdamerWirtschafts- und Rechtsraums

Vertrag in Aä 61 formulieJttut, ,,"i".t Raumes der.Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" - ist eines der

Manche Entwicklungen magbedeutendsten Friedenswerke ä1.'cescrricrrte. TT ftir verfrüht halten, andere

nir't"fUfr.trig. Die Vereinheitli"hutrg ulr.l.r der zivilrechtlichen und zivilverfahrensrechtlichen Vorschriften

innerhalb der Europäisch"n Union
"verfolgt aber stets anch den Zr'veck, ,,the rttle of law" auch in den

Litndem der Europäisch"n uni* zu vollä Durchbruch zu verhelfen, wo es Nachbesserungsbedarf gibt.

Insbesondere ftir die BundesepoOfifi O*tt"itland lag der europäische Einigungsprozess nie aussohließlioh

im wirtschafts- o,1.r. r-"ohtrpolitischen Interesse. Es waren vielmehr zuvörderst die sicherheitspolitischen

g;oü.fr,ir." nach dem Ende des zweiten Weltkrieges und später nach cler Ötfnung des Eisernen Vorhangs,

Ji. a"n europäischen frt*gt'Jio*pt"zess zur deufschen Sfaatsräson haben werden lassen' Dies ist durch

Jen ijberfail'nusstanOs a.ridieUituin. der Ja]re 2014 und 2022und die dadurch verstärkten Diskussio-

uen über weitere EU-Ert.ii"*ng.n erneut deutlich geworden. Daraus sind neben dem allseitigen und

off.nf.unaig.n Nutzen flir äi" l,fänrct.n in Europa inäwischen handfeste Standortvorteile geworden, die

weiterzuenävickeln Aufgabe ni"6t 
Rechtsanwender ist.

nu. Oo europäischen uncl des nationalen Gesetzgebers, sondem auch der

v 162023324 Beschluss des Europäischen Parlaments 
Etlropä-zu dem Vorschlag ftir eine Richtlinie des 

die Sorgfalts-ischen Parlaments und des Rates tiber 
Nachhal-oflichten von Unternehmen im Hinblick auf 

(EU)iigkeit und zur Andentng cler Richtlinie

201911937 (coM(2022)0071 - ce-00s0/2022 - 
202211]st(coD). 
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